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Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich



Deloitte.Radar 2016



Chancen entstehen im Kopf



Mit dem Deloitte.Radar analysieren wir seit drei Jahren die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich. Dieser ist für unsere Kunden, für unsere 1.200 Mitarbeiter, sowie für uns selbst Lebensraum und -grundlage. Es kann niemandem gleichgültig sein, wie wir uns im Wettbewerb mit einer immer stärker vernetzten globalen Welt behaupten und ob wir das mögliche Potenzial unseres Landes sowie unserer Wirtschaft auch tatsächlich zur vollen Entfaltung bringen. Mit dem gebündelten Know-how in den Bereichen Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Consulting und Financial Advisory tragen wir tagtäglich dazu bei, das Vertrauen und die Zuversicht in die Wirtschaftskraft Österreichs zu stärken. Nur wenn wir die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderungen in unserem Land mutig und entschlossen lösen, fördern wir auch für künftige Generationen den Wohlstand.



Mit dem Deloitte.Radar 2016 blicken wir gemeinsam mit anerkannten Persönlichkeiten selbst in den Spiegel: Welche mutigen Schritte wollen und können wir für zukünftige Chancen setzen? Diese Chancen entstehen zu allererst in unseren Köpfen. Wir freuen uns daher, wenn Sie uns auch an Ihren Gedanken und Meinungen dazu teilhaben lassen ([email protected]). Im Namen aller, die an diesem Projekt mitgewirkt haben, wünschen wir Ihnen eine spannende Lektüre und bedanken uns für Ihr Interesse. Ihr/Ihre Bernhard Gröhs Managing Partner



Claudia Fritscher Chairwoman



Cockpit 1



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Österreich sieht sich aktuell mit einer der geringsten Wachstumsraten Europas, sinkenden Investitionen und einer hohen Staatsverschuldung konfrontiert. Die gute Beschäftigungssituation wird durch einen anhaltenden Anstieg der Arbeitslosigkeit getrübt. Die Bewertung sinkt gegenüber dem Vorjahr – kurzfristig ist keine Besserung in Sicht. S 14



3



Vorjahr



Vorjahr



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



Tendenz



2 Tendenz



Regulatorisches Umfeld



Die regulatorischen Auﬂagen werden als größtes unternehmerisches Risiko und Investitionshemmnis wahrgenommen. Österreich fällt dabei im europäischen Vergleich durch einen anhaltend hohen Bürokratieaufwand, viele Einzelregelungen und vergleichsweise wenig Flexibilität auf – eine Entspannung ist noch nicht zu erwarten.



Regulatorisches Umfeld Vorjahr
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Österreich zählt zu den überdurchÖ schnittlich starken Forschungs- und Innovationsstandorten in Europa und konnte in den letzten Jahren die Innovationsefﬁzienz kontinuierlich verbessern. Für eine dynamische Startup-Szene sind der Abbau bürokratischer Hürden und die Förderung einer stärkeren Private Equity-Kultur essentiell.



S 20



Kosten Tendenz



Innovation, Forschung und Technologie Tendenz



Vorjahr



Lebensqualität



Materieller Wohlstand und die Qualität des Lebensstandards sind überdurchschnittlich stark ausgeprägt. Beim subjektiven Wohlbeﬁnden und bei der Einschätzung künftiger Möglichkeiten liegt Österreich jedoch hinter vergleichbaren Staaten zurück, wodurch die hohe Lebensqualität in der Wahrnehmung vieler in Gefahr ist.



Kosten



Österreichs Fiskalpolitik schneidet im Ö internationalen Wettbewerb sowohl hinsichtlich der hohen Steuer- und Abgabenbelastung als auch bei der Bewertung der Lenkungseffekte schlecht ab. Die Steuerreform war ein erster Schritt zur Entlastung des Faktors Arbeit, allerdings mit einer überwiegend einnahmenseitigen Gegenﬁnanzierung.



S 34



S 38
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Mit seiner gut ausgebauten allgemeinen Infrastruktur zählt Österreich zu den hochentwickeltsten Standorten. Beim raschen technologischen Fortschritt und der dafür notwendigen IKT-Infrastruktur besteht jedoch noch Aufholbedarf auf die führenden Innovationsstandorte – hier darf der Anschluss nicht verpasst werden.



4 Vorjahr



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



Tendenz



S 28



Innovation, Forschung und Technologie



Die Wettbewerbsfähigkeit Österreichs hat sich 2015 weiter verschlechtert: Der Indexwert über die sieben von Deloitte bewerteten Standortfaktoren sinkt von 3,00 im Jahr 2014 auf 2,86 von fünf möglichen Punkten. Dies ist auf die Verschlechterung der makroökonomischen Gesamtsituation zurückzuführen.



Verfügbarkeit von Arbeitskräften Tendenz



Vorjahr
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Verfügbarkeit von Arbeitskräften



Seit Jahren steht eine steigende Arbeitslosigkeit bei geringer qualiﬁzierten und älteren Arbeitnehmern den Engpässen bei gut ausgebildeten Arbeitsund Fachkräften gegenüber. Österreich hat die große Herausforderung zu meistern, weitere Erwerbspotenziale zu erschließen und das Bildungsniveau kontinuierlich zu steigern. S 46



S 54
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Lebensqualität Vorjahr



Tendenz



Dringender Handlungsbedarf Handlungsbedarf Gute Basis für notwendige Verbesserung Standortvorteil mit Verbesserungspotenzial Klarer Standortvorteil



Schlüsselfaktoren geortet Die Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes beruht auch in hohem Maße auf der kollektiven Wahrnehmung und Stimmung in der Bevölkerung. Politik, Unternehmer, Arbeitnehmer und die Gesellschaft als Ganzes müssen sich bewusst sein, auf welche Faktoren es gerade jetzt ankommt. Wir haben die wesentlichen Ansatzpunkte zusammengefasst.



Mut zu Mut zu



Transparenz und Reformen



• Konsolidierte Darstellung aller öffentlichen Finanzen von Bund und Ländern • Kompetenz- und Aufgabenreform zur Beseitigung von Doppelgleisigkeiten, dadurch Reduktion der Verwaltungskosten



zukunftsorientierten Investitionen



Fokus auf markterweiternde Investitionen von Staat und Unternehmen durch • Konzentration auf digitale und physische Produktinnovationen • Infrastrukturerweiterungen statt reiner Ersatzinvestitionen



• Reinvestition der frei werdenden Mittel in Bildung, Forschung und Infrastruktur



Mut sozialer zu Verantwortung • Steigerung der Achtsamkeit jedes Einzelnen und stärkeres Bewusstsein für gesellschaftliche Entwicklungen • Wertschätzung und Ausbau des zivilgesellschaftlichen Engagements sowie der sozialen Verantwortung vieler Unternehmen und Bürger • Wahrung und nachhaltige Verbesserung bzw. Modernisierung des österreichischen Sozialstaates



Mut Modernisierung zu der Arbeit • Flexibilisierung der Arbeit hinsichtlich Zeit, Ort und Compensation, unter Nutzung technischer Möglichkeiten und vor einem zeitgemäßen rechtlichen Rahmen • Kontinuierliche Anpassung des (Weiter-)Bildungsangebots hinsichtlich Skills, Mindset und Technologie • Bewusste Nutzung und Förderung der Erwerbsund Kompetenzpotenziale von Frauen, älteren Arbeitnehmern und Migranten



Mut zu



Vereinfachung



• Umsetzung der staatlichen Aufgabenreform zur Deregulierung und Entbürokratisierung • Neuregelungen als Chance für Reduktion und Vereinheitlichung • Schaffung von Freiraum und Konzentration auf die wertschöpfenden Aktivitäten



Mut Risiko zu und Innovation • Erleichterung des Zugangs zu Risikokapital und Abschreibungsfähigkeit für Risikoinvestments • Vereinfachung des F&E-Fördersystems als Innovationsmotor vor allem im KMU-Bereich • Etablierung einer „Kultur des Scheiterns“ und Verankerung eines breiten „UnternehmerMindsets“ in der Gesellschaft



Mut SStrukturbereinigung zu und Modernisierung • Weitere Entlastung der Arbeitskosten, Gegenﬁnanzierung über strukturelle Maßnahmen • Vereinfachung des Steuerrechts durch Reduktion von Ausnahmen • Besonderes Augenmerk auf Rechtssicherheit und investitionsfördernde Maßnahmen in der Steuerpolitik



Auf den Punkt gebracht Deloitte.Radar 2016 – Mehr Mut und neue Chancen für den Wirtschaftsstandort Österreich



Der Befund zur Wettbewerbsfähigkeit Österreichs war in den letzten Jahren ernüchternd – der Standort geriet gegenüber den Top-Volkswirtschaften zunehmend ins Hintertreffen. Gleichzeitig sorgen globale und kaum beeinﬂussbare Entwicklungen – minimales Wirtschaftswachstum, niedrige Zinsen, Migration und Digitalisierung – für eine pessimistische Stimmung, Unsicherheit und gefühlten Stillstand. Das führt zu einer zögerlichen und zurückhaltenden Grundeinstellung der Menschen in unserem Land, wodurch eine positive wirtschaftliche Entwicklung verhindert wird. Umgekehrt liegen zahlreiche Rezepte und Ideen vor, wie es wieder aufwärts gehen kann. Und viele Unternehmen sowie die Zivilgesellschaft zeigen, wie konkretes Anpacken eine positive Wirkung entfalten kann. Wir sind davon überzeugt: Für eine Trendumkehr fehlen nicht die Ideen. Der Schlüssel liegt im Mut jedes Einzelnen – für Veränderungen, neue Wege und Entschlossenheit. Dann wird die Wirtschaft wieder vermehrt investieren und es werden neue Arbeitsplätze geschaffen. Denn Wirtschaften heißt immer auch Entscheidungen für die Zukunft zu treffen. Es braucht den Glauben an eine positive Zukunft, an Chancen für wirtschaftlichen Einsatz und unternehmerischen Erfolg.



Mit dem Deloitte.Radar leistet Deloitte Österreich einen Beitrag dazu. Mögen viele weitere folgen.



Impressum Herausgegeben von Deloitte Österreich, Renngasse 1/Freyung, 1010 Wien, Bernhard Gröhs (Managing Partner) Projektleitung: Christian Radauer Autoren und Redaktion: Armin Nowshad, Marie-Therese Praniess, Verena Moosbrugger mit den jeweiligen Fachexperten und ihren Teams Koordination und Beratung: Melinda Mihóczy, Sepp Tschernutter (klar.) Layout und Satz: Ilse Barth
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METHODIK



Die in einer geschlechtsspeziﬁschen Form verwendeten Begriffe, Bezeichnungen und Funktionstitel gelten selbstverständlich jeweils für beide Geschlechter.
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Expertenrat – gemeinsam für den Standort Österreich Im dritten Jahr des Deloitte.Radar wurde der inhaltliche Austausch mit anerkannten Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Wirtschaft aufgenommen, um wesentliche Aussagen zum Standort umfassender zu beleuchten. Die Mitglieder des Expertenrates haben ihrerseits bereits bewiesen, dass man durch Eigeninitiative und Mut vieles schaffen kann. Genau das benötigen wir auch für Österreich: Chancen und Zukunftspotenziale entstehen im Kopf – für die Umsetzung braucht es aber insbesondere Mut.



Dkfm. Frank Hensel (Vorstandsvorsitzender der Rewe International AG) Als Vorstandsvorsitzender der REWE International AG verantwortet Frank Hensel die Geschäfte der Handelsﬁrmen BILLA, MERKUR, BIPA und ADEG, den Zentraleinkauf, die Eigenmarken, inklusive der BioMarke Ja! Natürlich und der Weinkellerei Wegenstein, die Revision, die Unternehmenskommunikation, die Bereiche Nachhaltigkeit und Personal/Personalentwicklung sowie den Vollsortimentsbereich der REWE Group in Italien.



Mag. Georg Kapsch (Unternehmer, Präsident der Industriellenvereinigung) Seit Juli 1989 ist Georg Kapsch Mitglied des Vorstands der Kapsch AG und seit Oktober 2001 deren CEO. Weiters ist er seit 2000 CEO der Kapsch Group Beteiligungs GmbH und wurde im Dezember 2002 zum Mitglied des Vorstands der Kapsch TrafﬁcCom AG ernannt und ist seitdem auch deren CEO. Im Juni 2012 wurde Georg Kapsch zum Präsidenten der Industriellenvereinigung gewählt.



Prof. Dr. Christian Keuschnigg (Professor der Volkswirtschaftslehre in St. Gallen, Direktor des Wirtschaftspolitischen Zentrums Wien) Christian Keuschnigg ist Professor für Nationalökonomie an der Universität St. Gallen und Direktor des Wirtschaftspolitischen Zentrums in Wien. Von 2012 bis 2014 leitete er das Institut für Höhere Studien in Wien. Keuschniggs Forschungsinteressen betreffen u.a. Steuerreform, Wachstum, Unternehmensﬁnanzierung, Kapitalmarktentwicklung, Alterung, Arbeitsmarkt sowie die Internationalisierung der Wirtschaft.



Mag. Dr. h.c. Monika Kircher (Innovationsexpertin, Gründerin der Initiative für Kärnten, ehem. Vorstandsvorsitzende von Inﬁneon) Monika Kircher war von 2007 bis 2014 Vorstandsvorsitzende der Inﬁneon Technologies Austria AG. Sie ist Gründerin der Initiative für Kärnten, deren Ziel es ist, dem Bundesland Kärnten wieder zu dem Stellenwert zu verhelfen, der diesem eigentlich zusteht. Das besondere Engagement von Monika Kircher gilt seit langem der Forcierung familienfreundlicher Rahmenbedingungen in Unternehmen und der Förderung von Frauen, gerade in technischen Berufen.



„Die Bildungsreform ist ein erster richtiger Schritt. Wenngleich noch vieles zu tun ist, ist vor a allem die „klimatische“ Auswirkung der Reform --dass es nämlich in Österreich auch in festgefahrenen Bereichen Bewegung geben kann – von großer Bedeutung.“



„Österreichs Wirtschaft ist grundsätzlich bereit zu investieren. Aber solche Investitionen müssen wieder leistbar werden und sich auch lohnen. Nur so kann das Überleben der österreichischen Unternehmen langfristig sichergestellt werden. Und eines ist klar, nur Unternehmen schaffen Arbeitsplätze.“



„Österreich braucht eines ganz besonders: Eine ausgeprägte Risikokultur. Vor allem ein ausbalancierter Kapitalmarkt kann nur mit Risikokapital funktionierren – und davon gibt es gerade für Startups noch vviel zu wenig. Es braucht aber viele Gründungen, damit einige wenige zu wirklich großen Unternehmen heranwachsen und neue Impulse für die Wirtschaft des Landes geben können.“



„Die Erhöhung der Forschungsprämie ist ein klares Signal an forschende Unternehmen und Institute – damit wird das Vertrauen in die Rahmenbedingung gen am Standort gestärkt. Das kann aber nur einer von vielen Schritten sein, um die Attraktivität Österreichs zu erhöhen. Die Errichtung der gemeinsamen Plattform Industrie 4.0 weist hier in die Zukunft.“



DDr. Regina Prehofer (Finanzexpertin, diverse Aufsichtsratsmandate, ehemalige WU Vizerektorin für Finanzen und Infrastruktur) Regina Prehofer war von 2011 bis 2015 Vizerektorin für Finanzen und Infrastruktur an der Wirtschaftsuniversität Wien. Davor war sie in mehreren Vorstandspositionen, unter anderem für die Bank Austria Creditanstalt AG und die BAWAG P.S.K. Heute ist Regina Prehofer als Aufsichtsrätin einer Reihe von namhaften Unternehmen tätig.



„Die Umsetzung der Reform der Verwaltungsgerichtsb barkeit und die Überführung in einen zweistuﬁgen Insttanzenzug geht genau in die richtige Richtung: Entlasttung, Vereinfachung und klare Strukturen – Österreich braucht mehr von solchen gelungenen Reformen.“



Dr. Eveline Steinberger-Kern



„Österreich braucht kluge Infrastrukturinvestitionen, um in den Stärkefeldern zum Top-Standort zu werd den. Mit voranschreitender digitaler Transformation ssehe ich diese vor allem in der Bioökonomie, im Man nagement und Aufbau dezentraler und erneuerbarer Energieanlagen sowie in der Prozessefﬁzienz in den österreichischen Grundindustrien.“



(Expertin für Energiewirtschaft, Gründerin der Blueminds-Company) Eveline Steinberger-Kern ist Gründerin und Geschäftsführerin von The Blue Minds Company GmbH, einem innovativen Beratungs- und Research-Unternehmen, das sich mit der Transformation des Energiesystems beschäftigt. In der Energie Burgenland AG und UniCredit Bank Austria AG hält Eveline Steinberger-Kern Aufsichts- und Verwaltungsratsmandate.
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In einem offenen Diskurs hat sich der Expertenrat mit den positiven und negativen Entwicklungen am heimischen Wirtschaftsstandort auseinandergesetzt und diese auf den Punkt gebracht. Dabei zeigt sich das durchaus ambivalente Bild des Wirtschaftsstandortes – mit vielen Vorzügen, aber auch klaren Handlungsfeldern. Politisches und Makroökonomisches Umfeld + +



E-Government: in diesem Bereich ist Österreich führend Investitionstätigkeit des Staates: zukunftsorientierte Ausgaben, wie Breitbandmilliarde und Hochschulmillionen



_ _ _ _ _



Staatshaushalt: mangelnde Budgetdisziplin, dringender Reformbedarf Pensionssystem: fehlende Nachhaltigkeit, inkonsequente Generationenpolitik Verteilungspolitik: hohe Förderungstätigkeit, fehlende Transparenz und Nachvollziehbarkeit Föderalismus: unklare Kompetenzverteilung lähmt Reformen Finanzmarktpolitik: fehlendes Leitkonzept zur Erhöhung der Bedeutung des Finanzplatzes Österreich



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld + +



§



Energiepolitik: erneuerbare Energien, Elektromobilität und Energieefﬁzienzgesetz als Investments in eine nachhaltige Zukunft Qualität der Infrastruktur: hohes Niveau und Sicherheit der bestehenden Netze und Services



_



Infrastrukturstrategie: mangelnde Rechts- und Planungssicherheit bei großen Infrastrukturprojekten



Regulatorisches Umfeld + +



Verwaltungsgerichtsbarkeit: größte Reform seit 1920, dadurch Vereinfachung der Verfahren, klare Strukturen und Entlastung der Verwaltung Aufgabenreform: erste Umsetzungsschritte der Deregulierungskommission



_ _



Bürokratie: komplexe Gesetzgebung und überbordende Regularien Komplexität: Vielzahl von Regularien auf allen Ebenen (EU, Bund, Länder & Gemeinden)



Kosten + +



Lohnnebenkostensenkung: Faktor Arbeit erstmals entlastet, aber noch immer vergleichsweise hoch besteuert Eigenkapitalzufuhr an Unternehmen: nun ohne Steuerbelastung



+ _ _



Steuerreform: längst fällige Tarifreform und weitere gute Lenkungseffekte, aber teilweise durch Gegenﬁnanzierung konterkariert Steuern & Abgaben: überwiegend einnahmeseitige Finanzierung des Staatshaushalts



Innovation, Forschung und Technologie + +



Forschungsprämie: Erhöhung macht F&E-Standort Österreich attraktiver Innovationsefﬁzienz: Verhältnis von Input und Output ist seit Jahren steigend



+ _



Kapitalbeschaffung: verbesserter Zugang für KMU durch Crowdfunding-Gesetz, Risikokapital für innovative Unternehmen dennoch knapp



+ _



Bildungsreform: zusehends im Fokus und positive Ansätze, aber langwieriger Prozess Arbeitsrecht: relativ strenge und unﬂexible Rahmenbedingungen und negative Effekte durch das Lohn- und Sozialdumpinggesetz



Verfügbarkeit von Arbeitskräften + + +



Arbeitnehmerﬂexibilität: sie tragen Beschäftigungsschwankungen mit, stärken die Krisenrobustheit und leisten Beitrag zur Beschäftigungssicherheit Hochschulbereich: positiver Effekt durch Investitionen erkennbar Bildungsinitiativen: Potenzialentwicklung und neue Lernformen gewinnen an Bedeutung



_



Lebensqualität + +



Gemeinnützigkeitsgesetz: Förderung von Wohltätigkeit durch neues Gesetz, bringt Impulse für wirtschaftliche und soziale Innovationen Zivilgesellschaftliches Engagement: Selbstorganisation in der Zivilgesellschaft hilft bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise



_



Polarisierung in der Gesellschaft: zunehmendes Auseinanderdriften von Meinungen und Bevölkerungsgruppen
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Globaler Standort-Wettbewerb Internationale Standortrankings sehen die Schweiz, die USA und Singapur an der Spitze – in einer breiteren Betrachtung gelten besonders die skandinavischen Länder als Benchmark. Die Weltwirtschaft hat seit 2007/2008 mit einer „Dauerkrise“ zu kämpfen, die von Verunsicherung, Vertrauensverlust und sich fundamental ändernden Parametern begleitet wird. Damit werden im globalen Wettbewerb der Wirtschaftsstandorte die Karten neu gemischt. Innovative und reformwillige Volkswirtschaften proﬁtieren, während andere Gefahr laufen ihren Wohlstand mittelfristig zu verspielen.



Die Standortvergleiche renommierter Institutionen veranschaulichen und reihen Volkswirtschaften nach diversen Faktoren. Als Basis dienen sowohl volkswirtschaftliche Kennzahlen als auch qualitative Umfragen unter Wissenschaftlern, Managern und Entscheidungsträgern. Da bei den Wirtschaftsdaten oftmals auf dieselben Quellen zurückgegriffen wird, kommt in den Indizes den Einschätzungen und Prognosen der Befragten eine hohe Bedeutung zu. Die mehrjährige Betrachtung von fünf anerkannten Standortrankings im Deloitte.Radar zeigt, dass dabei die Attraktivität einiger Wirtschaftsstandorte von einer sehr breiten Wahrnehmung gedeckt ist. Die Schweiz und Schweden nehmen seit Jahren in allen Indizes eine Top 10-Platzierung ein. Auch die USA, die Stadtstaaten Singapur und Hong Kong, viele nord- und mitteleuropäische Staaten sowie Kanada und Neuseeland sind in allen untersuchten Rankings unter den Top 20 gereiht.



Anzahl der Platzierungen 2015 z in den Top 10



z in den Top 20



Schweiz Schweden USA Dänemark Finnland Singapur* Deutschland Niederlande UK Norwegen Kanada Luxemburg Hong Kong* Neuseeland



zzzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzzz zzzz zzzz



Verbesserung gegenüber Vorjahr Verschlechterung gegenüber Vorjahr
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Japan Irland Australien Island Belgien Österreich Vereinigte Arab Emirate* Katar* Taiwan Malaysia Korea, Rep. Frankreich Spanien



zzzz zzzz zzz zzz zzz zzz zz zz zz zz z z z



Quellen: Global Competitiveness Index 2015 World Competitiveness Index 2015 Global Innovation Index 2015 Corruption Perceptions Index 2015 OECD Better Life Index 2015 *beim OECD Better Life Index nicht bewertet



Österreich büßt im internationalen Wettbewerb Plätze ein In den beiden umfassendsten Standortvergleichen (Global Competitiveness Index, World Competitiveness Index) ist die einst unter den Top 15 gereihte Alpenrepublik nicht mehr unter den Top 20 zu ﬁnden. In den speziﬁscheren Indizes (Global Innovation Index,



Corruption Perceptions Index, Better Life Index) reicht es hingegen für Plätze zwischen 16 und 18. In den Bereichen Innovation und Anti-Korruption gab es bereits das zweite Jahr in Folge Verbesserungen im Ranking (siehe nächstes Kapitel).



Top-Nationen in internationalen Standortrankings



Rang



Global Competitiveness Index (WEF) 2015



World Competitiveness Index (IMD) 2015



Global Innovation Index (INSEAD) 2015



Corruption Better Life Index Perceptions Index (TI) (OECD) 2015 2015



1



Schweiz



USA



Schweiz



Dänemark



Australien



2



Singapur



Hong Kong



UK



Finnland



Schweden



3



USA



Singapur



Schweden



Schweden



Norwegen



4



Deutschland



Schweiz



Niederlande



Neuseeland



Schweiz



5



Niederlande



Kanada



USA



Niederlande



Dänemark
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Japan



Luxemburg



Finnland



Norwegen



Kanada



7



Hong Kong



Norwegen



Singapur



Schweiz



USA



8



Finnland



Dänemark



Irland



Singapur



Neuseeland



9



Schweden



Schweden



Luxemburg



Kanada



Island



10



UK



Deutschland



Dänemark



Deutschland, Luxemburg, UK



Finnland



11



Norwegen



Taiwan



Hong Kong



Niederlande



12



Dänemark



Vereinigte Arab. Emirate



Deutschland



Irland



13



Kanada



Katar



Island



14



Katar



Malaysia



Korea, Rep.



Australien, Island



Deutschland Belgien



15



Taiwan



Niederlande



Neuseeland



Belgien



Luxemburg



16



Neuseeland



Irland



Kanada



Österreich, USA



UK



17



Vereinigte Arab. Emirate



Neuseeland



Australien



Österreich



18



Malaysia



Australien



Österreich



19



Belgien



UK



Japan



Hong Kong, Irland, Japan Frankreich Spanien



20



Luxemburg



Finnland



Norwegen



Japan



Österreich (Rang 23)



Österreich (Rang 26)



Herausgeber



World Economic Forum / WEF (Schweiz)



International Institute for Management Development / IMD (Schweiz)



Cornell University (USA), Eliteuniversität INSEAD (Frankreich) und World Intellectual Property Organization (Schweiz)



Transparency International (Deutschland)



Organisation für internationale Zusammenarbeit und Entwicklung / OECD (Frankreich)



Anzahl der untersuchten Nationen



140 Volkswirtschaften



61 Industrienationen



141 Volkswirtschaften



168 erfasste Staaten



36 (OECD Staaten plus Brasilien, Russland)



Veröffentlichung



Seit 1979, jährlich, zuletzt im September 2015



Seit 1989, jährlich, zuletzt im Mai 2015



Seit 2008, jährlich, zuletzt im September 2015



Seit 1995, jährlich, zuletzt im Jänner 2016



Seit 2011, jährlich, zuletzt im Mai 2015



Erhebungsmethode



Umfassende Executive Opinion Survey (ca. 14.000 Teilnehmer) sowie statistische Kennzahlen internationaler Institutionen (z.B. OECD, Währungsfonds, WHO)



Umfassende wissenschaftlich durchgeführte Executive Opinion Survey (ca. 4.300 Teilnehmer)



Analyse der Innovationsfähigkeit und –unterstützung anhand diverser Indikatoren in Bereichen wie Infrastruktur, Bildung, Knowledge, Kapazitäten und Innovations-Output



Umfragen unter Managern und Analysten zur Wahrnehmung von Korruption bei Amtsträgern und Politikern



Beschreibung der allgemeinen Lebensqualität auf Basis zusammengesetzter Indikatoren, Berechnung anhand amtlicher Datenquellen



Quellen: Global Competitiveness Index 2015, World Competitiveness Index 2015, Global Innovation Index 2015, Corruption Perceptions Index 2015 und OECD Better Life Index 2015
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Global Competitiveness Index (GCI) Der Global Competitiveness Index (GCI) des Weltwirtschaftsforums ist der umfassendste Standortvergleich in Hinblick auf Umfang (3 Subindizes, 12 Säulen), Breite der Executive Survey (14.000 Teilnehmer) und Anzahl der untersuchten Volkswirtschaften (140 Länder). Die graﬁsche Darstellung („Heat Map“) illustriert die Konzentration der besonders wettbewerbsfähigen Staaten in Nord- und Mitteleuropa, Nordamerika, Südostasien und Ozeanien. Die Schweiz, Singapur und die USA belegen auch im Ranking 2015 wieder die ersten drei Plätze. Dahinter folgt Deutschland, das sich dank verbesserter Wirtschaftsdaten sowie seiner hohen und glaubwürdigen Bedeutung für die Weltwirtschaft von Rang 5 auf Rang 4 verbessert hat.



Österreich wird in dieser Abbildung ebenfalls zur Gruppe der besten Wirtschaftsstandorte gezählt („best“) – beﬁndet sich allerdings nur mehr auf Rang 23 und hat damit gegenüber dem Vorjahr weitere zwei Plätze verloren. Im Jahr 2008 war Österreich mit Platz 14 noch deutlich besser positioniert.



World Heat Map – Die Wettbewerbsfähigkeit verschiedener Länder im Vergleich



Quelle: Global Competitiveness Index 2015-2016
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Der Zeitvergleich macht klar: Reformen zeigen Wirkung Neben dem Nord-Süd-Gefälle werden im Jahresvergleich auch die Auswirkungen der jeweiligen Reformbereitschaft sichtbar. Nach den Strukturreformen der Vorjahre konnten sich beispielsweise Spanien sowie Italien verbessern und liegen nun auf Rang 33 (35 im Vorjahr) bzw. 43 (49 im Vorjahr). Tschechien holt seit 2013 Jahr für Jahr mehrere Plätze auf und liegt im aktuellen GCI-Ranking auf Platz 31. Umgekehrt führt Reformstau zu Stagnation oder Verschlechterung. Reformstau in Österreich bewirkte Verlust an Wettbewerbsfähigkeit



Im direkten Vergleich mit den Top 5 Volkswirtschaften der EU* sieht man, dass Österreich – abgesehen von der Marktgröße – insbesondere bei der Entwicklung auf den Finanzmärkten, beim technologischen Fortschritt und im Bereich der Innovation am stärksten vom Spitzenfeld abweicht (d.h. Abweichung größer als 0,5 vom Durchschnitt der Top 5). Auch bei der Bewertung der öffentlichen Institutionen und der Flexibilität des Arbeitsmarktes hat Österreich Aufholbedarf auf die fünf wettbewerbsfähigsten Nationen in der Europäischen Union.



Österreich hat sich in den letzten beiden Jahren um sieben Ränge verschlechtert und damit auch im Vergleich zu anderen EU-Staaten an Wettbewerbsfähigkeit verloren.



Handlungsfelder – Vergleich Österreich / Top 5-Volkswirtschaften der EU



Institutions 7,0



Innovation



Infrastructure



6,0 5,0



Business sophistication



4,0



Macroeconomic environment



3,0 2,0 1,0



Market size



Health and primary education



0,0



Technological readiness



Higher education and training



Financial market development



Goods market efficiency Labor market efficiency Österreich



TOP 5 EU *



*TOP 5 in der EU: Deutschland, Niederlande, Finnland, Schweden, UK
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Social Progress Index (SPI) Die Chancen und Möglichkeiten unserer Kinder sind entscheidend für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit Die Ergebnisse des SPI 2015 zeigen, dass sich viele Aspekte des gesellschaftlichen Fortschritts durch steigendes Einkommen verbessern. Wohlhabende Länder wie der Spitzenreiter Norwegen erzielen durchwegs bessere gesellschaftliche Ergebnisse als Länder mit niedrigem Einkommen. Das BIP ist jedoch längst nicht der einzige Faktor, der sich auf gesellschaftlichen Fortschritt auswirkt. Costa Rica (Platz 28) mit einem BIP von USD 13.431 pro Kopf erreicht ein viel höheres Level an gesellschaftlichem Fortschritt als Italien und Südkorea, deren BIP ungefähr doppelt so hoch ist. Die USA schneiden wiederum mit einem BIP von USD 51.340 pro Kopf in vielen vom SPI gemessenen Bereichen schlecht ab. Im Bereich „Gesundheit und Wohlbeﬁnden“ liegen die USA beispielsweise auf Platz 16 hinter Kanada (6) und dem Vereinigten Königreich (11), die beide ein geringeres BIP pro Kopf aufweisen als die USA. Besonders die Golfstaaten zählen zu den Verlierern, die trotz hohem BIP beim gesellschaftlichen Fortschritt deutlich hinter ihren Möglichkeiten zurückbleiben. Der Social Progress Index bestätigt den Eindruck, dass Wohlstand und Wohlbeﬁnden in Österreich hoch sind. Gleichzeitig zeigt sich aber auch hier, dass der



Platzierung



1



Punktzahl



Land



88,36 Norwegen



BIP pro Kopf in USD



62.448



Menschliche Grundbedürfnisse Punktzahl (100)



94,80



Menschliche Grundbedürfnisse Platzierung (133)



9



Zukunftsorientierung – ausgedrückt in Möglichkeiten und Chancen – ein höheres Augenmerk geschenkt werden muss. Die Alpenrepublik ist in dieser Kategorie nur mehr knapp in den Top 20 zu ﬁnden. Österreich schneidet vor allem in den Bereichen Bildung, Integration und Toleranz schlechter ab als vergleichbare Volkswirtschaften. Es gilt wichtige und mutige Schritte zu setzen, um negativen wirtschaftlichen Folgen entgegenzuwirken. Identiﬁzierte Themen sind hier die Integration von Minderheiten, die Gleichberechtigung von Frauen am Arbeitsmarkt und eine weitreichende Reform des Bildungssystems.



Info Der Social Progress Index der Harvard Business School und Deloitte beurteilt seit 2013 jährlich 133 Länder in drei Kategorien („menschliche Grundbedürfnisse“, „Grundlagen des Wohlergehens“ sowie „Chancen & Möglichkeiten“). Der Index basiert ausschließlich auf sozialen und ökologischen Kennzahlen und stellt diese dem BIP gegenüber. Der SPI zielt darauf ab, Stärken und Schwächen der gesellschaftlichen Entwicklung zu identiﬁzieren und Verbesserungspotenziale aufzuzeigen.
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Fortune 500 Der Trend setzt sich fort: Die weltweit größten Unternehmen ﬁnden sich immer mehr in der Asien-Paziﬁk-Region Bei einer Betrachtung der Fortune 500-Unternehmen der Jahre 2005 bis 2015 ist eine deutliche Kräfteverschiebung von Nordamerika und Europa hin zu asiatischen und südamerikanischen Staaten feststellbar. In diesem Zeitraum haben die USA 48 und Europa 30 Nennungen in der Fortune 500-Liste eingebüßt. Dem stehen 82 zusätzlich vertretene Unternehmen in China gegenüber.



Land



Europa (inkl. Russland) Österreich Belgien Belgien/Niederlande UK UK/Niederlande Dänemark Finnland Frankreich Deutschland Irland Italien Luxemburg Niederlande Norwegen Polen Russland Spanien Schweden Schweiz Naher Osten Saudi Arabien VAE Südamerika Brasilien Chile Kolumbien Mexiko Venezuela Kanada & U.S. Kanada U.S. Asien & Pazifik Australien China Indien Indonesien Japan Malaysien Singapur Südkorea Taiwan Thailand Türkei Total



Anzahl F500 2005



Anzahl F500 2014



Anzahl F500 2015



177 0 3 1 35 2 2 3 39 37 1 8 1 14 2 0 3 8 7 11 1 1 0 5 3 0 0 2 0 189 13 176 128 9 16 5 0 81 1 1 11 2 1 1 500



153 1 2 1 28 1 1 1 31 28 2 9 1 13 1 1 8 8 3 13 2 1 1 12 7 0 1 3 1 138 10 128 195 8 95 8 0 57 1 2 17 5 1 1 500



147 1 2 28 1 1 31 28 2 9 1 13 1 1 5 8 3 12 2 1 1 13 7 1 1 3 1 139 11 128 199 8 98 7 2 54 1 2 17 8 1 1 500



Südamerika hat in diesem Zeitraum seinen Anteil auch um acht zusätzliche Unternehmen erhöht und damit um 160% zugelegt. Aus Österreich ist die OMV als einziges Unternehmen unter den Fortune 500 (erstmals 2006). Das international tätige Öl- und Gasunternehmen hat im Vergleich mit dem Vorjahr einige Plätze verloren: Im letzten Ranking beﬁndet es sich auf Rang 223, 2014 belegte es noch Rang 179.



Veränderung Veränderung absolut in % 2005-2015



-30 1 -1 -1 -7 -1 -1 -3 -8 -9 1 1 0 -1 -1 1 2 0 -4 1 1 0 1 8 4 1 1 1 1 -50 -2 -48 71 -1 82 2 2 -27 0 1 6 6 0 0
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Kurzfristiger Trend 2014-2015
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Wie attraktiv ist der Standort Österreich? Österreich hat sich gegenüber 2008 in allen untersuchten Standortvergleichen verschlechtert. Im Global Competitiveness Index des Weltwirtschaftsforums (WEF) ist der österreichische Wirtschaftsstandort in den letzten beiden Jahren um sieben Plätze zurückgefallen (von Rang 16 in den Jahren 2012 und 2013 auf Rang 23 im Jahr 2015). Beim World Competitiveness Index des International Institute for Management Development (IMD) ist Österreich bereits seit vier Jahren nicht mehr in den Top 20 vertreten. Auch in der Bewertung der allgemeinen Lebensqualität im OECD Better Life Index kam es zuletzt zu einem schlechteren Ranking (Rang 17, zuletzt 15). Positive Entwicklungen gibt es hingegen im Global Innovation Index der Eliteuniversität INSEAD und im Corruption Perceptions Index von Transparency International. In diesen beiden speziﬁschen Ländervergleichen konnte sich Österreich bereits zwei Jahre in Folge verbessern und damit wieder unter den Top 20-Nationen landen. Das Niveau von 2008 ist jedoch noch nicht erreicht, da sich andere Volkswirtschaften in Relation besser entwickelt haben.



Unter den globalen Wirtschaftsstandorten spielt Österreich eine geringere Rolle als noch vor sieben Jahren. Bei den bereits bekannten Schwächen braucht es endlich Mut zu Veränderungen. Indizes Ranking Österreich 2008-2015 2008
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2015



Global Innovation Index INSEAD



Global Competitiveness Index World Economic Forum 2008
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Quellen: Global Competitiveness Index 2015 World Competitiveness Index 2015 Global Innovation Index 2015 Corruption Perceptions Index 2015 OECD Better Life Index2015



Bernhard Gröhs, Managing Partner



„Wir alle kennen die Handlungsfelder für die Rückkehr zur Spitze sehr gut. In Österreich braucht es jetzt MEHR MUT zum Anpacken – denn die Chancen der Zukunft beginnen im Kopf, beim richtigen Mindset.”
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1. Politisches und makroökonomisches Umfeld



Vorjahr



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Tendenz



Österreich sieht sich aktuell mit einer der geringsten Wachstumsraten Europas, sinkenden Investitionen und einer hohen Staatsverschuldung konfrontiert. Die gute Beschäftigungssituation wird durch einen anhaltenden Anstieg der Arbeitslosigkeit getrübt. Die Gesamtbewertung für diesen Standortfaktor sinkt gegenüber dem Vorjahr auf zwei Punkte – kurzfristig ist keine Besserung in Sicht.



+ Hoher Wohlstand (BIP/Kopf) und Reifegrad der Wirtschaft



+ Stabilität und Sicherheit + Hohe Beschäftigungsquote (Platz 8 in der EU) und vergleichsweise noch immer niedrige Arbeitslosenquote (Platz 5)



+ Anstieg des privaten Konsums und damit des Wirtschaftswachstums erwartet



- Geringes Wirtschaftswachstum in den letzten vier Jahren (0,3 bis 0,8%), in den letzten beiden Jahren deutlich hinter Deutschland und dem EU-Durchschnitt



- Steigende Arbeitslosigkeit (+2%p in den letzten 8 Jahren), weiterhin negativer Ausblick



- Sinkende Investitionsquote in den letzten drei Jahren, unter dem EU-Durchschnitt



- Unterdurchschnittliches Exportwachstum im EU-Vergleich



- Hohe Staatsverschuldung (rund 86% des BIP) und Ausgabeverhalten des Staates



- Nachhaltige Finanzierbarkeit des Pensions- und Sozialsystems in Gefahr



- Geringe Bedeutung des Finanzplatzes



MUT zu Transparenz und Reformen Die hohe Staatsverschuldung und die strukturellen Probleme sollten durch eine klare Kompetenzverteilung zwischen den Gebietskörperschaften behoben werden. Mit Mut zu einer transparenten Darstellung von Aufwand und Nutzen auf den unterschiedlichen Ebenen können die notwendigen Reformen faktenbasiert und zukunftsorientiert angegangen werden. Die eingesparten Budgetmittel wären in Bildung, Forschung und Infrastruktur wesentlich besser angelegt.
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Beispiele E-Government: Die öffentliche Verwaltung bietet bereits eine Vielzahl an benutzerfreundlichen Serviceleistungen im Internet an und kann sich dabei auch international messen lassen. Haushaltswesen: Vom BMF wurden einheitliche Budgetregeln für Bund, Länder und Gemeinden erlassen und Spending Reviews vorbereitet, die die Nachhaltigkeit der öffentlichen Haushaltsführung stärken sollen. Die Umsetzung sollte rasch erfolgen.



Politik und Verwaltung Die Performance der Politik und des öffentlichen Sektors wird in internationalen Standortstudien konstant schlechter bewertet als jene des privaten Sektors – eine Einschätzung, die sich beispielsweise in Deutschland und der Schweiz umgekehrt darstellt. Während Österreich bei Stabilität und Sicherheit Top-Bewertungen erzielt, werden das Ausgabeverhalten des Staates sowie die Belastungen durch öffentliche Regulierung und Bürokratie seit Jahren kritisiert. Der „Reformstau“ – den es trotz einer Vielzahl an Konzepten und Ideen gibt – lähmt die Dynamik der Wirtschaft. Die Auswirkungen zeigen sich mittlerweile auch in der volkswirtschaftlichen Performance. Die Staatsverschuldung ist seit Ausbruch der weltweiten Wirtschaftskrise aufgrund fremdﬁnanzierter Krisenprogramme und der Auswirkungen der Bankenrettungspakete stark angestiegen. Österreich liegt mit einer Staatsverschuldung in Höhe von fast 86% des BIP mittlerweile nur mehr knapp unter dem EU-Schnitt – der seit 2008 noch stärker gestiegen ist – und damit deutlich über den Maastricht-Kriterien von 60%. Das strukturelle Deﬁzit geht seit Jahren zurück und betrug laut EU Kommission 2015 -0,6%.1 Damit liegt Österreich beim Saldo aus staatlichen Einnahmen und Ausgaben besser als der EU-Schnitt. In der Mischung aus konjunkturellen Effekten und strukturellem Deﬁzit hat Deutschland bereits in den letzten Jahren ein Nulldeﬁzit bzw. einen leichten Budgetüberschuss erwirtschaftet, wodurch der Handlungsspielraum für wirtschaftspolitische Maßnahmen größer ist als in Österreich.
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Quelle: EUROSTAT (Februar 2016)



Entwicklung der Neuverschuldung Deutschland/Österreich in % des BIP 2008
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Vgl. Budgetdienst des Österreichischen Parlaments, Administratives und strukturelles Deﬁzit



Deloitte Radar 2016 | 15



Korruption Seit über 20 Jahren wird von Transparency International der Corruption Perceptions Index (CPI) veröffentlicht, der die Wahrnehmung betreffend Korruption im öffentlichen Sektor misst. Im CPI 2015 konnte Österreich – nach drei Jahren hinter den Top 20 – zuletzt eine deutliche Verbesserung verzeichnen und stieg im Vergleich zum Vorjahr um sieben Plätze von Rang 23 auf Rang 16. Trotz dieser positiven Entwicklung liegt Österreich im Vergleich zu den entwickelten Industriestaaten, langjährigen Demokratien und Rechtsstaaten dennoch im Mittelfeld und beﬁndet sich damit hinter den Nachbarstaaten Schweiz (Rang 7) und Deutschland (Rang 10).1



Jene Länder, die sich unter den Vorreitern beﬁnden, weisen dieselben Besonderheiten auf: Pressefreiheit, öffentlicher Zugriff auf Budgetdaten zur Darlegung der Mittelherkunft und -verwendung, Unabhängigkeit der Organe des öffentlichen Bereichs sowie der Justiz.2 Aufgrund der Tatsache, dass der Missbrauch von anvertrauter Macht zum privaten Nutzen oder Vorteil stets im Geheimen stattﬁndet, sind seitens Österreichs weitere Maßnahmen zu setzen, die zu mehr Transparenz führen und letztlich das Vertrauen in den Standort Österreich stärken.



Karin Mair, Partnerin, National Leader Forensic



„Der Korruptionswahrnehmungsindex 2015 bestätigt, dass auch weiterhin Maßnahmen zur Korruptionsprävention zu setzen sind.“



1 2
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Vgl. Transparency International, Corruption Pereceptions Index 2015 Vgl. Transparency International, Presseinfo, 27.01.2016



Allgemeine Wirtschaftslage Österreich hat mit einem geringen Wirtschaftswachstum, zurückhaltenden Investitionen und einer steigenden Arbeitslosigkeit zu kämpfen.



Konjunktur: Angleichung an EU-Schnitt Mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (in Kaufkraftstandards) von rund EUR 36.000 zählt Österreich weiterhin zu den Top 5-Nationen der EU. Das Wirtschaftswachstum von lediglich 0,6% im Jahr 2015 liegt aber deutlich unter dem EU-Schnitt von 1,9%. Für heuer und nächstes Jahr erwarten sowohl die EU-Kommission als auch das WIFO ein Wachstum von +1,7%, was auch den durchschnittlichen EU-Prognosen entspricht. Grund dafür ist laut WIFO die Zunahme der Inlandsnachfrage durch die höheren verfügbaren Einkommen der Haushalte (Steuerreform) sowie die Ausgaben zur Bewältigung der Flüchtlingskrise.



Investitionen: Zunahme erwartet Trotz niedriger Zinsen war das Investitionsvolumen 2015 zum dritten Mal in Folge rückläuﬁg (-0,1%), während es im EU-Schnitt um 2,9% gewachsen ist. Laut dem CFOStimmungsbarometer sehen Österreichs Finanzvorstände die wesentlichsten Gründe für eine verhaltene Investitionsbereitschaft in der allgemeinen Konjunktur, den Wachstumsaussichten sowie den regulatorischen Auﬂagen und den erhöhten Anforderungen an Kreditunterlagen. In der letzten Umfrage Ende 2015 gaben 49% an, dass sie in den nächsten 12 Monaten ihre Investitionen anheben wollen, 14% gehen von einem Rückgang aus und 37% werden keine Änderungen ihres Investitionsverhaltens vornehmen.
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Beschäftigung: Negativer Trend hält an Einst führend in der europäischen Arbeitslosenstatistik, verzeichnet Österreich seit knapp zwei Jahren eine Zunahme der Arbeitslosenquote. Obwohl die Beschäftigung steigt (+0,7% im Jahr 2015), nimmt auch die Arbeitslosigkeit kontinuierlich zu. Einerseits reicht die Anzahl der neuen Stellen nicht für das angestiegene Arbeitskräftepotenzial. Andererseits passen die angebotenen und die gesuchten Qualiﬁkationen immer häuﬁger nicht zusammen (siehe auch Standortfaktor „Verfügbarkeit von Arbeitskräften“).



Josef Schuch, Partner und Universitätsprofessor



„Minimalwachstum, geringe Investitionsbereitschaft und steigende Arbeitslosigkeit. Leider eine klare Tendenz: Vom einstigen Musterschüler Europas zum Sorgenkind.“ Deloitte Radar 2016 | 17



Bundesländer im Vergleich Im politischen Diskurs kommt dem Föderalismus eine besonders große Bedeutung zu. Dem Finanzausgleich sowie der Kompetenzverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wird viel Energie gewidmet. Länder und Gemeinden tragen wesentlich zur hochdotierten Förderpolitik am Wirtschaftsstandort bei. In den letzten Jahren werden der Wunsch nach mehr Transparenz aller



Vorarlberg Schuldenstand/EW 2014



6,1% 2,4% 485



BIP/EW 2014



41.496



Arbeitslosenquote 2015 Veränderung zum Vorjahr



BIP Wachstum



3,8%



Größtes Wachstum des BIP im Bundesländervergleich (lt. Statistik Austria)



Förderungen und Ausgaben sowie immer öfter auch die Idee für eine Steuerautonomie der Bundesländer diskutiert. Ein Vergleich einiger wesentlicher Kennzahlen zeigt die Unterschiede hinsichtlich Wirtschaftsleistung, Arbeitsmarkt und Staatsverschuldung:



Tirol Arbeitslosenquote 2015



7,0%



Schuldenstand/EW 2014



1,7% 309



BIP/EW 2014 BIP Wachstum



Veränderung zum Vorjahr



Salzburg Arbeitslosenquote 2015



5,9%



Schuldenstand/EW 2014



4,1% 4.134



41.237



BIP/EW 2014



3,3%



45.225



BIP Wachstum



1,9%



Niedrigster öffentlicher Schuldenstand pro Einwohner (lt. Deloitte Berechnung basierend auf Daten der Statistik Austria)



Veränderung zum Vorjahr



Niedrigste Arbeitslosenquote im BL-Vergleich (lt. Arbeitsmarktservice Österreich)



Oberösterreich Arbeitslosenquote 2015



6,1%



Veränderung zum Vorjahr



8,3%



Schuldenstand/EW 2014



1.312



BIP/EW 2014 BIP Wachstum



39.245 1,8%



Im BL-Vergleich führender Industriestandort gemessen an der Anzahl der Beschäftigten im produzierenden Bereich (lt. Statistik Austria)



Wien Schuldenstand/EW 2014



13,5% 16,0% 3.218



BIP/EW 2014



47.282



BIP Wachstum



1,6%



Arbeitslosenquote 2015 Veränderung zum Vorjahr



Höchstes Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner im BL-Vergleich (lt. Deloitte Berechnung basierend auf Daten der Statistik Austria)



Niederösterreich Arbeitslosenquote 2015 Veränderung zum Vorjahr Schuldenstand/EW 2014 BIP/EW 2014 BIP Wachstum



9,1% 7,4% 4.765 31.377 1,2%



Größte Kaufkraft pro Haushalt und pro Einwohner im Jahr 2015 im BL-Vergleich (lt. Kaufkraftstudie des GfK)



Kärnten



Steiermark BIP/EW 2014



8,3% 4,8% 3.134 34.716



BIP Wachstum



2,7%



Arbeitslosenquote 2015



11,1%



Arbeitslosenquote 2015



Veränderung zum Vorjahr



3,3%



Veränderung zum Vorjahr



Schuldenstand/EW 2014 BIP/EW 2014 BIP Wachstum



5.546 32.226 1,2%



Höchste Erfolgsquote bei der neuen Reifeprüfung im BL-Vergleich (lt. BM für Bildung und Frauen)



Schuldenstand/EW 2014



Höchste regionale F&E Quote im BL-Vergleich (lt. Statistik Austria)



Burgenland Arbeitslosenquote 2015 Veränderung zum Vorjahr Schuldenstand/EW 2014 BIP/EW 2014 BIP Wachstum



9,3% 5,1% 3.718 26.540 2,1%



Höchste Kinderbetreuungsquote der 3-5-jährigen im BL-Vergleich (lt. Statistik Austria) Quellen: Statistik Austria, AMS 2015
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Herbert Kovar, Partner, International Tax



„Die Wiederbelebung der Seidenstraße bietet attraktive Geschäftsmöglichkeiten für zahlreiche österreichische Betriebe und kann damit einen wichtigen Beitrag zur Stärkung des Standortes und der globalen Vernetzung leisten.“



One Belt, One Road: Die neue Seidenstraße als Chance für Österreich Lange Zeit war sie die wichtigste Lebensader zwischen China und Europa: die legendäre Seidenstraße als Tor zum Reich der Mitte. „One Belt, One Road“ stellt das neueste Erfolg versprechende Prestigeprojekt der chinesischen Führung zur Wiederbelebung der Seidenstraße dar und soll den Ausbau von Verkehrs- und Transportverbindungen zwischen Asien und Europa massiv vorantreiben. Der neue Wirtschaftsgürtel soll auf dem Landweg von Xi’an in Zentralchina über Kasachstan, den Iran und Irak sowie die Türkei nach Europa führen. Die maritime Seeroute soll von der südostchinesischen Provinz Fujian ausgehend über Hainan, Kalkutta, Sri Lanka nach Kenya führen und sich schließlich über das Horn von Afrika via Athen bis nach Venedig erstrecken. Wirtschaftspolitisch erhofft sich China mit der Seidenstraßeninitiative erneute Wachstumsimpulse durch die Erschließung neuer Handelsrouten, Absatzmärkte und Energiequellen. Die Finanzierung von „One Belt, One Road“ soll dabei durch einen eigens geschaffenen Fonds und die neu gegründete Asiatische Infrastrukturinvestmentbank (AIIB) erfolgen.



Chancen für den Wirtschaftsstandort Österreich Nachdem die Hauptzielländer der chinesischen Direktinvestitionen in der Vergangenheit noch Australien, USA und Großbritannien hießen, investiert China nun vermehrt strategisch in KMU und Hightech Hidden Champions. Diese veränderte Investitionsstrategie Chinas hat für Österreich als Brückenkopf für die CEE-Region eine große Bedeutung. So fungiert das Hochtechnologieland Österreich als strategischer „Stepping Stone“ für chinesische Konzerne nach Osteuropa. Für österreichische Unternehmen entstehen insbesondere im Bereich Umwelttechnik gute Geschäftschancen, da ein neues chinesisches Umweltgesetz die Betriebe zwingt, auf „Clean Production“ umzurüsten. Der von der chinesischen Regierung präsentierte Fünfjahresplan 2016-2020 sieht den Ausbau erneuerbarer Energien vor. Hier können österreichische Unternehmen durch die Zulieferung von Ausrüstung für Wasserkraftwerke und die Bereitstellung von Fachwissen für die Integration von Erneuerbaren Energien ins Stromnetz sowie durch umfangreiches Know-how über energiesparende Technologien partizipieren. Die bewährten Nachhaltigkeitskonzepte der österreichischen Hidden Champions, die den von den Initiatoren der Seidenstraße geforderten Ansprüchen einer kohlenstoffarmen Arbeitsweise nachkommen, müssen von Österreich noch viel mehr als bisher weltweit vermarktet werden. Weiters gilt es die länderüberschreitenden



Telekommunikationshauptleitungen auszubauen. Dabei kann die Expertise der österreichischen Betriebe im Bereich der Glasfaserkabeltechnik einen fundamentalen Beitrag zum internationalen Netzwerkaufbau leisten. Österreichisches Know-how ist auch in den Bereichen Feinverarbeitungstechnik, Anlagenbau und ingenieurstechnische Dienstleistungen gefragt. Darüber hinaus bringt die Wiederbelebung der Seidenstraße besonders in den Bereichen Transport (Hochgeschwindigkeitszüge, Flughäfen und Straßen), Energiewirtschaft, Telekommunikation, und Petrochemie interessante Möglichkeiten für die heimischen Betriebe. In die Seidenstraßeninitiative sind bereits 16 zentral- und osteuropäische Staaten eingebunden, die gemeinsam zahlreiche Großprojekte, wie beispielsweise den „Trans-Eurasia-Express“ (Zugverbindung BudapestBelgrad), den massiven Ausbau des Hafens von Koper in Slowenien sowie die Transportstrecke Europa-KaukasusAsien, vorantreiben. Der Donauraum hat mit einer Einzugsregion von etwa 100 Mio. Menschen enormes Potential die Logistikdrehscheibe Europas zu werden. Geschäftschancen für österreichische Betriebe ergeben sich insbesondere in der verkehrstechnischen Anbindung der zahlreichen Industriebetriebe an den Außengrenzen Europas an das europäische Schienennetz. Um zur europäischen Güterdrehscheibe an der Donau aufsteigen zu können, sollte die Politik den weiteren Ausbau des Wiener Hafens fördern, der bereits heute als trimodaler Logistikumschlagknoten fungiert.



Abbau der bürokratischen Hürden Um langfristige bilaterale Beziehungen zwischen China und Österreich herzustellen, bedarf es außerdem eines Abbaus bürokratischer Hürden. Durch eine Erleichterung des Verfahrens für Geschäftsvisa („Red White Red Carpet“) können Handelsbeziehungen ermöglicht und die Realisierung länderübergreifender Projekte vereinfacht werden. Österreich muss daher wirtschaftspolitische Anreize setzen, damit die heimischen Betriebe ihr Wissen speziell im Bereich der erneuerbaren Energien, des maritimen Ingenieurswesens, der Biotechnologie, der Wasser- und Windkraft sowie der Förderung von metallhaltigen Mineralien im Rahmen des Seidenstraßenprojektes optimal einsetzen können. Dazu sind vor allem die Zusammenarbeit in aufstrebenden Industriezweigen, die Etablierung einer Kooperationsstruktur und eine Risikokapitalbeteiligung notwendig.
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2. Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



Vorjahr



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



Tendenz



Mit seiner gut ausgebauten allgemeinen Infrastruktur zählt Österreich zu den hochentwickeltsten Ländern. Beim raschen technologischen Fortschritt und der dafür notwendigen IKT-Infrastruktur besteht jedoch noch Aufholbedarf auf die führenden Innovationsstandorte. In der Gesamtbewertung ergibt das erneut vier Punkte – Tendenz gleichbleibend.



+ Hohe Qualität der allgemeinen Infrastruktur (unter den Top 10 weltweit)



+ Hochwertiges Straßen-, Schienen- und Mobilfunknetz + Energieversorgung unter den Top 5 weltweit, hoher



- Ausbaufähige Nutzungsintensität des Breitbandinternets



- Vergleichsweise geringer Technologietransfer mit anderen Ländern



Anteil erneuerbarer Energiequellen + _ Immobilienmarkt im mittleren Preisniveau, jedoch mit steigenden Preisen aufgrund von Zuzug, gestiegenen Baukosten und erhöhter Nachfrage



MUT zu zukunftsorientierten Investitionen Mit markterweiternden Investitionen können sowohl Staat als auch Unternehmen zusätzliches Wachstum generieren. Gegenüber führenden Standorten braucht Österreich noch mehr Investments in digitale und physische Produktinnovationen, nicht nur in Prozessverbesserungen. Bei der Infrastruktur sind Erweiterungsgegenüber reinen Ersatzinvestitionen zu bevorzugen.
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Beispiele Smart City: In der Seestadt Aspern läuft seit drei Jahren ein EchtzeitForschungsprojekt von Technologieunternehmen und öffentlicher Hand, das sich dem Zusammenspiel von Energie, Umwelt, Gebäudetechnik und intelligenten Netzen widmet. Infrastrukturinvestitionen: Das BMVIT forciert in den nächsten Jahren den Ausbau der Hochleistungsstrecken (Donaukorridor, Brennerkorridor und Südstrecke). Weiters wird im Rahmen der Breitbandinitiative gemeinsam mit den Bundesländern bis 2020 in den ﬂächendeckenden Ausbau der ultraschnellen Datennetze investiert.



Energiewirtschaft



Der österreichische Energiekunde 2020 Der Erfolg der Energiewende und die Umstellung auf ein nachhaltiges Energiesystem hängen zu einem großen Teil von den Einstellungen und dem Verhalten jedes Einzelnen in unserer Gesellschaft ab. Es gilt daher Bescheid zu wissen, was die Bevölkerung und insbesondere die österreichischen Haushalte über Themen wie erneuerbare Energietechnologien, Ökostrom und Ökogas, Stromspeicher, Bürgerbeteiligung an erneuerbaren Energietechnologien, Elektromobilität, Digitalisierung und Energiepolitik denken.



Österreich hat im Bereich der erneuerbaren Energien eine gute Ausgangssituation im globalen Wettbewerb. Diese gilt es im Sinne von Wettbewerbsvorteilen und Geschäftsmöglichkeiten auszubauen. Wenn Österreich entschlossen an die Energiewende herangeht – also die Rahmenbedingungen und Regularien für die Elektriﬁzierung von Wärme- und Mobilitätsmarkt schafft, sowie Solarenergie und Windkraft besser integriert – bieten sich enorme Potenziale für die Wirtschaft und den gesamten Wirtschaftsstandort. Das muss weit über die Wasserkraft hinausgehen.



Im Rahmen der Studie „Der österreichische Energiekunde 2020“ befragte Deloitte Österreich 1.000 Konsumenten zu ihren Bedürfnissen und Erwartungen im Energiebereich. Die Ergebnisse zeigen repräsentativ, dass die Energiebranche vor großen Umbrüchen steht. Das derzeitige Angebot der Energieversorger weicht heute noch grundlegend von den Kundenerwartungen ab. Die Essenz der Studie lautet: Der österreichische Energiekunde 2020 produziert Strom selbst, nutzt erneuerbare Energien, bewegt sich mit alternativen Antrieben und vergleicht seinen Energieverbrauch mit anderen.



Energiewende als Standortfaktor Grundsätzlich sind die Energiewende und ein erfolgreicher Wirtschaftsstandort kein Widerspruch. Eine ambitionierte Energiepolitik kann dem Industriestandort Österreich helfen. Aktuell ist die Höhe der Energiekosten – abgesehen von einzelnen besonders energieintensiven Branchen – noch kein entscheidender Wettbewerbsfaktor. Sie betragen in Österreich durchschnittlich 2,6% der Gesamtkosten eines produzierenden Betriebs. Auch ist die Ökostromproduktion in den vergangenen Jahren gestiegen.



Die Energiekunden sehen Strom, Heizen und Mobilität immer mehr als ein Gesamtpaket. Für jeden zweiten Österreicher gehören Strom, Licht, Wärme, Photovoltaik und Akkus bereits heute untrennbar zusammen, wenn über Energie gesprochen wird.



Nichtsdestotrotz muss Österreich am Ball bleiben: Mit 13,5% war etwa der Nettostromimport noch nie so hoch wie 2014. Auch im Wärmemarkt sind die traditionell erfolgreichen erneuerbaren Energietechnologien durch den niedrigen Ölpreis und steuerliche Rahmenbedingungen derzeit unter Druck. Und auch die Versorgungsunternehmen kommen unter dem derzeit sehr niedrigen Großhandelspreis für Strom gehörig unter Druck. Die Bedeutung und die künftigen Möglichkeiten des Heimmarktes sind insbesondere für die innovativen österreichischen Unternehmen im Bereich der erneuerbaren Energien von zentraler Bedeutung.



Bezieht Energie vom EVU



Fährt alternative Antriebe



Umweltfreundlich



Will Solarthermie



Vergleicht Energieverbrauch mit anderen Erzeugt Strom selbst Nutzt Einkaufsgemeinschaften



Spart Energie bei Licht und Geräten



Kauft günstigen Strom



Will Photovoltaik



Investiert in Bürgerbeteiligung



Erhält eine monatliche Abrechnung



Merkmale österreichischer Energiekonsumenten



Will Wärmepumpe
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Akzeptanz von erneuerbaren Energien in der Gesellschaft



2020 ist die Energiewelt eine andere



Die Ergebnisse der Studie „Der österreichische Energiekunde 2020“ wurden durch eine weitere Studie in Kooperation mit der WU Wien und Wien Energie bestätigt. Im Rahmen der 2016 erstmals publizierten Studie „Erneuerbare Energien in Österreich“ wurden mehr als 1.000 Österreicher zu ihren Einstellungen, Assoziationen und der Investitionsintention mit Bezug zu erneuerbaren Energietechnologien und angrenzenden bzw. verbundenen Technologien befragt. Die wesentlichen Erkenntnisse dieser österreichischen Studie: • Die Haushalte stehen erneuerbaren Energietechnologien sehr positiv gegenüber. • Nahezu die Hälfte der befragten Haushalte bezieht bereits Ökostrom. • Ein Viertel der Photovoltaikbesitzer hat sich entschieden, einen Stromspeicher zu installieren. • Die Hälfte der Befragten kann sich vorstellen, in ein Bürgerbeteiligungsprojekt zu investieren. • Ein Drittel der Befragten hat bereits über den Kauf eines Elektroautos nachgedacht. • Die befragten Personen stehen einer Digitalisierung der Energiewirtschaft positiv gegenüber. • Eine preiswerte Stromversorgung ist wesentlich für die österreichischen Haushalte. Die positive Stimmung in der österreichischen Bevölkerung gegenüber erneuerbaren Energien wurde erneut eindrucksvoll belegt: 80% der Österreicher sind laut der Studie davon überzeugt, dass erneuerbare Energietechnologien es ermöglichen, zukünftiges Wirtschaftswachstum ohne eine Erhöhung von klimaschädlichen CO2-Emissionen zu erzielen. Frage: Welche Leistungen würden Sie von Ihrem Energieversorger zusätzlich zu Strom & Gas in Anspruch nehmen?



Die genannten Studienergebnisse legen einen Schluss nahe: Als Energieversorger wird es nicht mehr ausreichend sein, sich ausschließlich auf den Absatz von Strom zu fokussieren. Es gilt das vertriebliche Angebot zu erweitern, um zusätzliche Wertbeiträge zu generieren. Dabei müssen sich die Energieversorger entscheiden, ob sie eher auf energienahe Optionen oder energiefremde Alternativen setzen. In beiden Fällen ist die Kundeninformation der Schlüssel zum Erfolg. Daten sind damit auch für die Energiewirtschaft das Kapital der Zukunft. Die hohe Kundenbindung und niedrige Wechselquoten sind derzeit noch Vorteile, denn Player außerhalb des Energiesektors wissen heute über Kunden schon meist besser Bescheid als die Energieversorger selbst. „Online-Händler“ werden bereits am vierthäuﬁgsten genannt, wenn gefragt wird: „Wer soll Ihnen in Zukunft Energie und Dienstleistungen rund um Energie anbieten?“ Das bedeutet, Akteure wie Google oder Amazon stehen bereits in den Startlöchern. Mit dem Wissen über ihre Kunden können sie das Konsumverhalten von österreichischen Energiekunden ableiten und zukünftig passgenaue Produkte anbieten. Außerdem gibt es seit einem Jahr eine starke Dynamik im österreichischen Strommarkt. Das beweisen Cross-SellingAngebote, etwa der Verkauf von Strom durch Discounter, professionell organisierte Einkaufsgemeinschaften oder der Strom- und Gasverkauf durch Direktbanken. Die österreichischen Energieversorger sind durch diese neuen Rahmenbedingungen gefordert, neue und innovative Produkte zu kreieren und sich auf die sich verändernden Kundenbedürfnisse einzustellen.



Frage: Wer soll Ihnen in Zukunft a. Energie und b. Dienstleistungen rund um Energie anbieten? Energieversorger



67% 66% 60%



Meine Stadt oder Gemeinde 22%



Elektriker



17%



Online-Händler 47% 49% 46%



Internet 30% 32% 28% 25% 27% 24%



Kabel Fernsehen Telefonieren Sicherheitssystem Smart Home Anlage



16% 19% 14% 24% 15%



Elektroauto Total (n=1000)
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37%



29% 34% 26%



Arbeitgeber



13%



Baumarkt



13%



Supermarkt ums Eck



11%



Autohändler



11%



Soziale Medien



10%



Schule oder Universität



10%



Smartphone-Anbieter



9%



Fitnesscenter



9%



Versicherung



9%



Handy-Provider



8%



87%



39%



31%



24% 27% 28% 26% 29% 25% 28%



22% 29% 26%



Energie Dienstleistungen



„Empowering Austria“: Neue Energiestrategie für Österreich Die österreichische Energiewirtschaft setzt auch bereits neue Impulse für die Energieversorgung Österreichs. Das neue Konzept unter dem Titel „Empowering Austria“ zielt ab 2016 darauf ab, erkannte Hindernisse zu überwinden und mit neuen Partnerschaften eine selbsttragende Entwicklung zu starten. Im Kern geht es darum, mehr Strom aus erneuerbaren Quellen zu erzeugen, zu nutzen und gemeinsam mit den tausenden neuen Stromproduzenten systematisch und vernetzt einzusetzen. Den Stromkunden und Prosumern (Kunden, die Energie erzeugen und verbrauchen) soll es durch neue Marktregeln, Produkte und Partnerschaften ermöglicht werden, aktiv am Strommarkt teilzu-



nehmen, ihren Energiebedarf zu optimieren und gleichzeitig einen wichtigen Beitrag für die Systemsicherheit zu leisten. Durch eine Umstellung des Systems der Steuern und Abgaben auf Strom sollen Investitionen in erneuerbare Energien gegenüber der ausländischen Konkurrenz an Wettbewerbsfähigkeit gewinnen, ohne dass Strom für die Kunden teurer wird oder neue Förderungen benötigt werden. Solche innovativen Ansätze können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die österreichische Energiewirtschaft auch international wettbewerbsfähig zu halten und damit den heimischen Wirtschaftsstandort zu stärken.



Info Energietrends aus der Studie „Der Österreichische Energiekunde 2020” • Der Consumer wird zum Prosumer: 75% der Österreicher wollen im Jahr 2020 Strom selbst produzieren und eine aktive Rolle einnehmen. • Erneuerbare Energien sind die Heizmittel der Zukunft: 90% der Österreicher würden am liebsten ausschließlich mit erneuerbarer Energie heizen. Präferierte Heizmethoden: Solarthermie mit 43%, Luft/Erdwärme mit 28%, Strom/Wärmepumpe mit 11%. • E-Mobilität wird in den Alltag integriert: Fast drei Viertel der österreichischen Energiekunden wollen sich 2020 mit alternativen Antrieben fortbewegen. Präferierte Antriebsvarianten: Wasserstoff und Strom mit je 21% und Diesel/Elektro-Hybridantrieb mit 19%. 29% der Befragten geben an, grundsätzlich ein Elektroauto kaufen zu wollen.



Gerhard Marterbauer, Partner, Leader Energy & Resources



„Die Energiewirtschaft beﬁndet sich im Umbruch, der Energiemarkt ist stark umkämpft. Die Versorgungsunternehmen müssen die richtigen Kundentypen identiﬁzieren, sich deren Bedürfnissen bewusst werden und attraktive Lösungen anbieten.“
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Alexander Hohendanner, Partner, Leader Real Estate



„Der Aufwärtstrend im österreichischen Wohnimmobilienmarkt hält weiterhin an. Besonders der Wiener Wohnungsmarkt ist nach wie vor durch leicht steigende Kauf- sowie Mietniveaus gekennzeichnet. Im Gesamten beobachten wir aber eine relative Beruhigung der Preisentwicklung.“



Immobilienmarkt



Zuwachsraten beim Neubau



Der Immobilienmarkt ist für den Wirtschaftsstandort in doppelter Hinsicht von Interesse: Erstens gelten Immobilien weiterhin als sichere Anlageform für Investoren. Zweitens ist das Preisniveau auch für die Ansiedlung von Unternehmen (Gewerbeimmobilien) sowie die Leistbarkeit von Wohnraum für die Arbeitnehmer (Wohnimmobilien) von Bedeutung.



Im Jahresvergleich der untersuchten Länder führt Österreich die Rangliste beim Wohnungsneubau an (5,4 begonnene Wohnungsbauprojekte pro 1.000 Einwohner), gefolgt von Frankreich (4,5) und Israel (4,3). Portugal weist eine Wohnungsneubauquote pro 1.000 Einwohner in der Höhe von 0,7 auf und liegt somit zusammen mit Ungarn (1,0) und Irland (1,1) im unteren Feld der untersuchten Länder.



Der im Vorjahr beobachtete Positivtrend im österreichischen Wohnimmobilienmarkt hält weiter an, dabei ist eine relative Beruhigung der Preisentwicklung von Wohnimmobilien ersichtlich. Insbesondere der Wiener Wohnungsmarkt ist aber nach wie vor durch steigende Kauf- sowie Mietniveaus gekennzeichnet.



Deloitte Property Index Die Entwicklungen der Bundeshauptstadt spiegeln sich auch im aktuellen Deloitte Property Index wider, in dem Wien beim Preisanstieg für neu gebaute Wohnimmobilien mit rund 8% gegenüber dem Vorjahr zusammen mit Kopenhagen und Berlin (jeweils +10%) im Mittelfeld liegt. Den höchsten Preisanstieg für Neubauten in Europa verzeichnet Dublin (+34%), gefolgt von der Londoner Innenstadt (+32%). Im Gegensatz dazu wurde in Lissabon ein Rückgang um knapp 14% verzeichnet. Im Jahresvergleich unterscheidet sich die Preisentwicklung bei Wohnimmobilien in den untersuchten europäischen Ländern deutlich: Irland und Israel verzeichnen den größten relativen Anstieg (plus 31,7% bzw. 25,6%), in Italien und Russland hingegen sind die Immobilienpreise im Vergleich zum Vorjahr gesunken (minus 4% bzw. 17%). Österreich liegt mit einem moderaten Preisanstieg im Jahr 2014 in der Höhe von 5% gegenüber 2013 zusammen mit Ungarn (+5%) im mittleren Bereich der untersuchten Ländergruppe.
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Absolut gesehen bleiben London und Paris mit Abstand die teuersten Städte in Europa, die österreichischen Städte liegen im Mittelfeld. Auffällig ist das Verhältnis der Transaktionspreise ausgewählter Städte zum Landesdurchschnitt. Während die Quadratmeterpreise in Moskau bzw. München bei 300% bzw. 217% über dem Landesschnitt liegen, sind es in Wien nur knapp 55%.



Verbesserung bei Kreditkonditionen Das gelockerte Kreditvergabeverhalten der Europäischen Banken seit 2014 resultiert in einer allgemeinen Verbesserung der Konditionen für neue Kredite. Österreich zählt neben Belgien, Deutschland, Frankreich, Schweden und den Niederlanden zu den Ländern, in denen Banken zur Finanzierung von Wohnbauprojekten die niedrigsten Zinsaufschläge verlangen. Dies liegt vor allem am niedrigen Risikoproﬁl sowie den gut etablierten und stabilen Immobilienmärkten in diesen Ländern.



Durchschnittliche Transaktionspreise für Neubauten (EUR/m2) 16.000 14.000 12.000 10.000 8.000 6.000 4.000 2.000 0



Preisanstieg bei Wohnimmobilien Die Leistbarkeit des eigenen Wohnraums ist ein zentraler Faktor bei der Einschätzung eines Marktes, da er die Sicht der Nachfrage berücksichtigt. Hier bestehen große Unterschiede zwischen den untersuchten Ländern. Während man in Belgien für den Erwerb der eigenen vier Wände nur das 3,2-fache des durchschnittlichen Bruttojahresgehalts benötigt, bedarf es dafür in Italien des 6,8-fachen Jahresbruttoeinkommens, ähnlich wie in Tschechien und Polen (rund 7,1-fach). Österreich liegt mit knapp sechs Bruttojahresgehältern für eine 70 Quadratmeter große Wohnung im europäischen Mittelfeld.



Durch die starke Nachfrage im Jahr 2013 kam es zu einer deutlichen Steigerung gegenüber dem Vorjahr, als noch rund fünf Bruttojahresgehälter ausreichten. Der moderate Preisanstieg während des Jahres 2014 hat kaum einen Einﬂuss auf die Leistbarkeit der Wohnimmobilien im Vergleich zum Jahr 2013. Für den Preisanstieg von Wohnimmobilien gibt es mehrere Gründe: Erstens die stetig steigende Zuwanderung in den Ballungszentren, zweitens die gestiegenen Baukosten durch überzogene regulative Anforderungen (insbesondere in den Bauordnungen), drittens der ungebremste “Run” der Investoren auf die weiter als sichere Anlage geltenden Immobilien sowie viertens die Erwartungshaltung, dass noch kein Ende des Preisanstiegs abzusehen ist.
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Gewerbeimmobilien: Starke Investorennachfrage und weitere Senkung der Spitzenrenditen Um die Marktentwicklung bei Gewerbeimmobilien beurteilen zu können, stellt sich die Frage nach den erzielbaren Renditen in der jeweiligen AssetKlasse. Aufschluss darüber gibt die Kennzahl der Spitzenrendite („Prime Yield“), die der erzielbaren Rendite eines Investors beim Erwerb eines Objektes in einer Top-Lage, mit erstklassiger Ausstattung und Vollvermietung zu üblichen Marktkonditionen entspricht. Vor allem der Einzelhandelsimmobilienmarkt erfreut sich nach wie vor einer ungebremsten Investorennachfrage nach Prime-Retailobjekten. In Bezug auf die erzielbaren Spitzenrenditen für Retailobjekte in Einkaufsstraßen („High Street Retail“) in ausgewählten Hauptstädten Europas, liegt Wien mit einer Spitzenrendite von rund 4% gemeinsam mit Amsterdam, Stockholm und Berlin im Mittelfeld und wird als etablierter Luxusstandort für Einzelhandel gesehen. Die Spitzenrendite für Büroimmobilien in Wien lag laut Marktberichten renommierter Makler im ersten Halbjahr 2015 bei 4,65% (Medianwert) und spiegelt das starke Investoreninteresse an Objekten von höchster Qualität wider. Die erhöhte Investorennachfrage in Kombination mit einem deutlich beschränkten Angebot von Prime-Objekten am Wiener Einzelhandels- und Büroimmobilienmarkt hat einen merklichen Einﬂuss auf die Investitionsentscheidungen. Es kann inzwischen eine Bereitschaft der Investoren registriert werden, auch Transaktionen im Bereich der Non-Prime Segmente zu tätigen, um gewisse Mindestrenditen zu erzielen.
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Die Krise auf dem Bau scheint überwunden Die jährlich erscheinende Deloitte Studie „European Powers of Construction“ reﬂektiert für 2014 einen Aufwärtstrend in der Baubranche Europas bis ins Jahr 2016. Zu den Top 50 Baukonzernen Europas gehören die beiden österreichischen Unternehmen Strabag SE und Porr Group. Nach einer längeren Rezessionsphase konnte die europäische Baubranche 2014 ihr moderates Wachstum aus dem Vorjahr fortsetzen. Auf EU-Ebene beﬁndet sich auch das Investitionsvolumen der Branche mit einem 0,8-prozentigen Wachstum wieder im Aufwärtstrend. Für 2016 wird mit einem Investitionsanstieg um 3,5% gerechnet. In Österreich wird eine Steigerung der Bau-Investments um 2,3% erwartet. Von allen untersuchten Ländern lag Österreich – bezogen auf das Bauvolumen im Verhältnis zum BIP im Jahr 2014 – mit rund 10,7% auf Platz sechs hinter Rumänien, Finnland, Frankreich, Belgien und Polen. Die positive Entwicklung der Baubranche geht also mittlerweile einher mit den positiven Entwicklungen der diversen Asset-Klassen im österreichischen Immobilienmarkt und zeigt die positiven Trends des gesamten Immobilienmarktes. Negativ ist zu vermerken, dass die Regierung im Immobilienbereich derzeit kräftig an der Steuerschraube dreht. Damit ist eine falsche Signalwirkung an die Privatwirtschaft verbunden und schlussendlich wird das so oft propagierte Ziel einer erhöhten Wohnbauleistung konterkariert (siehe dazu Info-Box zur Immobilienbesteuerung). Zusätzlich ist der Baukostenindex für Wohnimmobilien seit 2000 um 50% angestiegen und damit wesentlich stärker als die Inﬂation im selben Zeitraum (Anstieg des Verbraucherpreisindex um 34%).



Info Immobiliensteuerreform 2015/2016 Die Steuerreform 2015/2016 hat mit 1.1.2016 wesentliche Änderungen in der Immobilienbesteuerung gebracht, die sich vor allem nachteilig für Immobilienbesitzer auswirken. Anstatt steuerliche Anreize für die Privatwirtschaft zum Zweck der Wohnraumschaffung zu setzen, wurde das Hauptaugenmerk auf Mehreinnahmen gelegt. Anhebung der Immobilienertragsteuer Die wesentlichste Änderung betrifft die Anhebung der Immobilienertragsteuer von derzeit 25% auf 30%. Ausgenommen davon sind lediglich Körperschaften (GmbH, AG), die auch zukünftig Gewinne aus der Veräußerung von Immobilien mit dem regulären Körperschaftsteuersatz von 25% versteuern. Auch der Inﬂationsabschlag – der grundsätzlich ab dem 11. Jahr der Anschaffung in Höhe von 2% p.a. bis maximal 50% die Immobilienerträge kürzte – gehört seit Anfang 2016 der Vergangenheit an. Aufgrund der Erhöhung der Immobilienertragsteuer wurde auch die Vorschrift über den Ausgleich von Verlusten aus Immobilienverkäufen adaptiert. Da Immobilienerträge nunmehr höher besteuert werden, ist auch der Verlustausgleich in einem höheren Ausmaß zulässig. Demnach können Verluste nicht mehr lediglich zur Hälfte mit Einkünften aus Vermietung und Verpachtung bzw. sonstigen betrieblichen Einkünften ausgeglichen werden, sondern in Höhe von 60%, wobei im außerbetrieblichen Bereich automatisch eine Verteilung auf 15 Jahre erfolgt. Auf Antrag kann jedoch der gesamte auf 60% gekürzte Verlust im Entstehungsjahr ausgeglichen werden. Verbreiterung der Bemessungsgrundlage Neben der Anhebung der Immobilienertragsteuer wurde mit 1.1.2016 auch die Bemessungsgrundlage für die laufende Besteuerung verbreitert, indem die Abschreibung geändert wurde.



Ab jetzt gilt ein einheitlicher Abschreibungssatz in Höhe von 2,5%. Ausgenommen davon ist die betriebliche Wohnraumvermietung, wo eine Angleichung an die außerbetrieblichen Bestimmungen erfolgte und somit ein Abschreibungssatz von nur 1,5% gilt. Die Abschreibung hat sich aber auch bei im Privatvermögen gehaltenen Immobilien reduziert, wo zwar der Abschreibungssatz beibehalten wurde, aber die Aufteilung der Anschaffungskosten von Immobilien auf den nicht abschreibbaren Grund und Boden einerseits und das abschreibbare Gebäude andererseits verändert wurde. Während es bislang Verwaltungspraxis war, den Anteil von Grund und Boden mit 20% anzunehmen, legt das Gesetz nunmehr den Anteil von Grund und Boden mit 40% fest. Dadurch vermindern sich die laufenden Abschreibungen und die Steuerbelastung steigt. Zu demselben Ergebnis führt auch die Verlängerung des Verteilungszeitraumes von Instandsetzungskosten für Wohngebäude von ehemals 10 auf nunmehr 15 Jahre. Das betrifft sowohl betrieblich als auch privat gehaltene Immobilien. Grunderwerbsteuer neu Zu guter Letzt wurde auch die Grunderwerbsteuer entscheidend verändert. Seit 1.1.2016 bildet der sogenannte Grundstückswert die allgemeine Mindestbemessungsgrundlage und ersetzt somit – bis auf den Land- und Forstwirtschaftlichen Bereich – bei Übertragungen im Familienkreis die veralteten Einheitswerte. Der sprunghafte Anstieg der Bemessungsgrundlage wird zum Teil durch einen Stufentarif ausgeglichen, der immer bei unentgeltlichen Übertragungen sowie Familienübertragungen Anwendung ﬁndet. Die Begünstigung wirkt jedoch nur bis zu einem Grundstückswert von EUR 400.000. Darüber greift der allgemeine Tarif in Höhe von 3,5%.
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3. Regulatorisches Umfeld



Regulatorisches Umfeld Vorjahr



Tendenz



Die regulatorischen Auﬂagen werden als größtes unternehmerisches Risiko und Investitionshemmnis wahrgenommen. Österreich fällt dabei im europäischen Vergleich durch einen anhaltend hohen Bürokratieaufwand, viele Einzelregelungen und vergleichsweise wenig Flexibilität auf. In der Gesamtbewertung ergibt das erneut zwei Punkte – eine Entspannung ist vorerst nicht zu erwarten.



+ Rechtsstaatlichkeit (Eigentum, geistiges Eigentum)



- Empfundene Belastung durch die staatliche Regulierung



+ Teilnahme an den Entwicklungen der europäischen



- Hoher bürokratischer Aufwand für Unternehmer



Bankenaufsichts-Architektur



(Gründung, Gewerbeauﬂagen, Betriebsstätten, Bauvorhaben, Förderungen, etc.)



- Vergleichsweise geringe Flexibilität des Arbeitsmarktes (Lohn, Arbeitsverhältnisse)



- Belastungen der Finanzdienstleistungsbranche



(Eigenkapitalanforderungen, Flut an Regularien, Implementierungs- und Compliancekosten)



MUT zu Vereinfachung Unternehmer und Arbeitnehmer brauchen mehr Freiraum für die wertschöpfenden Aktivitäten. Sowohl in den Betrieben selbst als auch von staatlicher Seite braucht es Mut zur Vereinfachung – zum Beispiel durch Reduktion, Harmonisierung und Flexibilisierung. Immer wenn eine neue Regel geschaffen wird, sollten dafür mindestens zwei alte gestrichen oder zusammengeführt werden.
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Beispiele Justiz: Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit. RÄG 2014: Novelle bringt Klarstellungen und Entlastungen für kleinere Unternehmen. Aufgabenreform: 2015 wurden die Reformvorschläge der Deregulierungskommission vorgelegt. Die konkrete gesetzliche Umsetzung wird erwartet. Bürokratie abbauen, Wirtschaften erleichtern: WKO und BMWFW haben ein 5-Punkte-Entlastungspaket für Unternehmen geschnürt, um Gründung und Innovation zu erleichtern.



Enforcement Seit Anfang 2014 nimmt die Österreichische Prüfstelle für Rechnungslegung (OePR) die Konzern- und Halbjahresabschlüsse genau unter die Lupe. „Post von OePR bzw. der FMA“ erhalten österreichische Unternehmen seit März 2014. Nach teilweise unterschiedlichen Auffassungen über die Rollenverteilung zwischen OePR und FMA gibt es seit rund einem halben Jahr eine Einigung über ein geregeltes Zusammenspiel zwischen den beiden Institutionen. Damit ist für die von den Prüfungen betroffenen Unternehmen nunmehr eine einheitliche Vorgangsweise sichergestellt und das Vertrauen in den Prozessablauf wieder hergestellt. In den zwei vergangenen Jahren wurden mehr als 60 Unternehmen von der OePR stichprobenmäßig ausgewählt, die sich ohne Ausnahme dazu entschlossen haben, an dem Prüfverfahren mitzuwirken. Nach und nach werden die Prüfungen des zweiten Jahres abgeschlossen, teilweise sind die zuletzt gezogenen Unternehmen zum Jahreswechsel über die Einleitung des Prüfverfahrens informiert worden. Bei den von Deloitte Österreich mitbegleiteten Verfahren wurde deutlich, dass eine gute Vorbereitung auf das Enforcement-Verfahren und die Auswahl der richtigen Mitarbeiter für das Enforcement-Team des geprüften Unternehmens wesentliche Erfolgsfaktoren darstellen. Als besonders erfolgversprechend haben sich die kombinierte Vorbereitung mittels Erstellung einer Enforcement-Richtlinie und die Simulation eines Enforcement-Verfahrens im Vorfeld erwiesen. Damit sind die geprüften Unternehmen für die noch neue Form der Prüfung durch die OePR vorbereitet – Kompetenzen und Verantwortungen werden dadurch frühzeitig geklärt und die „Regeln“ im Falle eines Prüfverfahrens stehen ebenfalls vorab fest. Oft wird nämlich der Aufwand unterschätzt, der für die Beantwortung des Fragenkataloges der Prüfstelle erforderlich ist. Die entsprechende Vorbereitung sowie ein mit dem Wirtschaftsprüfer und Beratern abgestimmter Antwortprozess ermöglichen eine zeitgerechte und erfolgreiche Abgabe innerhalb der üblichen Frist von zwei bis drei Wochen.



Bis Anfang des Jahres 2016 gab es bereits 15 Fehlerveröffentlichungen durch die FMA, wobei diese mit einer gewissen Zeitverzögerung nach den Fehlerfeststellungen durch die OePR erfolgen. Die medialen Reaktionen sind bisher verhalten und die Fehler werden von der Öffentlichkeit bislang unaufgeregt zur Kenntnis genommen. Eine gut abgestimmte Kommunikation bei Fehlerfeststellungen bleibt jedoch weiterhin essentiell. In Österreich beträgt die Fehlerquote für die ersten zwei Jahre rund 40%, während sie in Deutschland zu Beginn der Enforcement-Verfahren nur rund 25% ausmachte. Die höhere Fehlerquote resultiert unter anderem auch aus der verpﬂichtenden Prüfung der Halbjahresﬁnanzberichte in Österreich sowie dem Umstand, dass einige kleinere Unternehmen geprüft wurden, die mangels konsolidierungspﬂichtiger Tochtergesellschaften keinen IFRS-Konzernabschluss aufstellen müssen, sondern nach UGB bilanzieren. Die Prüfungsschwerpunkte für das Abschlussjahr 2015 können bereits auf der Webseite der OePR eingesehen werden.



Gerhard Marterbauer, Partner, Enforcement Advisory



„Für geprüfte Unternehmen sind eine gute Vorbereitung auf das Enforcement-Verfahren und die Auswahl der richtigen Mitarbeiter bzw. Berater für das EnforcementTeam wesentliche Erfolgsfaktoren für eine fehlerfreie Prüfung.“



Deloitte Radar 2016 | 29



Rechnungslegungs-Änderungsgesetz 2014 Das Rechnungslegungs-Änderungsgesetz 2014 („RÄG 2014“) ist ein entscheidender Schritt des Gesetzgebers in Richtung Deregulierung und Verbesserung der Aussagekraft des UGB-Abschlusses. Damit wird nicht nur die Bilanz-Richtlinie der EU umgesetzt, sondern das Bilanzrecht insgesamt modernisiert und das UGB sowohl an die Bilanzierung nach IFRS als auch an die Bewertung im Steuerrecht herangeführt.



Rechnungslegungs- und Konsolidierungspﬂicht Durch die Einführung der Kategorie der Kleinstkapitalgesellschaft ersparen sich viele Projekt-GmbHs die Aufstellung eines Anhangs. Als Kleinstkapitalgesellschaft gelten sogenannte „Micro Entities“ mit den Schwellenwerten EUR 700.000 Umsatzerlöse, 10 Dienstnehmer, EUR 350.000 Bilanzsumme.



Bilanzierung und Bewertung Die Kosten für die ab 1.1.2016 begonnene Herstellung von Anlage- und Umlaufvermögensgegenständen (insbesondere auch der Vorräte) sind wie im Steuerrecht künftig inklusive der Gemeinkosten zu berechnen, sodass eine umständliche Dokumentation der Differenzen zwischen UGB- und Steuerbilanzwerten unterbleiben kann.



Modernisierung In nach 2015 beginnenden Wirtschaftsjahren sind aktive Steuerlatenzüberhänge bei mittelgroßen und großen Unternehmen zwingend zu aktivieren, für jene aus steuerlichen Verlustvorträgen besteht nun ein Ansatzwahlrecht. Alle Steuerlatenzbeträge sind entsprechend den internationalen Standards bilanzorientiert zu bilden. Der für einen Bilanzleser im Ausland missverständliche Posten „unversteuerte Rücklagen“ für die Inanspruchnahme von steuerlichen Begünstigungen entfällt ersatzlos. Eigene Aktien werden in Zukunft offen vom Grundkapital abgezogen und nicht mehr im Anlage- oder Umlaufvermögen ausgewiesen.



Ausweis im Jahresabschluss Außerordentliche Erträge und Aufwendungen werden abgeschafft und sind zur Gänze den „ordentlichen“ Positionen zuzuordnen und bei außerordentlicher Größenordnung oder Bedeutung nur im Anhang zu erläutern. Das EGT heißt künftig „Ergebnis vor Steuern“, die GuV darf wie international üblich mit dem Jahresüberschuss enden.



Erleichterungen bei der Offenlegung beim Firmenbuch seit 20.7.2015



In den nach 2015 beginnenden Wirtschaftsjahren sind Rückstellungen für deren Laufzeit nunmehr generell marktüblich abzuzinsen.



Ein ausländischer Konzernabschluss befreit zukünftig auch dann von der Pﬂicht zur Aufstellung eines österreichischen Teilkonzernabschlusses, wenn er in englischer Sprache hinterlegt wird.



Außerplanmäßige Abschreibungen (auch aus Vorjahren) sind bei Wertaufholung generell (und nicht mehr bloß bei Beteiligungen) zwingend zuzuschreiben. Dadurch werden in der UGB-Bilanz die aktuellen Wertverhältnisse besser dargestellt.



Diese grundlegenden Änderungen in Bilanz und GuV durch das RÄG 2014 sind für nach dem 31.12.2015 beginnende Wirtschaftsjahre zwingend anzuwenden. Sie betreffen damit ab heuer alle rechnungslegungspﬂichtigen Unternehmen.



Michael Schober, Präsident des iwp und Leader Audit & Enterprise Risk Services



„Das RÄG 2014 ist eine Reform und Modernisierung des Bilanzrechts. Die neuen Regeln treten nun für alle nach dem 31.12.2015 beginnenden Wirtschaftsjahre in Kraft.“
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Regulierung des Finanzsektors Die europäische und österreichische Finanzdienstleistungsindustrie wird auch 2016 mit einem verschärften regulatorischen Umfeld und schwierigen volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen konfrontiert sein: Insbesondere die anhaltend schwachen Konjunkturprognosen, die niedrige Zinslandschaft, teilweise zu bezahlende Negativzinsen, steigende Eigenkapitalanforderungen sowie hohe Implementierungs- und Compliancekosten stellen die Banken auch heuer vor zwar bekannte, aber weiterhin schwierige Herausforderungen.



EZB als zuständige Aufsichtsbehörde in der Eurozone Der Single Supervisory Mechanism: Die Europäische Zentralbank (EZB) übernahm Ende 2014 die Verantwortung für die Bankenaufsicht in allen EuroMitgliedstaaten. Das erste Jahr dieser europäischen Aufsicht war geprägt von einem gegenseitigen Abtasten. Sowohl die EZB, die EBA und die nationalen Aufsichtsbehörden (National Competent Authorities – NCA, in Österreich die Finanzmarktaufsicht FMA) auf Seiten der Behörden als auch die beaufsichtigten Unternehmen benötigten noch eine Eingewöhnungsphase. Dennoch veröffentlichte alleine die EZB 13 Rechtsakte. Die von der EBA erarbeiteten Standards erreichen eine Zahl im hohen zweistelligen Bereich. Die meisten dieser Beschlüsse und Empfehlungen sind von den beaufsichtigten Banken anzuwenden. Die europäische Aufsicht führt naturgemäß auch zu Kosten für die Marktteilnehmer. Allein für das Jahr 2015 betrugen die EZB Aufsichtsgebühren für die etwas mehr als 120 bedeutenden beaufsichtigten Institute und Gruppen (SIs) EUR 289,7 Mio. und für die ca. 3.500 weniger bedeutenden beaufsichtigten Institute und Gruppen (LSIs) EUR 36,3 Mio.1



Anwendung auf alle österreichischen Kreditinstitute Im SREP (Supervisory Review and Evaluation Process) werden durch die Aufsichtsbehörden jene Risiken überprüft, die nicht bereits durch aufsichtsrechtliche Bestimmungen (insbesondere in der CRR – Säule 1) abgedeckt werden. Ziel ist es, die Aufsichtspraxis im Rahmen des SREP europaweit zu vereinheitlichen und ein konsistentes Rahmenwerk für die Beurteilung von Risiken unter Berücksichtigung des Geschäftsmodells, der 1



Governance, der Solvabilität und der Liquidität von Banken zu etablieren. Je nach Ergebnis des Reviews können die EZB und/oder die FMA der betroffenen Bank unter anderem einen SREP-Zuschlag zu den regulatorischen Eigenmitteln vorschreiben. Während das SREP Assessment im Jahr 2015 vor allem für die direkt von der EZB beaufsichtigten Institute ein bedeutendes Thema war, das in Summe nicht nur für positive Resonanz sorgte, wird das SREP Assessment im Jahr 2016 sukzessive auch auf die indirekt beaufsichtigten Banken – sohin auf den gesamten Bankenmarkt – ausgerollt. Das Ergebnis der aufsichtsrechtlichen Einschätzung im Rahmen des SREP kann neben möglichen Eigenkapitalzuschlägen weitreichende Eingriffsrechte der Regulatoren in Themenbereiche wie Geschäftsmodell und Governance des jeweiligen Instituts mit sich bringen. Eine transparente, standardisierte und objektive Beurteilung der jeweiligen Themenbereiche durch die Aufsichtsbehörden und die Ableitung von nachvollziehbaren Konsequenzen sind somit auch für die österreichischen Kreditinstitute unabdingbar.



Verschiebung der Anwendung der MiFID II Die Anwendung der Markets in Financial Instruments Directive II (MiFID II) wird aufgrund zahlreicher offener Punkte und nicht abgeschlossener Diskussionen zwischen den europäischen Aufsichtsbehörden und Gesetzgebern sowie einer Verzögerung in der Finalisierung von delegierten Rechtsakten um ein Jahr verschoben. Die MiFID II und die Markets in Financial Instruments Regulation (MiFIR) bilden das Kernstück der Wertpapierund Kapitalmarktregulierung in der Europäischen Union. Durch die Verschiebung haben die betroffenen Wertpapierﬁrmen, Asset Manager und Banken nunmehr einen Zeitpuffer für die Durchführung von MiFID II/ MiFIR-Implementierungsprojekten gewonnen. Aufgrund der Vielzahl und Komplexität der neuen Regelungen und deren möglichen Auswirkungen vor allem auf geschäftspolitische Entscheidungen sollten diese dennoch unverzüglich durchgeführt werden, da derartige Projekte je nach Größe des Instituts einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen können. Unabhängig von dieser Verschiebung veröffentlichte die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) am 28. September 2015 ﬁnale technische Standards zu ausgewählten Aspekten von MiFID II/MiFIR. Dadurch wurden Details zu deren Umsetzung festgelegt.



Europäische Union: Beschluss (EU 2015/727)
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Neue Anti-Geldwäsche-Richtlinie in nationales Recht umzusetzen



Das „Bankenpaket“ als vorrangig österreichisches Speziﬁkum



Am 5. Juni 2015 wurde die 4. Anti-GeldwäscheRichtlinie (4. AML-RL) im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Auch Österreich muss diese binnen zwei Jahren in nationales Recht umsetzen. Das Maßnahmenpaket besteht aus zwei Gesetzestexten, der Richtlinie zur Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusﬁnanzierung sowie der Verordnung zur Erhöhung der Transparenz im Geldtransfer. Die 4. AML-RL enthält unter anderem klarere und transparentere Regelungen zu den Sorgfaltspﬂichten und zur Anwendung des risikobasierten Ansatzes, Ausweitungen zu den Bestimmungen in Zusammenhang mit politisch exponierten Personen sowie die Verpﬂichtung für juristische Personen, aktuelle Angaben zu ihren wirtschaftlichen Eigentümern sowie zu Art und Umfang der wirtschaftlichen Beteiligung einzuholen und in einem zentralen Register zu speichern.



Im Jahr 2015 musste die Finanzdienstleistungsindustrie nicht nur eine Vielzahl an europäischen Vorgaben umsetzen, auch primär österreichische Gesetzesinitiativen beschäftigten die Branche. Prominentes Beispiel ist das sogenannte „Bankenpaket“, das im Zuge der Steuerreform 2015/2016 kundgemacht wurde. Dadurch wurde einerseits das Bankgeheimnis im BWG modiﬁziert, andererseits wurden das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz (KontRegG), das KapitalabﬂussMeldegesetz sowie das Gemeinsame MeldestandardGesetz (GMSG) eingeführt. Darüber hinaus wurden auch das EU-Amtshilfegesetz und das AmtshilfeDurchführungsgesetz geändert.



Umstellung auf ein ex ante-ﬁnanziertes Einlagensicherungssystem Durch das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz (ESAEG) wurde auch das österreichische Einlagensicherungssystem auf ein ex ante-ﬁnanziertes System umgestellt. Das ESAEG setzte die Einlagensicherungsrichtlinie (RL 2014/49/EU) in nationales Recht um. Dadurch wird sichergestellt, dass Ansprüche aus gedeckten Einlagen zeitgerecht und ausschließlich aus Mitteln von CRR-Kreditinstituten erstattet werden. Die bisherigen Zahlungspﬂichten des Bundes sind somit künftig im Großen und Ganzen nicht mehr erforderlich. Darüber hinaus wird das bisherige sektorale System der Einlagensicherung und der Anlegerentschädigung ab 2019 vereinheitlicht. Am 1. Jänner 2016 nahm das Single Resolution Board (SRB) seine operative Tätigkeit auf. Das SRB verwaltet den einheitlichen Abwicklungsfonds (SRF) und erstellt zusammen mit den (nationalen) Abwicklungsbehörden die Abwicklungspläne. Mit einem Entwurf zur Änderung der Single Resolution Mechansim-Verordnung (SRM-VO) möchte die EU-Kommission ein Europäisches Abwicklungssystem etablieren, in dem ex ante-Beiträge der CRR-Kreditinstitute zu einem gemeinsamen Fonds zusammengeführt und vom SRB verwaltet werden sollen. Der Verordnungsentwurf der Europäischen Kommission muss allerdings noch das ordentliche Gesetzgebungsverfahren durchlaufen. Dadurch wäre sowohl die zweite als auch die dritte Säule der „Bankenunion“ in der SRM-VO geregelt.
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Die Durchbrechung des Bankgeheimnisses bei gerichtlichen Strafverfahren wurde ebenfalls erleichtert. Ungeachtet der Lockerung des Bankgeheimnisses hat im Falle eines Antrags einer Abgabenbehörde auf Konteneinsicht weiterhin ein Einzelrichter mit Beschluss über die Bewilligung zu entscheiden. Mit dem KontRegG wurde für Privatpersonen und Unternehmen ein automationsunterstütztes Kontenregister beim BMF eingeführt. Um die Gefahr von ungewollten Kapitalabﬂüssen infolge des KontRegG zu vermeiden, wurde das KapitalabﬂussMeldegesetz, das bis 2020 befristet ist, geschaffen. Kapitalabﬂüsse von mindestens EUR 50.000 von Konten natürlicher Personen sind durch die Kreditinstitute an das BMF zu melden. Dies gilt in ähnlicher Form für Kapitalzuﬂüsse aus der Schweiz und aus Liechtenstein in den Jahren 2011 bis 2013. In Summe führten diese Gesetzesinitiativen des Jahres 2015 zu einer starken Aufweichung beziehungsweise de-facto-Aufhebung des Bankgeheimnisses.



Weitere Meldungen für österreichische Kreditinstitute



Überarbeitung der Eigenmittelvorschriften



Mit der Datenmodellverordnung (DatenmodellV) wurde auch im Bereich des regulatorischen Meldewesens ein österreichisches Speziﬁkum geschaffen. Kern dieser Vorgaben ist die beabsichtigte Schaffung eines mehrdimensionalen Datenwürfels, in dem Einzelgeschäfte – erweitert um eine Vielzahl von beschreibenden Attributen und Parametern – abgebildet werden. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die europäische Aufsicht diesem österreichischen Vorschlag folgen wird und somit Synergieeffekte ermöglicht.



Dominik Damm, Partner, FSI Country Leader Austria



„Marktteilnehmer, aber auch Regulatoren und Gesetzgeber, sehen heute im ‚regulatorischen Dschungel‘ den Wald vor lauter Bäumen nicht mehr. Komplexität, Implementierungskosten und das volkswirtschaftliche Umfeld stellen das Geschäftsmodell der Banken grundsätzlich auf den Prüfstand.“



Der Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) veröffentlichte im Dezember 2015 unter anderem das zweite Konsultationsdokument zur Überarbeitung des Standardansatzes für Kreditrisiken. Erklärtes Ziel des Dokuments ist die Verbesserung der regulatorischen Eigenkapitalstandards in einer Reihe von Bereichen. Der Basler Ausschuss schlägt insbesondere eine Verringerung der Abhängigkeit von externen Ratings, eine höhere Granularität und Sensitivität bei der Risikomessung, eine Neukalibrierung der Risikogewichtungen, eine bessere Vergleichbarkeit mit internen Modellen sowie generell eine einfachere Anwendung der Regeln vor. Exposures gegenüber Zentralstaaten, Zentralbanken und Unternehmen des öffentlichen Sektors sind vom gegenständlichen Dokument nicht umfasst. Für das Jahr 2016 werden weiterführende Standards erwartet. Die Vielzahl an derzeitigen Initiativen zur Überarbeitung der Mindesteigenmittelvorschriften der Säule 1 – auch in den Bereichen des IRB Ansatzes, des Operationellen Risikos und des Marktrisikos – zeugen von der offensichtlichen Unzufriedenheit der Regulatoren und Gesetzesinitiatoren mit den derzeitigen Vorschriften und werden zukünftig wohl zu einer Abänderung dieser Regeln führen. Diese Bemühungen und der Fokus der Aufsicht auf den SREP verstärken in Summe den Trend von Säule 1 zu Säule 2 Anforderungen.



Info Ausblick wesentliche Themenstellungen im Finanzsektor • Der neue SREP (Supervisory Review & Evaluation Process) für kleine Banken • Finalisierung und Umsetzung von MiFID II & MiFIR • Anwendbarkeit von Solvency II durch das VAG 2016



• Adaptierung der Vergütungsvorschriften • Das neue Zinsänderungsrisiko im Bankbuch • Berücksichtigung von zusätzlichen Kapitalpuffern • MAR und CSMAD



• Datenqualität und -verfügbarkeit – BCBS 239



• Überarbeitung des Schuldnerausfallsbegriffes



• Stress-Testing



• Bundesgesetz über Hypothekar- und Immobilienkreditverträge



• Tourliche Erstellung von Sanierungs- und Abwicklungsplänen • Die Zukunft der MREL (Minimum Requirement for Own Funds and Eligible Liabilities) • Überarbeitung der Säule 1 Vorschriften



• FINREP 2.0 • Governance und Risikokultur • IFRS 9 • Trennbanken und Schattenbanken
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4. Kosten



Kosten Vorjahr



Tendenz



Österreichs Fiskalpolitik schneidet im internationalen Wettbewerb sowohl hinsichtlich der hohen Steuer- und Abgabenbelastung als auch bei der Bewertung der Lenkungseffekte schlecht ab. Die Steuerreform war ein erster Schritt zur Entlastung des Faktors Arbeit, allerdings mit einer überwiegend einnahmenseitigen Gegenﬁnanzierung. In der Gesamtbewertung bleibt es trotz positiver Tendenz bei einem Punkt.



+ Geringe Ausfallkosten aufgrund niedriger Streikquote und hoher Arbeitsqualität



+ Steuerliche Anreize für Forschung & Entwicklung (Anhebung der Forschungsprämie)



+ Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen (Steuerreform 2015/16)



- Höhe der Steuer- und Abgabenbelastung, weiterhin hohe Kosten des Faktors Arbeit



- Wenig Lenkungseffekte zur Steigerung von Investitionen und Beschäftigung



- Hohe Komplexität des Steuersystems aufgrund vieler Ausnahmebestimmungen



+ _ Planungs- und Rechtssicherheit weiterhin problematisch, jedoch erhöhtes Bemühen der Finanzverwaltung



- Abzugsverbot für niedrig besteuerte Zinsen und



+ _ Steigende Transparenz und Maßnahmen gegen Steuerbetrug, jedoch mit zu erwartenden Struktureffekten



- Steigende Lohnstückkosten aufgrund sinkender



MUT zu Strukturbereinigung und Modernisierung Nach den ersten Schritten der Kostenentlastung durch die Steuerreform sollte es jetzt zu einer mutigen Weiterentwicklung des Steuer- und Sozialversicherungssystems kommen: Administration, Vereinfachungen, Reduktion von Ausnahmen, Erhöhung der Planungs- und Rechtssicherheit sowie investitions- und beschäftigungsfördernde Maßnahmen.
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Lizenzgebühren Arbeitsproduktivität bei steigender Entlohnung



Beispiele Kostenefﬁzienzprogramme: Führende Industrieunternehmen aus dem privaten Sektor haben sich in den letzten Jahren proaktiv intern restrukturiert, um die eigene Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Steuerreform 2015: Mit der beschlossenen Tarifreform hat die Regierung vor allem kleine und mittlere Einkommen entlastet. Die Wirtschaft soll durch die gesteigerte Kaufkraft und den positiven Konjunktureffekt proﬁtieren. Die Eigenkapitalzufuhr ist nun ohne jede Verkehrssteuerbelastung möglich.



Österreichs Steueradministration gewinnt an Attraktivität Österreich hat sich zuletzt im internationalen Wettbewerb der Steuerstandorte durchaus überraschend leicht verbessern können. Im Rahmen des Deloitte European Tax Survey 2015 wurden mehr als 800 europäische Führungskräfte von Steuerabteilungen aus 28 Ländern befragt. 70,8% der Befragten bewerteten die steuerlichen Rahmenbedingungen in Österreich als „sehr“ oder „einigermaßen“ vorteilhaft. Damit kann Österreich im Vergleich zu den Jahren davor näher an die Spitzengruppe heranrücken. Die Verbesserung ist vor allem auf die wahrgenommene Steigerung der Rechtssicherheit in Steuerfragen zurückzuführen, die durch die Serviceorientierung der österreichischen Finanzverwaltung vor allem bei großen Unternehmen gefördert wurde. Die führenden Standorte in Europa sind weiterhin die Niederlande (80,6%) und die Schweiz (76,7%). Unter den kleinen Wirtschaftsstandorten werden noch Luxemburg und Irland als besonders vorteilhaft eingeschätzt.



Weitere Vereinfachung des Steuersystems gefordert Auf der Wunschliste der befragten Tax Manager stehen drei konkrete Forderungen an den Gesetzgeber und die Finanzverwaltung in Österreich: Eine Vereinfachung des Steuersystems (69%), planbares und kooperatives Verhalten der Finanzverwaltung (29%) sowie mehr Rechtssicherheit hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung des Steuersystems bzw. der Steuersätze (29%).



Steigender Druck auf Unternehmen durch BEPSInitiative Für zunehmende Beunruhigung bei den Tax-Managern sorgt die BEPS-Initiative (Base Erosion and Proﬁt Shifting) der OECD. Als OECD-Mitglied bekennt sich Österreich zu den darin formulierten Zielen zur Vermeidung von Gewinnverkürzungen und -verlagerungen international tätiger Unternehmen. Der Druck auf die Unternehmen steigt, sich mit dem im Wandel begriffenen internationalen Steuerrecht aktiv auseinanderzusetzen und bestehende Konzernverrechnungen zu überprüfen. Darüber hinaus ist aufgrund steigender Dokumentationserfordernisse mit erhöhtem administrativem Aufwand zu rechnen. Bei der rechtlichen Umsetzung ist darauf zu achten, diese im Gleichklang mit den anderen Ländern und den OECD Empfehlungen zu regeln, um Standortnachteile abzuwehren. Laut einer Deloitte-Umfrage geben mittlerweile 43% der österreichischen Tax-Manager an, dass der BEPSInitiative ein sehr hoher oder hoher Stellenwert in den Steuerabteilungen zukommt. Auch die Beachtung auf Managementebene – außerhalb der Steuerabteilungen – ist im Steigen inbegriffen. Grundsätzlich sehen die Tax Manager unsichere Rahmenbedingungen aufgrund häuﬁger Änderungen von Rechtsnormen und deren Auslegung, Doppeldeutigkeiten sowie lange Verfahrensdauern bei der Beilegung von Steuerstreitigkeiten als gravierendste Schwachstellen eines Steuerstandorts. Hier hat sich Österreich im internationalen Vergleich gegenüber der Vergangenheit verbessert. Die Verwaltungsreform (Bundesﬁnanzgericht) hat eine höhere Qualität im Rechtsschutz bewirkt. Die Herausforderung, Maßnahmen zur Bekämpfung unerwünschter Steuerstrukturen zu setzen und dennoch die Unternehmensanforderungen an einen attraktiven Wirtschaftsstandort zu erfüllen, bleibt weiterhin eine wichtige, aber schwierige Aufgabe des österreichischen Steuergesetzgebers.



Herbert Kovar, Partner, International Tax



„Der Standort wird hinsichtlich der steuerlichen Aspekte heute positiver gesehen als in den vergangenen Jahren: Die Serviceorientierung der Finanzverwaltung und die gestiegene Rechtssicherheit wirken positiv.“
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Bernhard Gröhs, Leiter der KWT-Arbeitsgruppe Steuerpolitik



„Mit der Steuerreform ﬁnanziert der Staat die Entlastung des Faktors Arbeit durch höhere Vermögensbesteuerung und totale Transparenz bei der Steuereinhebung. Totale Transparenz auch der Staatsausgaben muss nun die entsprechende Forderung an den Staat sein.“



Steuerreform 2015/2016 – Licht und Schatten Mit 1.1.2016 ist die lang diskutierte große Steuerreform 2015/2016 in Kraft getreten. Das Entlastungsvolumen dieser Reform soll im Jahr 2016 EUR 4,1 Mrd. betragen und ab dem Jahr 2017 jährlich auf EUR 5,4 Mrd. ansteigen.



Reform der Einkommensteuer Herzstück der Entlastung ist die Reform des Einkommensteuertarifs mit der Senkung des Eingangssteuersatzes von 36,5% auf 25% und der Neuaufteilung in sechs Tarifstufen. Weiters sollen Arbeitnehmer, die aufgrund ihres geringen Einkommens keine Einkommensteuer zahlen, im Rahmen der Arbeitnehmerveranlagung Sozialversicherungsbeiträge bis zu EUR 400 jährlich rückerstattet bekommen. Ein weiterer Entlastungseffekt ist die Erhöhung des jährlichen Kinderfreibetrages von derzeit EUR 220 auf EUR 440 bzw. EUR 300 pro Person (wenn er von zwei Steuerpﬂichtigen für dasselbe Kind geltend gemacht wird). Der Freibetrag für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen erhöht sich auf EUR 3.000, sodass Arbeitnehmern die Partizipation an der Wertsteigerung des beschäftigenden Unternehmens erleichtert werden soll.



Ökologisierung des Steuersystems Bei privat genutzten Dienstfahrzeugen mit Elektroantrieb kann – im Gegensatz zu PKW mit Verbrennungsmotoren – zukünftig grundsätzlich die Vorsteuer abgezogen werden sofern die Anschaffungskosten gewisse Grenzen nicht übersteigen und es kommt zu keinem Sachbezug. Dadurch werden nicht nur positive Lenkungseffekte im Sinne einer Ökologisierung des Steuersystems gesetzt, sondern es wird auch die Position Österreichs als Testmarkt und innovative Volkswirtschaft gestärkt. Dies ist vor allem auch deshalb sehr positiv, da es in Österreich zahlreiche Unternehmen gibt, die im Bereich der Elektromobilität eine Pionierrolle einnehmen können. Negativ aus ökologischer Sicht: Pendler werden weiterhin (verstärkt) nach dem Gießkannenprinzip begünstigt.



Anhebung des Spitzensteuersatzes Da der Spitzensteuersatz immer auch eine Signalwirkung im Standortwettbewerb hat, ist seine Anhebung von 50% auf 55% (ab einem Jahreseinkommen von mehr als einer Million Euro) kritisch zu sehen. Auch wenn diese Anhebung nur wenige Steuerzahler betrifft, gilt für Standortvergleiche vor allem der Prozentsatz. Österreich wird damit noch stärker als Hochsteuerland wahrgenommen, wodurch eine Abnahme von Direktinvestitionen zu befürchten ist. 36 | Deloitte Radar 2016



Totale Transparenz Im Rahmen der Steuerreform 2015/2016 wurde ein umfassendes Paket zum Kampf gegen Steuerbetrug implementiert. Der Gesetzgeber nutzt dabei die zunehmende Digitalisierung der Wirtschaft (erweiterte Registrierkassenpﬂicht, Kontenregister, Meldeverpﬂichtungen für Banken, erweiterte Möglichkeiten zur Konteneinsicht), um die Entdeckungswahrscheinlichkeit von Finanzvergehen und die Steuerehrlichkeit der Teilnehmer am Wirtschaftsleben deutlich zu erhöhen. Damit soll ein Teil der Tarifsenkung ﬁnanziert werden: „Steuersätze runter, dafür zahlen alle“, lautet die Devise des Finanzministers. Die neuen Vorschriften werden aber auch erhebliche Struktureffekte in vielen Bereichen der Wirtschaft bringen, die zu Kostenefﬁzienz bei Unternehmen, aber auch zum Verlust von Grenzanbietern (das „kleine Beisl ums Eck“) und damit zu Kulturänderungen führen werden.



Höhere Steuern bei Vermögenden Die Besteuerung des Immobilienbesitzes wurde drastisch erhöht (siehe Info auf Seite 27). Dieses Maßnahmenbündel bremst Investitionen in Immobilien und damit die inländische Realwirtschaft. Die damit verbundenen sinkenden Nachsteuerrenditen stellen eine Vermögensentwertung/versteckte Vermögensteuer für Immobilienbesitzer dar. Insgesamt ist dieser Teil der Gegenﬁnanzierung der Steuerreform aus Standortsicht das „kleinere Übel“ als eine totale Vermögensteuer auf das Nettovermögen, aber eine klare Bremse für Investitionen in den privaten Wohnbau.



Fazit und Ausblick Die Steuerreform 2015/16 lässt sich standortpolitisch auf eine einfache Formel herunterbrechen: Belastung bei kleinen und mittleren Einkommen gesenkt, dafür totale Transparenz (alle müssen zahlen, keine Toleranz für die Schattenwirtschaft) und erhöhte Steuern bei Vermögenden (deutlich höhere Besteuerung bei Immobilien und Kapitalerträgen). Diese Formel scheint zähneknirschend aber generell akzeptiert zu werden. Sie hat aber auch eine klare Erwartungshaltung der Wirtschaft hervorgerufen: Nun ist der Staat an der Reihe, durch totale Transparenz die Ausgaben des Staates unter Kontrolle zu bringen und damit die notwendigen weiteren Steuerentlastungen sowie Vereinfachungsmaßnahmen zu ermöglichen.



Steuerliche Anreize für Österreich als F&E-Standort Steuerliche Begünstigungen von Forschungsund Entwicklungsaktivitäten bzw. der daraus resultierenden immateriellen Vermögenswerte sind für alle hochentwickelten Wirtschaftsstandorte von enormer Bedeutung. So gestalten viele OECD-Staaten Begünstigungen aus, die auf unterschiedlichste Stufen des F&E- bzw. Verwertungsprozesses gerichtet sind (z.B. Begünstigung des Inputfaktors Arbeit sowie des Zuzuges von Kernarbeitskräften, erhöhte Abzugsfähigkeit oder Cash-Prämien und sogenannte IP-Box Regime). Auch Österreich setzt konkrete Maßnahmen, um den Forschungs- und Entwicklungsstandort attraktiver zu machen.



Erhöhte Forschungsprämie Der mit dem Steuerreformgesetz 2015/2016 eingeführten Erhöhung der Forschungsprämie von 10% auf 12% kann ausschließlich Positives abgewonnen werden. Einen besonderen Vorteil stellt die Ausgestaltung als ergebnisunabhängige Cash-Prämie dar, die aufgrund der fehlenden Selektivität vollinhaltlich dem europäischen Beihilfenrecht entspricht und bei Erfüllung der Voraussetzungen einen durchsetzbaren Rechtsanspruch darstellt.



Zuzugsbegünstigung für Forscher Mit dem Steuerreformgesetz 2015/16 wurde die Zuzugsbegünstigung für Spitzenarbeitskräfte der Wissenschaft und Forschung novelliert, um deren Zuzug noch attraktiver auszugestalten. Demnach werden bei der Erfüllung der Voraussetzungen (zum Beispiel Begünstigung der Personalaufwendungen für die Forschungsprämie beim Arbeitgeber) 30% des steuerpﬂichtigen Einkommens der zugezogenen Person bis zu fünf Jahre von der Einkommensteuer befreit. Österreich wird dadurch als F&E-Zentrum für internationale Konzerne noch attraktiver, da steuerliche Belastungen für nach Österreich verlegte Spitzenkräfte deutlich verringert werden. Zudem wurde die Abwicklung wesentlich vereinfacht und die Rechtssicherheit gesteigert.



Offen: IP-Box Regime Im Zuge des BEPS Action Plans der OECD und auch von Seiten der EU wird versucht, für steuerliche Begünstigungen von immateriellen Wirtschaftsgütern ein einheitliches Vorgehen festzulegen. In diesem Zusammenhang wurde der sogenannte modiﬁzierte Nexus Ansatz entwickelt. Danach soll die begünstigte Besteuerung von Einkünften aus immateriellen Vermögensgegenständen im Zuge von



IP- bzw. Patentbox Regimen nur gewährt werden, wenn die zugrunde liegenden F&E-Tätigkeiten vom Unternehmen selbst in diesem Land durchgeführt wurden. Die Begünstigung derartiger Einkünfte (Lizenzgebühren sowie Veräußerungsgewinne) soll verwehrt werden, wenn über 30% des Aufwandes der zugrundeliegenden F&E-Tätigkeiten als Auftragsforschung an andere (verbundene) Unternehmen ausgelagert werden. Dadurch sollen steuerliche IP-Begünstigungen einheitlich nur noch dem tatsächlichen Erschaffer gewährt werden. Um die Wettbewerbsfähigkeit und Standortattraktivität für hochinnovative Unternehmen weiter auszubauen, wäre es auch für Österreich dringend geboten, eine mit dem Nexus Ansatz konforme IP-Box einzuführen, um neben F&E-Tätigkeiten auch immaterielle Vermögenswerte hierzulande anzuziehen. Sollte Österreich die aktuellen Entwicklungen zur Einführung EU-rechtskonformer IP-Boxen in Europa versäumen, drohen weitreichende Konsequenzen – insbesondere der Abzug von F&E-Aktivitäten durch internationale Konzerne. Für natürliche Personen besteht in Österreich bereits eine steuerliche Begünstigung für die Verwertung patentrechtlich geschützter Erﬁndungen (Besteuerung mit dem halben Durchschnittsteuersatz für Lizenzzahlungen auf Basis eines Patents). Einen ähnlichen Ansatz verfolgt auch der modiﬁzierte Nexus Ansatz, da die begünstigte Besteuerung ausschließlich dem Entwickler zustehen soll. Dies spricht für die Einführung eines für alle Steuerpﬂichtigen – natürliche Personen und Körperschaften – einheitlichen IP-Box Regimes in Österreich.



Negativ: Abzugsverbot für niedrig besteuerte Zinsen und Lizenzgebühren Das im vorauseilenden Gehorsam bereits 2015 eingeführte Abzugsverbot für niedrig besteuerte Zinsen und Lizenzgebühren wirkt sich für internationale Konzerne schädlich auf die Standortattraktivität Österreichs aus. Grundsätzliches Ziel des Gesetzgebers war die Unterbindung von Gewinnverlagerungen. Jedoch wird dadurch auch die Finanzierung von Investitionen in aktive Unternehmen in Österreich stark benachteiligt. Die Maßnahme erfolgte deutlich zu früh und brachte eine erhöhte Rechtsunsicherheit in der Umsetzung. Als kleiner Wirtschaftsstandort sollte Österreich keine Alleingänge unternehmen, sondern gesicherte und international abgestimmte OECD-Maßnahmen abwarten.
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5. Innovation, Forschung und Technologie



Innovation, Forschung und Technologie Vorjahr



Tendenz



Österreich zählt zu den überdurchschnittlich starken Forschungs- und Innovationsstandorten in Europa und konnte in den letzten Jahren die Innovationsefﬁzienz kontinuierlich verbessern. Für eine dynamische Startup-Szene sind der Abbau bürokratischer Hürden und die Förderung einer stärkeren Private Equity-Kultur essentiell. In der Gesamtbewertung ergibt das erneut vier Punkte – Tendenz steigend.



+ Hohe Forschungsquote (höher als 3% des BIP) + Innovative Unternehmen (F&E-Ausgaben, Innovationskapazität) mit klarer Differenzierungsstrategie (Hidden Champions)



+ Steigende Innovationsefﬁzienz (Patente, High-TechExporte, IKT-Services, etc.) + _ Steuerliche / indirekte Förderung (Erhöhung der Forschungsprämie), jedoch komplexes direktes Förderungssystem



MUT zu Risiko und Innovation Um im Innovationswettbewerb zu den führenden Ländern aufschließen zu können, braucht es in Österreich noch mehr Risikokapital. Neben den erforderlichen Rahmenbedingungen und Modellen für potenzielle Investoren, muss sich auch der Mut zu Risiko und unternehmerischer Tätigkeit noch stärker entwickeln.



+ _ Verfügbarkeit von Wissenschaftlern und Technikern – hohe Qualität und Zuzugsbegünstigung, allerdings teilweise personelle Engpässe



- Vergleichsweise geringe öffentliche Investitionen in Forschung und technologiebezogene Beschaffung



- Zu geringe Verfügbarkeit von Risikokapital sowie mangelhafte Rahmenbedingungen für Investoren



Beispiele Open Innovation: Eine Initiative der Bundesregierung (BMWFW, BMVIT) zur systematischen Öffnung von Innovationsprozessen, um Entwicklungszeiten und -kosten für Innovationen zu verringern. Alternativﬁnanzierungsgesetz: Damit wurde dem Bedarf der KMU nach erleichterter Eigenkapitalbeschaffung durch Crowdfunding nachgekommen. Gründerland-Strategie: Durch 40 Maßnahmen des BMWFW sollen in Österreich 50.000 Neugründungen und 100.000 Arbeitsplätze bis 2020 geschaffen werden (Innovation, Finanzierung, Awareness, Netzwerke, Infrastruktur und Regulatorik).
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Forschung & Entwicklung Im Jahr 2015 betrugen die Ausgaben für F&E in Österreich erstmals mehr als EUR 10 Mrd. Das bedeutet eine Forschungsquote von 3% des BIP.1 Der Weg zum Innovation Leader ist aber noch mit Hürden verbunden und bedarf weiterer Anstrengungen – insbesondere hinsichtlich der Efﬁzienz und Effektivität nicht-steuerlicher Fördermaßnahmen.



Attraktiver F&E Standort für internationale Konzerne Internationale Konzerne forcieren ihr Engagement in der österreichischen Forschungslandschaft und haben am Wirtschaftsstandort Österreich bereits 2013 knapp EUR 1,5 Mrd. in Forschung & Entwicklung investiert. Damit kamen 16,4% der gesamten in Österreich getätigten F&E-Aufwendungen aus dem Ausland, was europaweit einen Spitzenwert darstellt.2



Hohe Forschungsquote Österreich liegt mit einer Forschungsquote von rund 3% im europäischen Vergleich hinter Finnland, Schweden und Dänemark, allerdings vor Deutschland und deutlich über dem EU-28 Durchschnitt von 2%.3



Erhöhung der Forschungsprämie Innovative Unternehmen proﬁtieren ab 2016 deutlich. Österreich hat die steuerlichen Anreize verstärkt und im Rahmen der jüngsten Steuerreform die Forschungsprämie ab 1.1.2016 von 10% auf 12% erhöht, wodurch die Alpenrepublik im weltweiten Standortwettbewerb ihre Attraktivität im F&E-Bereich beibehält. Von dieser Maßnahme proﬁtieren auch Unternehmer, die sich in der Praxis häuﬁg nicht als „Forscher“ sehen, da die Forschungsprämie nicht nur für die Grundlagenforschung beantragt werden kann, sondern auch für eine anwendungsorientierte Forschung und experimentelle Entwicklung. Gerade diese industrienahe F&E ist besonders wichtig für die positive Entwicklung des Wirtschaftsstandortes. Ob ein Projekt förderwürdig ist, richtet sich prinzipiell nach dem im Jahr 2015 aktualisierten OECD Frascati Manual. Als ergebnisunabhängige Cash-Prämie stellt die Forschungsprämie einen attraktiven Anreiz für Investitionen in F&E dar und liefert durch die Erhöhung einen positiven Impuls für die Innovationskraft der österreichischen Volkswirtschaft. In Anbetracht der Tatsache, dass innovative Unternehmen erfahrungsgemäß hohe Exportquoten erzielen, wird zudem die Wettbewerbsfähigkeit des Landes gesteigert.



Österreich im Gründerﬁeber Bereits heute stellt Wien, nach London und München, den drittgrößten ICT (Information and Communication Technology) Hotspot in Europa dar. Die ICT-Industrie ist mittlerweile der am schnellsten wachsende Sektor in Österreich, was unter anderem auf multinationale Hochtechnologieunternehmen zurückzuführen ist, die von der Drehscheibe Österreich aus ihre Aktivitäten in Zentral- und Osteuropa steuern.4 Der Wirtschaftsstandort Österreich setzt mit der Erweiterung von HightechStartup-Förderungen zukunftsorientierte Schritte zur Stärkung der Innovationskraft. Ein Schritt in die richtige Richtung ist die Änderung der Verordnung zum Neugründungs-Förderungsgesetz (NeuFöG). Die Sperrfrist für Gründer, die bereits mit einem früheren Unternehmen erfolglos waren, um einen erneuten Startversuch in die Selbstständigkeit zu wagen, wird von fünfzehn auf fünf Jahre reduziert. Unzählige Erfolgsgeschichten aus dem ICT-Sektor beweisen, dass der wirtschaftliche Erfolg oft erst nach dem zweiten Startversuch eintritt.5 Darüber hinaus werden Innovationskraft und Unternehmergeist mittels Forschungsrahmenprogrammen direkt aus dem EU-Haushalt gefördert. Hierbei ist insbesondere das von 2014 bis 2020 laufende Programm Horizon 2020, das in globaler Hinsicht größte transnationale Programm zur Förderung von Forschung und Innovationen mit einem Budget in Höhe von knapp EUR 80 Mrd., qualitativ und quantitativ führend.



F&E-Ausgaben innerhalb der EU Im Zeitraum 1999 bis 2013 sind die Ausgaben für F&E der gesamten EU-28 um 73% gestiegen – mit einer merklichen Erhöhung der F&E-Ausgaben aller Mitgliedsländer, allerdings auch mit starken Anteilsverschiebungen zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten. Österreich sticht mit einem überdurchschnittlichen Anstieg der F&E-Ausgaben von 141% hervor. Insgesamt lässt sich eine kleine Verschiebung von den größeren hin zu den kleineren EU-Staaten feststellen, wobei die drei großen Platzhirsche Deutschland, Frankreich und Großbritannien im Jahr 2013 insgesamt immer noch 59% der absoluten F&E-Ausgaben der EU-28 getätigt haben.6



1 2 3



4



5 6



BMVIT: Forschungs- und Technologiebericht 2015 Invest in Austria: Forschung & Entwicklung, Factsheets BMVIT: Forschungs- und Technologiebericht 2015 (mit internationalen Vergleichszahlen aus 2013) Vienna Business Agency: Präsentation „Digital City Vienna – Hotspot for R&D“, 2015 AWS: Pressemeldungen BMVIT: Forschungs- und Technologiebericht 2015 (Daten für die gesamten F&E-Ausgaben der EU-28 liegen nur für den Zeitraum von 1999-2013 vor)
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Österreich bleibt am richtigen Kurs Österreich konnte zudem in den Jahren nach der globalen Wirtschaftskrise von 2008 bis 2013 einen überdurchschnittlichen relativen Anstieg der F&E-Ausgaben von 20% (verglichen mit 14% der gesamten EU-28) erzielen. In einem dynamischen Umfeld mit stark zunehmenden weltweiten F&E-Ausgaben war Österreich in der Lage, seinen relativen Anteil an den weltweiten F&E-Ausgaben konstant zu halten und zusätzlich die absoluten Ausgaben zu erhöhen.1 Im Jahr 2014 wurden im Rahmen der steuerlichen Forschungsprämien EUR 489 Mio. an innovative Unternehmen in Österreich ausbezahlt. Im Vergleich dazu wurden für nicht steuerliche Förderprogramme für Grundlagenforschung, angewandte Forschung & experimentelle Entwicklung EUR 588,4 Mio. aufgewendet.2



Herbert Kovar, Partner, Förderungsberatung



„Mit einer ganzheitlichen Modernisierung des F&E-Systems und einer stärkeren Ergebnisorientierung von nicht-steuerlichen Fördermaßnahmen hat Österreich das Potential, bis 2020 an die Gruppe der ‚Innovation Leader‘ aufzuschließen.“ Startups in Österreich Durch jüngste Erfolgsstorys, Headline-Exits und gelungene Community-Initiativen hat die Aufmerksamkeit für die heimische Startup-Szene spürbar zugenommen. Hoch ambitionierte, dynamische Teams lassen mit innovativen Ideen aufhorchen. Aber nicht nur das Potential der Geschäftsideen an sich, sondern auch der Professionalisierungsgrad in der Umsetzung haben im Laufe der letzten Jahre deutlich zugenommen. Die Rahmenbedingungen für Startups sind aber – gerade im internationalen Vergleich – nach wie vor verbesserungswürdig. Aus der Beratungspraxis verorten die Experten von Deloitte Österreich momentan das größte Deﬁzit in der zu schwach ausgeprägten Investorenkultur.
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BMVIT: Forschungs- und Technologiebericht 2015 BMF: Förderungsbericht 2014



Österreich verfügt zwar über eine ausgezeichnete Förderlandschaft, die Mobilisierung von Investorenkapital erfolgt aber nur schleppend. Sobald für ein junges Unternehmen die Wachstumsphase erreicht ist, sind die Fördermöglichkeiten oftmals ausgeschöpft beziehungsweise die Tickets für Business Angels zu groß.



Risikokapital ist Mangelware Spätestens dann braucht es Risikokapital, das in Österreich aber leider Mangelware ist. Es gibt zwar Lichtblicke in der Investorenlandschaft sowie eine sich zunehmend formierende Business AngelSzene und auch das Alternativﬁnanzierungsgesetz („Crowdfundinggesetz“) war ein Schritt in die richtige Richtung. Steuerliche Anreize für Risikoinvestments sind aber nach wie vor nicht vorhanden. Es ist daher zu beobachten, dass gerade erfolgreiche Projekte, die an der Schwelle zur echten Skalierbarkeit stehen, an diesem Punkt aus Österreich abwandern. Darüber hinaus müssen Wissenschaft und Wirtschaft stärker verschränkt werden, um die kommerzielle Verwertbarkeit von Innovationen zu ermöglichen. Die Unternehmensgründung im universitären Umfeld muss ﬂexibler und die Zusammenarbeit der Universitäten mit Unternehmen intensiviert werden. Ein mehrstuﬁger Prozess vom Universitätsinstitut, in den Coworking-Space am Campus und weiter in die Inkubatoren/A-Plus-BZentren wäre denkbar. Auf einer Makroebene sollten Innovationsfreude, Risikobereitschaft und Financial Literacy schon im Bildungswesen verankert werden. Gesellschaftlich sind eine neue Kultur des Scheiterns und die positive Wahrnehmung des Unternehmertums an sich unerlässlich.



Marktbereinigung wird erwartet 2015 hat der Startup-Hype auch in Österreich seinen vorläuﬁgen Höhepunkt erreicht. Für 2016 ist daher zwangsläuﬁg mit einer Marktbereinigung zu rechnen – sowohl auf Ebene der Projekte als auch auf Ebene der Inkubatoren und Accelerators. Nur jene Initiativen, die Startups echten Mehrwert liefern können, werden bestehen können. Ein Agieren auf reiner Beraterebene wird hingegen nicht ausreichen.



Barbara Edelmann, Partnerin, Startups und Technologie



„Die Startup-Szene in Österreich entwickelt sich, doch der Bedarf an Risikokapital kann leider immer noch nicht gedeckt werden.“



Info Deloitte Technology Fast 500™ EMEA • Deloitte kürt jährlich die 500 am schnellsten wachsenden Unternehmen der TMT (Technology, Media and Telecommunications) Branche. • Bewertet werden Unternehmen, die Technologien besitzen oder entwickeln, die wesentlich zu ihren Umsätzen beitragen, die Hersteller von „Technologie“-Produkten sind bzw. Unternehmen, die sich in hohem Ausmaß der Forschung und Entwicklung widmen. • Für die Nominierung und Teilnahme eines österreichischen Unternehmens an den Technology Fast 500 EMEA ist das Umsatzwachstum der letzten fünf Geschäftsjahre entscheidend. Auch in den Deloitte Regionen Amerika und Asien-Paziﬁk werden Fast-500-Wettbewerbe durchgeführt. • 2015 kommt einer der Preisträger aus Österreich. Der Internet-Dienstleister ANEXIA konnte sich bereits zum dritten Mal in Folge platzieren und belegt heuer den 253. Platz mit einem durchschnittlichen Umsatzwachstum von 397% in den letzten vier Jahren.



Info Deloitte TMT Predictions Die Deloitte TMT Predictions erscheinen jährlich und zeigen die größten Trends für den TMT-Markt auf. Die Ergebnisse basieren auf weltweiten Untersuchungen mittels qualitativer Interviews sowie Input von Deloitte Kunden aus der ganzen Welt, ehemaligen Deloitte Mitarbeitern, Analysten der TMT-Branche, führenden TMT-Managern und internationalen Deloitte TMT-Experten. Die globale Analyse von Deloitte prognostiziert für 2016: • Es wird ein Boom für neue Bezahlsysteme wie das Touch-Based-Payment erwartet. • Laptop-PCs sind überraschenderweise gerade bei Millennials so beliebt wie bei keiner vorherigen Generation. • Im Handel mit gebrauchten Smartphones werden Umsätze von mehreren Milliarden und damit neue Geschäftsmodelle erwartet. • Virtual Reality (VR) wird heuer erstmals zum Milliarden-Dollar-Geschäft.
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Cyber Security Österreich ist – wie beinahe alle Länder der Welt – seit Jahren mit einem hochdynamischen Kriminalitätsphänomen konfrontiert. Cyberkriminalität ist eine wachsende Herausforderung für Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Die heimischen Unternehmen und die Politik werden sich der Problematik immer mehr bewusst, im internationalen Vergleich besteht aber noch Aufholbedarf.



Cyberkriminalität: Österreich mit Aufholbedarf Obwohl der jährliche Cybercrime Report des Österreichischen Bundeskriminalamts für das Jahr 2014 einen atypischen Rückgang der Anzeigen im Bereich Cybercrime um 11% im Vergleich zum Vorjahr zeigt, ergibt sich aus dem Zehnjahresvergleich ein eindeutiger Hinweis auf die steigende Bedrohung für Unternehmen durch Cyber-Attacken.



Aus einer Schätzung des unabhängigen Center for Strategic and International Studies (CSIS) entstehen durch Cyberkriminalität weltweit jährlich Schäden in Höhe von ca. EUR 330 Mrd. In Österreich beläuft sich der verursachte Schaden pro Jahr, Schätzungen zufolge, auf ca. 0,4% des Bruttoinlandproduktes, beziehungsweise rund EUR 1,4 Mrd.1 Laut dem Verband der Versicherungsunternehmen Österreich (VVO) war jedes vierte Unternehmen im deutschsprachigen Raum bereits mindestens einmal Opfer von Cybercrime-Attacken. Zu den häuﬁgsten Angriffsformen zählen aktuell Social Engineering, der Einsatz von Schadsoftware (beispielsweise Ransomware), Hacking von Webseiten, Phishing und Betrügereien auf Online-Verkaufsplattformen.2 Die Autoren des Cybercrime Reports sehen „die Internationalität dieser Kriminalitätsform verbunden mit den Möglichkeiten von Verschlüsselung und Anonymisierung“ als einen wesentlichen Grund für die steigende Zahl an Cyber-Angriffen.3



Schäden durch Cyberkriminalität (in % vom BIP) 1,8 1,6 1,4 1,2 1 0,8 0,6 0,4 0,2 0 Deutschland Niederlande
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Norwegen



China



Österreich



Quelle: CSIS 2014



Alexander Ruzicka, Partner, Enterprise Risk Services



„Österreichische Unternehmen liegen bei Investitionen und bei der Implementierung von Cyber Security Maßnahmen noch hinter globalen Mitbewerbern zurück. Aber das Bewusstsein für die Bedrohung durch Cyberkriminalität nimmt stetig zu.“



1



CSIS: Net Losses: Estimating the Global Cost of Cybercrime, 2014 VVO: Internetkriminalität in Österreich, 2014 3 BK: Cybercrime Report 2014 2
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Anzahl der ISO 27001 Zertiﬁzierungen im Ländervergleich



Quelle: ISO Survey 2014



Der Umgang von Unternehmen mit dieser Art von zunehmender Kriminalität ist mit dem Hintergrund einer fortschreitenden Digitalisierung der Wirtschaft von besonders großer Bedeutung. Als logische Konsequenz investieren Unternehmen vermehrt in Schutzmaßnahmen und vorbereitende Schritte gegen Risiken durch Cybercrime. Eine organisatorische Möglichkeit ist beispielsweise eine ISO 27001-Zertiﬁzierung, mit der Unternehmen nachweisen, dass sie über ein modernes und aktuelles InformationssicherheitsmanagementSystem verfügen. Österreich liegt bei der Anzahl der zertiﬁzierten Unternehmen – trotz stetig steigender Zahlen – noch hinter den meisten Nachbarländern zurück und hat hier eindeutig Handlungsbedarf.



Faktor Mensch: Sensibilisierung der Mitarbeiter Neben vermehrten Investitionen in organisatorische und technische Schutzmaßnahmen darf man die Bedeutung des Faktors Mensch nicht vergessen. So weist Europol in ihrem Bericht „The Internet Organised Crime Threat Assessment (IOCTA)“ darauf hin, dass eine wesentliche Cybercrime-Prävention die laufende Sensibilisierung der Mitarbeiter für die damit zusammenhängenden Risiken und Gefahren darstellt. Laut einer EurobarometerUmfrage zum Thema „Sicherheitsbewusstsein im Bereich Computerkriminalität“ aus dem Jahr 2014 liegt das Sicherheitsbewusstsein in Österreich sogar über dem EU-Durchschnitt.1



1 2



Es zeigt sich, dass der Wissensstand und das Sicherheitsbewusstsein zwar hoch sind, aber organisatorische und technische Maßnahmen nur in einem geringen Ausmaß getroffen werden. Die Österreicher gehen paradoxerweise von keiner akuten Gefahr durch Cyberkriminalität für sich selbst aus, obwohl die Risiken – zum Beispiel ﬁnanzieller Schaden, Reputationsschaden oder Identitätsdiebstahl – bekannt sind. Laut einer Studie des Kuratoriums für Verkehrssicherheit schätzen 61% der Befragten die eigene Gefährdung durch Internetkriminalität als „gering“ oder „sehr gering“ ein.2



Österreichische CIOs orten Aufholbedarf Auch der Deloitte CIO Survey 2015, bei dem 1.271 CIOs aus 43 Ländern befragt wurden, zeigt, dass bei den österreichischen Unternehmen Sicherheit/Cyber Security Thematiken bisher zu wenig Beachtung fanden. Dies wird unter anderem bei der Betrachtung der Frage nach den Einﬂüssen auf das Geschäft sichtbar. Während international „Cyber Security/Data Privacy“ mit knapp 60% Zustimmung nur am vierten Platz rangiert, wurde es von Österreichs IT-Leitern als zweitwichtigstes Thema genannt. Hier zeigt sich der Aufholbedarf: Die österreichischen Unternehmen waren in den vergangenen Jahren nur in sehr geringem Maße bereit, Geld für Security-Beratung auszugeben. Daher setzen die heimischen CIOs hier weiterhin einen Schwerpunkt, international ist man bereits einen Schritt weiter.



EU: Eurobarometer: Europeans Attitudes towards security, 2014 EFV: Presseaussendung: Unterschätzte Gefahren im Internet, 21.05.2015
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Datentrends Zu Beginn einer forensischen Untersuchung steht die Sammlung all jener Daten, die für die Aufarbeitung eines potenziellen Verstoßes – zum Beispiel das Wirtschaftsstrafrecht betreffend – erforderlich sind. Dank spezieller computerforensischer Methoden werden Daten auf unterschiedlichen Datenträgern identiﬁziert sowie unter Einhaltung der Chain-of-Custody (Gerichtsverwertbarkeit) gesichert und für den Review aufbereitet. Akquirierte Mailboxen, Laptops, Handys oder IT-Systeme können Aufschluss über das Benutzerverhalten sowie vorhandene beziehungsweise bereits gelöschte Daten geben. Dieser Vorgang stellt insofern eine Herausforderung dar, als dass sich die Datenvielfalt, -komplexität sowie das Benutzerverhalten in den letzten Jahren deutlich verändert haben.



Die Cloud als neuer Speicherplatz Wurde man noch vor zehn Jahren in den meisten Unternehmen im Kellerarchiv fündig, so genügt heute ein Mausklick, um weltweit auf die relevanten Unternehmensdaten zugreifen zu können. Cloud Computing ermöglicht das Speichern von Daten in entfernten Rechenzentren, wobei die Speicherkapazitäten je nach Bedarf angepasst werden können. Dies ist heutzutage für ein Gros der Unternehmen die wohl efﬁzienteste Lösung für die stetig wachsende Datenmenge, da es sowohl die Ablage als auch den Zugriff auf große Datenvolumina erleichtert. Durch diesen bewussten Verzicht auf den physischen Datenzugriff gestaltet sich die Datenakquise im Rahmen forensischer Untersuchungen weitaus komplexer, da der Zugang zum Cloud-Server faktisch unmöglich ist. In diesem Zusammenhang sehen sich Unternehmen auch mit essentiellen, datenschutzrechtlichen Entscheidungen betreffend die Auswahl des Cloud-Anbieters sowie die Daten, welche effektiv ausgelagert werden sollen, konfrontiert.



Unternehmen müssen daher umso mehr Sorge dafür tragen, dass sie den rechtlichen Anforderungen gerecht werden und insbesondere kritische Daten entsprechend schützen. Hierbei ist auch der strafrechtliche Aspekt zu beachten – wird der Zuständigkeitsbereich normalerweise von Landesgrenzen deﬁniert, so kann bei Cloud-Services oftmals keine klare Grenze gezogen werden, denn: Wer einen Internetzugang hat, hat auch (zumeist) Zugriff auf die Daten.



Datenwiederherstellung nicht mehr möglich Neben Cloud Computing stellt die Umstellung auf neue, schnellere Speichermedien, wie zum Beispiel SSDs in Notebooks, einen weit verbreiteten Trend auch in Österreich dar. Im Gegensatz zu Festplatten werden in SSDs gelöschte Datensätze mit leeren Daten proaktiv überschrieben, wodurch eine bessere Systemleistung sichergestellt wird. Diese technische Gegebenheit erschwert allerdings eine Wiederherstellung von (un)beabsichtigt gelöschten Daten im Rahmen von computerforensischen Untersuchungen. Um zurückliegende Sachverhalte identiﬁzieren zu können, greifen Forensiker daher insbesondere auf vorhandene Backups beziehungsweise Datenarchive zurück. Folglich ist es für Unternehmen von besonderer Relevanz, eine robuste Backup-Policy zu deﬁnieren und umzusetzen. Denn nur ein effektives Datenmanagement garantiert die Hoheit über die eigenen Daten. Auch wenn „über den Wolken die Freiheit grenzenlos“ scheint, so birgt der Einsatz von Cloud Computing sowie modernen Speichermedien trotz deren Benutzerfreundlichkeit und Kostenreduktion komplexe technische sowie rechtliche Herausforderungen. Um dennoch die Kontrolle über den Datenbestand zu bewahren und auch künftig jederzeit auf diesen zugreifen zu können, sollten Unternehmen entsprechende Prozesse im Hinblick auf das Datenmanagement implementieren.



Karin Mair, Partnerin, National Leader Deloitte Forensic Austria



„Für die Unternehmensführung wird es essentiell sein, klare und gelebte Prozesse zu implementieren, um ‚Herr der Daten‘ zu bleiben.“
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Bernhard Göbl, Director, Operations & Technology



„Österreich muss sich der Tragweite des digitalen Trends bewusst werden und die digitalen Fähigkeiten in den Unternehmen ausbauen, um international nicht den Anschluss zu verlieren.“ Digitalisierung in Österreich



Aufholbedarf bei Digitalisierung



Rasant, disruptiv und innovationstreibend – das sind zentrale Schlagwörter der Digitalisierung. Für die Unternehmen bedeutet das vor allem eines: Veränderung. Diese bringt große Herausforderungen mit sich, aber auch viele Chancen für Wachstum und Wettbewerb.



Wie der Deloitte CIO Survey 2015 aufzeigt, liegt Österreich im internationalen Vergleich in Bezug auf das Commitment zum Thema Digitalisierung noch zurück. Nur 50% der österreichischen Befragten gaben an, dass der Technologiebereich Digital (mobile, social, web) einen signiﬁkanten Einﬂuss auf ihr Geschäft hat – international waren es mit 75% um die Hälfte mehr. Zudem kam die Studie zu dem Ergebnis, dass die Innovationsbereitschaft im Bereich der Digitalisierung in Österreich deutlich schwächer ist als in anderen Ländern. Innovationshemmend für die Digitalisierung sind unter anderem die Datenschutzvorgaben, die bei personenbezogenen Daten in Österreich bzw. der EU deutlich strenger sind als in vielen anderen Ländern. In einem globalisierten Markt stellt das einen klaren Nachteil dar. Hier gibt es Handlungsbedarf, den die Politik grundsätzlich bereits erkannt hat. Auf europäischer Ebene gibt es viele Stimmen, die für ein „neues Verständnis“ von Datenschutz werben, um europäische Unternehmen wettbewerbsfähiger zu machen.



Ein besonderes Merkmal der Digitalisierung ist ihre Geschwindigkeit. Unternehmen müssen schnell reagieren und neue, innovative Strategien parat haben, wenn sie im digitalen Zeitalter mit den neuesten Trends mithalten wollen. Zudem zeichnet sich die Digitalisierung durch die Neuordnung bestehender Geschäftsmodelle aus, die mit einer Veränderung des Marktes einhergeht, in dem auch plötzlich neue Konkurrenz durch Klein- und Kleinstunternehmen entsteht. Die digitalen Assets einer Organisation rücken vermehrt in den Mittelpunkt der Wertschöpfung und generieren einen kommerziellen Wert für das Unternehmen. Um bei diesen Entwicklungen erfolgreich zu bleiben, gibt es für Unternehmen nur zwei Möglichkeiten: Schnell genug zu sein, um die Veränderungen des Markts mitzumachen oder sogar selbst Treiber dieser disruptiven Veränderung zu sein. Daten spielen eine zentrale Rolle in der Digitalisierung. Sie können in Sekundenbruchteilen vervielfältigt, modiﬁziert, verknüpft, ausgewertet und um die Welt geschickt werden. So wird der Markt insgesamt global, denn selbst Einzelpersonen können ihre Produkte und Dienstleistungen weltweit anbieten und so auch mehr Kunden erreichen. Ein Beispiel für einen Markt, der den digitalen Wandel schon weitgehend durchgemacht hat, ist der Musikmarkt. Zwei Drittel des phonographischen Marktes in den USA wurden 2014 von digitalen Medien dominiert. Der österreichische Markt hinkt hier zwar noch hinterher, aber der Trend ist unaufhaltsam und stellt die gesamte Branche seit einigen Jahren völlig auf den Kopf. Dabei hat sich auch gezeigt: Die Unternehmen, die auf die neuen Rahmenbedingungen nicht oder nur zögerlich reagiert haben, wurden von der digitalen Welle überrollt und spielen heute wenn überhaupt nur mehr eine Nischenrolle.



Eines steht fest: Der Trend hin zur Digitalisierung ist unaufhaltsam und beschleunigt sich immer mehr. Wollen Österreich und seine Unternehmer weiterhin eine bedeutende Rolle in der Weltwirtschaft spielen, müssen jetzt die Weichen hin zu einer digitalen Zukunft gestellt werden.



Info Deloitte CIO Survey Deloitte hat im Rahmen des jährlichen Deloitte CIO-Survey im Jahr 2015 insgesamt 1.271 IT-Verantwortliche international führender Unternehmen über ihre Rollen und Aufgaben im Unternehmen sowie ihre Erwartungshaltungen befragt. Die Ergebnisse zeigen: Die daten- und technologiegetriebene Wirtschaft verändert die Aufgaben und die Position der IT-Leiter. Ein wichtiges Thema des Surveys war auch der digitale Wandel, dem sich die Unternehmen stellen müssen.
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6. Verfügbarkeit von Arbeitskräften



Verfügbarkeit von Arbeitskräften Vorjahr



Tendenz



Seit Jahren steht eine steigende Arbeitslosigkeit bei geringer qualiﬁzierten und älteren Arbeitnehmern den Engpässen bei gut ausgebildeten Arbeits- und Fachkräften gegenüber. Österreich hat die große Herausforderung zu meistern, weitere Erwerbspotenziale zu erschließen und das Bildungsniveau kontinuierlich zu steigern. In der Gesamtbewertung bleibt es bei zwei Punkten – mit einer Verbesserung ist vorerst nicht zu rechnen.



+ Gute Arbeitgeber-/Arbeitnehmerbeziehungen und geringe Streikquote (Sozialpartnerschaft)



+ Steigerung des Frauenanteils in leitenden Positionen des öffentlichen Dienstes



+ Betriebliche Ausbildung (duales Bildungssystem, On-the-job-Training)



- Lücke zwischen steigendem Jobangebot und Qualiﬁkationen der Arbeitssuchenden (Langzeitarbeitslose)



- Fachkräftemangel und Gefahr der Abwanderung von Talenten (Brain Drain)



- Sinkende Arbeitsproduktivität (mäßiges Wirtschaftswachstum bei steigender Beschäftigung)



- Geringe Flexibilität bei Vergütung und Beschäftigungsverhältnissen



- Mangelnde Chancengleichheit erwerbstätiger Männer und Frauen, hohe Teilzeitquote bei Frauen, Gender Pay Gap



- Reformstau bzw. ideologisch geführte Diskussion im Bildungsbereich



MUT zur Modernisierung der Arbeit Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind mit einer Zunahme der erwarteten Flexibilität konfrontiert. Diese Erwartungen an eine zeitliche, technologische und funktionale Mobilität brauchen neue Regeln und Herangehensweisen. Der gesamte Arbeitsmarkt sollte das ungenützte Erwerbs- und Kompetenzpotenzial von Frauen, älteren Arbeitnehmern und Migranten besser nutzen.
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Beispiele Schule im Aufbruch: Das Ziel dieser privaten Initiative ist eine Lernkultur zur Potenzialentfaltung, die die angeborenen Fähigkeiten der Kinder fördert. Immer mehr Lehrer schließen sich diesem Netzwerk an. Smart Working: Unternehmen aus der Finanz-, Technologie- und Beratungsbranche haben moderne Führungs- und Performance Management-Konzepte eingeführt sowie smarte Arbeitsplätze geschaffen. Freiberuﬂer und Startups nutzen seit Jahren die Synergien und Netzwerke von „coworking spaces“. Impulsberatung: Auf Initiative des AMS werden Unternehmen bei der Personal- und Organisationsentwicklung begleitet (z.B. Qualiﬁkationen, technologischer und struktureller Wandel, Beschäftigungsfähigkeit).



Bildung: Es braucht weitere mutige Reformschritte Eine frühzeitige, umfassende und hochwertige Bildung sowie Förderung der Kinder ist die Basis für späteren Erfolg im Arbeitsleben. Nur mit gut (aus-)gebildeten Arbeitskräften können Österreichs Unternehmen im globalen Wettbewerb erfolgreich sein. In Österreich herrscht seit vielen Jahren eine intensive, aber leider bisher nicht sehr fruchtbringende Diskussion zum Bildungsthema. 2015 gab es erstmals erkennbare Bewegung bei den starren Fronten: Die Bundesregierung beschloss nach langen Verhandlungen die Bildungsreform und setzte damit einen ersten Schritt hin zu einem zeitgemäßen, auch international wieder wettbewerbsfähigen Bildungssystem. Auch wenn die Reform in die richtige Richtung weist, müssen ihr noch viele weitere Maßnahmen folgen. Im Bildungsbereich gibt es in Österreich bereits eine Reihe positiver, innovativer Projekte. Diese erfolgen aber bisher vor allem in Form von einzelnen engagierten Initiativen, gerade im Schulbereich. Was noch fehlt sind große Innovationen und grundlegende Systemänderungen – hier sind gerade die Politik und die Interessenvertretungen gefordert. Die längst überfällige Föderalismusreform würde auch einen wichtigen Impuls geben, um die Blockade zwischen Bund und Ländern in Bildungsfragen beenden zu können.



• Änderung des Mindsets: Neben diesen veränderten Rahmenbedingungen bedarf es in Österreich aber vor allem einer grundsätzlichen Änderung des Mindsets. Die Stärken der Kinder müssen mehr als bisher erkannt und auch aktiv gefördert werden. Es braucht eine Abkehr von der derzeit gelebten Fehlerkultur, die sich nur darauf konzentriert, die Fehler und Schwächen bei den Schülern zu suchen. Die Schulsysteme der skandinavischen Länder wie Finnland oder Schweden dienen hier als Best Practice Beispiele. Ein konkretes Projekt, das in diesem Zusammenhang einen sehr innovativen Ansatz verfolgt, ist „Schule im Aufbruch“. Dort wird das System des Lernens völlig neu gedacht, nämlich als Lernkultur der Potenzialentfaltung. Ein beeindruckendes Musterschulprojekt dieses neuen Ansatzes ist die Heinz-Brandt-Schule in Berlin, aber auch in Österreich machen immer mehr Schulen bei diesem wegweisenden Projekt mit. Neben vielen positiven Ansätzen und Initiativen braucht es aber dringend auch ﬂächendeckende, grundlegende Veränderungen im System. Auch hier ist der Mindset von essentieller Bedeutung: Weg vom Bewahren und Erhalten, hin zum Erneuern und Schaffen.



Es gibt drei große Themen, die im Sinne der heranwachsenden (Mitarbeiter-)Generation unbedingt anzugehen sind: • Abschaffung der Selektion: Zuallererst bedarf es einer Abschaffung der frühen Selektion. Der Ausbau der gemeinsamen Schule für alle 10- bis 14-Jährigen würde einen wichtigen Beitrag leisten, um die noch immer vorherrschende soziale Selektion zu durchbrechen. Eine aktuelle Studie vom April 2015 konnte aufzeigen: Schüler der neuen Mittelschule wechseln öfter an höhere Schulen als Hauptschüler. Dadurch wird das Bildungsniveau vieler junger Menschen gehoben.1 • Realisierung der österreichweiten Ganztagesschule: Weiters helfen echte Ganztagesschulen nicht nur den Kindern, sondern gerade auch den Unternehmen und ihren Angestellten – und hier besonders den berufstätigen Frauen. In diesem Schulmodell wird ein verschränkter Unterricht mit abwechselnden Lern- und Freizeitphasen ermöglicht, was die Förderung unterschiedlichster Talente unterstützt. 1



Gundi Wentner, Partnerin, Human Capital



„Wir müssen weg von einer fehlerzentrierten Pädagogik. Jedes Kind will lernen und hat Talente – aber diese müssen auch erkannt und aktiv gefördert werden.“



Statistik Austria: Bildung in Zahlen 2013/14 in Statistisches Jahrbuch 2015
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Millennials – eine Generation mit hohen Ansprüchen und Werten Die Millennials, also alle ab 1982 geborenen Arbeitnehmer, spielen am Arbeitsmarkt eine immer wichtigere Rolle und stellen die Unternehmen vor neue Herausforderungen. Laut dem globalen Deloitte Millennial Survey 2016 sind zwei Drittel der Befragten bereit, bis zum Jahr 2020 ihren Job zu wechseln. Diese hohe Jobwechselbereitschaft unter den Millennials ist ein weltweiter Trend, der auch in Österreich verstärkt zu beobachten ist. Die Millennials etablieren sich immer mehr im Arbeitsleben und damit steigt auch der Druck auf die Unternehmen, für die geänderten Bedürfnisse und hohen Erwartungen der jungen Arbeitnehmer die passenden Angebote zu liefern.



Leadership rückt in den Fokus Die jungen Arbeitnehmer machen ihre Loyalität zum Arbeitgeber von einer Reihe von Faktoren abhängig: Sie suchen Entwicklungsmöglichkeiten und wollen Führungsverantwortung übernehmen, verlangen nach Flexibilität und sinnvollen Tätigkeiten. Gerade das Thema Leadership wird für die Millennials immer wichtiger. Auch wenn viele junge Talente bereits höhere Positionen in Unternehmen bekleiden, bleibt für die Unternehmen dennoch einiges zu tun. Mehr als sechs von zehn Befragten sind der Meinung, dass ihre Leadership-Fähigkeiten nicht ausreichend gefördert werden. Die Millennials fühlen sich beim Thema Leadership häuﬁg übergangen und haben das Gefühl, dass ihre Vorgesetzten junge Talente zu wenig fördern. Dabei können Unternehmen in einer immer unsichereren Arbeitswelt gar nicht früh genug damit beginnen, die Führungspersönlichkeiten von morgen heranzubilden.



Hohe Wertorientierung der Millennials Die Millennials weisen generell eine hohe Wertorientierung auf. Laut dem Deloitte Millennial Survey schließen 56% eine Beschäftigung bei einem bestimmten Unternehmen einzig aufgrund dessen Philosophie bereits im Vorfeld aus. 55% messen ihren persönlichen Werten einen hohen Stellenwert bei der Jobwahl bei. 49% haben sich auch schon einmal geweigert, eine bestimmte Aufgabe zu übernehmen, da sie sich mit dieser nicht identiﬁzieren konnten. Von 44% wurde bereits ein konkretes Jobangebot aufgrund divergierender Wertvorstellungen abgelehnt.
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Diese Zahlen zeigen es ganz klar: Millennials stellen ihre eigenen Werte nicht selten über die des Unternehmens und trauen sich auch zu widersprechen, wenn eine konkrete Aufgabe mit ihren Überzeugungen im Widerspruch steht. Die Studienergebnisse legen außerdem den Schluss nahe, dass sich die Werte der jungen Talente auch bei beruﬂichem Aufstieg und Erfolg nicht ändern oder verwässern. Die Millennials wollen zum überwiegenden Teil für Unternehmen tätig sein, die neben Proﬁtorientierung ihrer Tätigkeit auch einen übergeordneten Sinn geben. Einerseits verstehen sie, dass Proﬁtabilität und Wirtschaftlichkeit wichtige Pfeiler der Wirtschaft sind. Andererseits verlangen sie aber auch, dass Unternehmen ihr Handeln nicht an der reinen Gewinnmaximierung ausrichten. Wenn die österreichischen Unternehmen Millennials überzeugen und langfristig halten wollen, müssen sie den jungen Mitarbeitern das bieten, wonach sie so dringend verlangen – nämlich eine sinnvolle Tätigkeit, die mit ihren Werten in Einklang steht.



Margareta Holz, Partnerin, Recruiting Services



„Millennials verlangen mehr als alle Generationen vor ihnen vor allem eines: Eine sinnvolle Tätigkeit in einem Arbeitsumfeld, das ihren Werten entspricht und nicht nur auf Proﬁt ausgerichtet ist.“



Generation 50+ – Erfahrungswissen als Asset für die Unternehmen



Unternehmen proﬁtieren von aktivem Generationenmanagement



Die demographische Entwicklung hin zu einer Überalterung der Gesellschaft ist einer von vielen miteinander zusammenhängenden Faktoren, die dazu führten, dass sich die Arbeitswelt in Österreich in den letzten Jahren drastisch verändert hat.



Aktives Generationenmanagement heißt, für Menschen unterschiedlichen Alters ein Arbeitsumfeld zu schaffen, in dem sie voneinander lernen und ihr vielseitiges (Erfahrungs-)Wissen einbringen können.



Die Unternehmen stehen heute vor der Herausforderung, dass bis zu vier MitarbeiterGenerationen miteinander arbeiten. Das birgt viel Konﬂiktpotenzial in sich, da diese Generationen unterschiedliche Bedürfnisse und Erwartungen an das Arbeitsleben haben. Den Unternehmen gelingt es nicht immer adäquat darauf zu reagieren. Dabei ist die Sensibilität in Bezug auf das Alter in österreichischen Unternehmen wesentlich höher als noch vor ein paar Jahren. Während ein MitarbeiterDurchschnittsalter von 45 Jahren vor ein paar Jahren noch wenig Reaktion in Unternehmen hervorrief, kann dies heute durchaus für Unruhe sorgen: Einerseits befürchten die Unternehmen einen beträchtlichen Know-how-Verlust durch baldige Pensionierungen, andererseits sehen sie die Nachfolge – insbesondere von Schlüsselpositionen – mittelfristig gefährdet.



Eine wesentliche Voraussetzung ist es, die Altersstruktur im eigenen Unternehmen zu kennen. Unternehmen müssen wissen, welche Schlüsselpositionen von welchen Alterssegmenten besetzt sind und welche Kompetenzen die unterschiedlichen Altersschichten mitbringen. Die Frage sollte daher zukünftig weniger lauten „Wie werden wir noch attraktiver für junge Talente“, sondern vielmehr: „Welche Kompetenzen brauchen wir für welche Funktionen und in welcher Altersgruppe lassen sich diese Qualiﬁkationen am ehesten ﬁnden?“. Das bedeutet auch, dass Begriffe wie „Talent“ neu deﬁniert werden müssen. Talente sind nicht immer ausschließlich die jungen Berufseinsteiger. In manchen Tätigkeiten sind das eher Mitarbeiter aus höheren Altersgruppen, denn häuﬁg sind Berufserfahrung und Know-how unbezahlbare Qualitäten.



Angesichts der bestehenden Arbeitsmarktsituation – mit einer Verknappung geeigneter Fachkräfte und sinkender Mitarbeiter-Loyalität – rüsten sich Unternehmen für alternative Wege: Dabei geht es beispielsweise um die Suche nach Fachkräften aus dem Ausland oder die verstärkte Ausbildung eigener Fachkräfte. In vielen Unternehmen zielen die Maßnahmen auch darauf ab, das Alter nicht als diskriminierenden Faktor bei der Suche und Entwicklung von Mitarbeitern zu werten: Zwei konkrete Maßnahmen sind die bewusste Suche von Mitarbeitern mittleren und höheren Alters für bestimmte Funktionen („Zukauf“ von Erfahrungswissen) sowie die altersunabhängige Förderung von Talenten.



Christian Havranek, Partner, Human Capital



„Berufserfahrung und Erfahrungswissen sind unbezahlbare Qualitäten. Das müssen sich die Unternehmen noch mehr als bisher bewusst machen.“



Deloitte Radar 2016 | 49



Integrative HR-Strategie und generationensensitive Mitarbeiterführung Unternehmen müssen immer öfter eine Unternehmenskultur entwickeln, in der eine generationenübergreifende Zusammenarbeit ermöglicht, geschätzt und gefördert wird. Dabei helfen Initiativen zur bewussten Zusammensetzung altersgemischter Teams oder zu individuellen Formen der Kooperation wie klassisches Entwicklungsmentoring (junge Mitarbeiter lernen von erfahrenen Älteren) sowie Reverse Mentoring (ältere und erfahrene Mitarbeiter gewinnen neue Perspektiven durch das Lernen von den Jungen). Andererseits muss auch berücksichtigt werden, dass sich Bedürfnisse und Erwartungen von Mitarbeitern über die Lebensphasen hinweg ändern. Über den Dialog mit der Belegschaft gelingt es Unternehmen, diese Erwartungen kennenzulernen und zu verstehen. Ein Lebensphasen-orientiertes HR-Management kann zum Beispiel bedeuten, die Lern- und Entwicklungsfähigkeit von Individuen über die Lebensarbeitszeit bewusst zu fördern, alternative Berufslaufbahnen für Mitarbeiter zu öffnen, oder die Chancen und Möglichkeiten ﬂexibler Arbeits(zeit)-Modelle zu nutzen.



Frühzeitige Beschäftigung mit dem Thema Eine junge Belegschaft sollte für Unternehmen kein Vorwand sein, sich nicht mit dem Thema „Arbeit und Alter“ zu beschäftigen. Im Gegenteil: Insbesondere Unternehmen, die vielleicht erst in 15 Jahren vor der Frage einer (Über-)Alterung der Belegschaft stehen, haben jetzt die Chance für eine frühzeitige und strategische Auseinandersetzung mit dem Thema. Je früher Unternehmen lernen, die unterschiedlichen Erwartungen und Bedürfnisse ihrer Mitarbeiter zu verstehen, und Mittel und Wege für die konstruktive Zusammenarbeit unterschiedlicher Alterssegmente ﬁnden, desto besser sind sie für den demographischen Wandel gerüstet.
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Pay Gap – ungleiche Bezahlung für gleiche Leistung Die ungleiche Entlohnung für gleiche Leistung, ist in Österreich noch immer Realität: Frauen gelingt es nicht im gleichen Maße wie Männern, für ihre Leistung adäquat entlohnt zu werden. Ein wesentlicher Faktor für das Zustandekommen des Gesamteinkommensunterschieds zwischen Männern und Frauen sind die Einkommensnachteile von Frauen bereits beim Berufseinstieg. Die unterschiedlichen Startpositionen bedingen Verdienstunterschiede, die sich im Laufe des Berufslebens noch verstärken. Der Gender Pay Gap lässt sich im Wesentlichen auf folgende Ursachen zurückführen: • Teilzeitbeschäftigung vs. Vollzeitbeschäftigung Frauen unterbrechen und reduzieren familienbedingt ihre Erwerbstätigkeit häuﬁger und länger. Im EU-Vergleich hat Österreich eine der niedrigsten Vollzeiterwerbsquoten bei Frauen, diese ist in den vergangenen Jahren auch kaum gestiegen. • Ausbildungswege und Berufswahl Gesellschaftliche Rollenklischees führen dazu, dass sich Frauen weiterhin zum Großteil für „typische Frauenberufe“ entscheiden. Ähnlich ist die Situation bei berufsbildenden mittleren Schulen und an den Universitäten. „Typische Frauentätigkeiten“ werden nach wie vor schlechter bewertet – auch kollektive Lohnverhandlungen konnten noch nicht dazu beitragen, diese Situation nachhaltig zu verbessern. • Horizontale und vertikale Segregation des Arbeitsmarktes Frauen fehlen in bestimmten Berufen, Branchen und auf den höheren Stufen der Karriereleiter: Der Frauenanteil in Top-Führungspositionen (Vorstände, Geschäftsführungen, Aufsichtsräte, etc.) liegt nach wie vor im niedrigen Prozentbereich. Auch in den letzten Jahren gab es kaum Fortschritte bei der Besetzung von Führungspositionen durch Frauen. Ein erster wichtiger Schritt ist jedoch bereits erfolgt: Durch die freiwillige Selbstverpﬂichtung der Bundesregierung ist der Frauenanteil in Aufsichtsräten innerhalb wengier Jahre auf knapp 40% gestiegen.



Wie sich zeigt, sind die Ursachen des geschlechterspeziﬁschen Einkommensunterschiedes sehr vielfältig. Ein Teil der Differenz lässt sich durch soziale und beruﬂiche Merkmale wie Alter, Ausbildung oder Dauer der Unternehmenszugehörigkeit erklären. Ein anderer erheblicher Teil ist aber nicht mit sachlichen Faktoren begründbar, sondern eine Folge von nach wie vor bestehender Ungleichbehandlung. Die Lohnlücke selbst stellt einen fortbestehenden Fehlanreiz für das Erwerbsleben von Frauen dar. So führen schlechtere Einkommensaussichten zu niedrigerer Erwerbsneigung, längere Erwerbsunterbrechungen haben außerdem mehr Entgeltungleichheit zur Folge.



Verpﬂichtender Einkommensbericht als Chance Ein wichtiger Schritt hin zu mehr Gleichheit und einem geringeren Geschlechterunterschied in der Bezahlung ist der in Österreich verpﬂichtende Einkommensbericht ab 150 Mitarbeitern. Mit diesem Bericht werden Gehaltsunterschiede evident, was wiederum in den österreichischen Unternehmen einen Kulturwandel hin zu Gleichbehandlung in Gang setzen kann. Notwendigerweise sollten jedoch Betriebsräte weiter darin unterstützt werden, das Potenzial von Einkommensberichten zur Erhöhung der innerbetrieblichen Einkommenstransparenz zu erkennen und in ihrer täglichen Arbeit zu nutzen.



Gundi Wentner, Partnerin, Human Capital



„Mit dem verpﬂichtenden Einkommensbericht werden Einkommensunterschiede evident – dadurch kann in den österreichischen Unternehmen ein Kulturwandel hin zu Gleichbehandlung in Gang gesetzt werden.“
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Trend: Die virtuelle Auslandsentsendung Für international agierende Unternehmen sind immer häuﬁger so genannte „virtuelle Expatriates“ im Einsatz. Auch in Österreich geht der Trend bei den Unternehmen dahin, virtuelle Assignments als Alternative zum traditionellen internationalen Mitarbeitereinsatz anzubieten. So ist für die Zukunft damit zu rechnen, dass virtuelle Auslandsentsendungen an Bedeutung gewinnen werden. „Virtuelle Expatriates“ sind Mitarbeiter, die für ein (Konzern-)Unternehmen mithilfe elektronischer Medien und neuer Arbeitsweisen im Ausland oder an einem anderen Standort tätig sind. Dabei bleiben die Mitarbeiter physisch an ihrem bisherigen Arbeitsplatz, sind immer noch über dasselbe Unternehmen angestellt und beziehen auch das Gehalt von diesem. Für virtuelle Auslandsentsendungen kann es verschiedene Anlässe geben: Der Sicherheitsaspekt kann eine wichtige Rolle spielen, wenn potenzielle Einsatzorte in Krisengebieten liegen. Die Kollaboration für Projekte jeder Art oder die Zurverfügungstellung einer Arbeitskraft mit einer bestimmten Qualiﬁkation, die ein anderes Konzernunternehmen für einen gewissen Zeitraum benötigt, sind die häuﬁgsten Anwendungsgebiete.



Vor- und Nachteile von virtuellen Entsendungen Die virtuelle Entsendung kann klare Vorteile mit sich bringen. Vor allem für Unternehmen überwiegen die positiven Effekte, wie beispielsweise die damit einhergehende Kostenersparnis in Bezug auf Reisen, Übersiedlungen, Wohnen am Einsatzort und vieles mehr. Mitarbeiter wiederum können in ihrem gewohnten Umfeld bleiben, müssen nicht ihren Wohnsitz verlegen und proﬁtieren so von mehr Stabilität sowie einem gewohnten Alltag für sich und ihre Familien. Jedoch gibt es auch potentielle Nachteile: Negative Auswirkungen auf die Work-Life-Balance der Mitarbeiter, insbesondere durch die Zeitverschiebung zwischen Heimatort und Arbeitsort und die manchmal gefühlte unbegrenzte zeitliche Verfügbarkeit oder die fehlende soziale und persönliche Einbindung am Ort, an dem man virtuell tätig ist, sind Beispiele. Damit gehen dann auch negative Auswirkungen auf die Produktivität und die Ergebnisse der Arbeit einher.
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Rechtliche Auswirkungen für Unternehmen Für die Unternehmen stellen die arbeits- und steuerrechtlichen Aspekte der virtuellen Auslandsentsendung eine Herausforderung dar. Vor allem die Neudeﬁnition des wirtschaftlichen Arbeitgebers Mitte 2014 (Urteil 2013, Erlass 2014) durch das Finanzministerium hat auch konkrete Auswirkungen auf virtuelle Entsendungen. Bei den „virtuellen Expatriates“ stellt sich grundsätzlich die Frage, in welchem Land deren Einkünfte zu besteuern sind. Solange die Mitarbeiter im Stammland bleiben, gibt es in der Regel keine steuerlichen Auswirkungen. Denn man arbeitet dann zwar für eine ausländische Gesellschaft, aber nur virtuell und somit noch immer im Inland. Sobald ein Mitarbeiter jedoch Dienstreisen ins Ausland zum Unternehmen antritt, für das er eigentlich virtuell arbeitet, kann dies steuerliche Konsequenzen ab dem ersten Tag im Ausland haben. Es ist auch regelmäßig zu prüfen, ob durch die Arbeit des Mitarbeiters im Inland – für den wirtschaftlichen Zweck eines ausländischen Unternehmens – eine Betriebsstätte im Inland begründet wird und damit körperschaftsteuerliche Konsequenzen nach sich gezogen werden. Weiters müssen auch die Regelungen gegen Lohn- und Sozialdumping beachtet werden. Wenn ein Mitarbeiter aus einem Land mit einem geringeren Lohnniveau kommt, so muss er zumindest in der Zeit, in der er physisch im anderen Land arbeitet, nach den lokalen Standards entlohnt werden. Außerdem müssen gegebenenfalls Meldepﬂichten und die Regelungen der Ausländerbeschäftigung beachtet werden.



Sorgfältige Vorbereitung Viele österreichische Unternehmen haben bereits erkannt, dass virtuelle Entsendungen klare Vorteile mit sich bringen. Da diese Entsendungen in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen werden, ist es für österreichische Unternehmen essenziell, sich frühzeitig darüber Gedanken zu machen, in welchem Ausmaß Tätigkeiten virtuell erledigt werden sollen bzw. wann persönlicher Kontakt und Reisetätigkeiten sowohl für das Unternehmen als auch die Mitarbeiter zielführender sind. In der Folge müssen die notwendigen Rahmenbedingungen und Vorkehrungen getroffen werden.



Info Rechtliche Aspekte bei virtuellen Auslandsentsendungen • Neudeﬁnition wirtschaftlicher Arbeitgeber: Bei den „virtuellen Expatriates“ stellt sich grundsätzlich die Frage, in welchem Land deren Einkünfte zu besteuern sind. Solange die Mitarbeiter im Stammland bleiben, gibt es keinen Übergang der Steuerzuständigkeit ins andere Land. Dienstreisen ins Ausland zum Unternehmen können dort ab dem ersten Tag zu steuerlichen Konsequenzen führen. • Lohn- und Sozialdumping: Wenn ein Mitarbeiter aus einem Land mit einem geringeren Lohnniveau kommt, muss er in der Zeit, in der er physisch in einem Land mit einem höheren Lohnniveau arbeitet, gegebenenfalls nach diesen Standards entlohnt werden. • Gefahr einer Betriebsstätten-Begründung: Das Risiko einer Körperschaftsteuerpﬂicht durch die physische Tätigkeit des Mitarbeiters in einem anderen Staat als dem Sitzstaat der beschäftigenden Gesellschaft ist zu prüfen. Dabei spielen vor allem die Dauer und Art der Tätigkeit sowie die Gestaltung des Arbeitsplatzes eine Rolle.



Andrea Kopecek, Partnerin, Global Employer Services



„Für die Unternehmen stellen das Personalmanagement sowie arbeits- und steuerrechtlichen Aspekte der virtuellen Auslandsentsendung eine Herausforderung dar. Häuﬁg ist hier noch eine Informationslücke feststellbar und es gibt Aufklärungs- bzw. Handlungsbedarf.“
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7. Lebensqualität



Lebensqualität



Vorjahr



Tendenz



Materieller Wohlstand und die Qualität des Lebensstandards sind überdurchschnittlich stark ausgeprägt. Beim subjektiven Wohlbeﬁnden und bei der Einschätzung künftiger Möglichkeiten liegt Österreich jedoch hinter vergleichbaren Staaten zurück, wodurch die hohe Lebensqualität in der Wahrnehmung vieler in Gefahr ist. In der Gesamtbewertung ergibt das die maximale Punktezahl mit leicht negativer Tendenz.



+ Wohlstand und sehr hohe Lebensqualität + Stabilität und Sicherheit + Hohe Beschäftigung + Hochentwickeltes Gesundheits- und Sozialsystem + Ausgeprägter Gemeinsinn und zivilgesellschaftliches



- Vergleichsweise unterdurchschnittliche Entwicklung des verfügbaren Einkommens



- Vergleichsweise geringere Erwartungen betreffend Chancen und Möglichkeiten in der Zukunft



- Empfundene Work-Life-Balance geringer als in vergleichbaren Ländern



Engagement



MUT zu sozialer Verantwortung Schon bisher zeichnet die Österreicher ein hoher Gemeinsinn aus. Gerade jetzt kommt es auf die Achtsamkeit sowohl jedes Einzelnen als auch der Gesellschaft an. Zivilgesellschaftliches Engagement, neue Lösungsansätze sowie die soziale Verantwortung vieler Unternehmen und Bürger werden zur Bewältigung der aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen von hoher Bedeutung sein.
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Beispiele Flüchtlingshilfe: Professionelles Krisenmanagement der etablierten Hilfsorganisationen (z.B. Rotes Kreuz, Caritas, Diakonie), selbstorganisierte Initiativen (z.B. Train of Hope) sowie die Hilfsbereitschaft vieler Bürger und NGOs sind ein Ausdruck des hohen zivilgesellschaftlichen Engagements. Neues Gemeinnützigkeitsgesetz: Durch die neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen werden Wohltätigkeit und Spendenfreudigkeit weiter gefördert. Social Entrepreneurs: Immer mehr Startups widmen sich gesellschaftlichen Herausforderungen im Bereich der Bildung, Armutsbekämpfung, Umwelt oder Beschäftigung benachteiligter Gruppen.



Soziale Verantwortung 2015 kann als Jahr der Großzügigkeit bezeichnet werden: Die Österreicher haben mit EUR 600 Mio. (zum Vergleich: EUR 570 Mio. im Jahr 2014) einen neuen Spendenrekord aufgestellt. Besonders die Flüchtlingshilfe ist in den vergangenen Monaten voll angelaufen und hat sowohl zu vielen Geld- und Sachspenden als auch zu einem außergewöhnlichen Engagement der unzähligen ehrenamtlichen Helfer und der Zivilgesellschaft geführt. Zum positiven Spendenergebnis hat auch beigetragen, dass Spenden in Österreich steuerlich absetzbar sind. Bereits 840.000 Österreicher nutzen diese Absetzbarkeit und so wird jeder dritte Spendeneuro bereits in Steuererklärungen angegeben. Demzufolge wächst die Gesamtsumme des Spendenaufkommens unter anderem auch dadurch, dass die Datenlage immer besser wird und immer mehr Einrichtungen ihre Aufkommen im Sinne der Transparenz veröffentlichen.1



Gemeinnützigkeitsgesetz als positives Signal Der Gesetzgeber verfolgt das Ziel, die Spendenfreudigkeit der Österreicher weiter zu fördern. Mit dem Ende 2015 beschlossenen Gemeinnützigkeitsgesetz wurde hierzu ein wichtiger Schritt gesetzt. Dieses Gesetz trägt dazu bei, dass Österreich im Gemeinnützigkeitsrecht international wieder konkurrenzfähig werden kann. Bisher war es gemeinnützigen Vereinen und Privatstiftungen – anders als vergleichbaren Organisationen in zahlreichen anderen Staaten – nicht erlaubt, mit Geldmitteln gezielt Projekte anderer gemeinnütziger Organisationen zu ﬁnanzieren. Spenden für gemeinnützige Zwecke – selbst an laut Finanzministerium spendenbegünstigte Organisationen – waren nur von Seiten (nicht gemeinnütziger) Unternehmen oder von Privaten möglich. Eine Spende durch eine gemeinnützige Organisation führte bisher stets zum Verlust des Gemeinnützigkeitsstatus und war mit empﬁndlichen Steuernachzahlungen verbunden. Seit Anfang 2016 ist die gezielte Weiterleitung von Geldern an gemeinnützige Organisationen grundsätzlich erlaubt. Allerdings wurde diese Möglichkeit nur auf Spenden und Projektﬁnanzierungen für gemeinnützige Organisationen ausgedehnt, die sich einer jährlichen, in der Regel nicht unentgeltlichen Jahresabschlussprüfung unterziehen sowie eine spezielle Prüferbestätigung einholen und damit (nach einer dreijährigen Wartefrist) auf der Liste des Finanzministeriums für spendenbegünstigte Organisationen aufscheinen. Dies passierte vor allem zur besseren Überprüfbarkeit für die Finanzverwaltung. 1



Andere sind ausgeschlossen Andere Organisationen, insbesondere kleinere bzw. lokale Vereine, werden vom Gesetzgeber zur Sicherheit ausgeschlossen, auch wenn sie sich Kunst, Kultur oder mildtätigen Projekten widmen. Zu sehr besteht offenbar die Angst und das Misstrauen von Seiten der Finanzverwaltung, ein Verein oder eine Stiftung könnte die gesammelten Gelder an unterschiedliche lokale Organisationen weiterleiten, die unter Umständen diese ﬁnanziellen Mittel doch nicht für gemeinnützige Zwecke verwenden und sogar wieder an andere Organisationen weiterleiten. Am neuen Gemeinnützigkeitsgesetz wiederum grundsätzlich positiv zu bewerten ist die Tatsache, dass Kunst- und Kultureinrichtungen ab 2016 steuerlich abzugsfähige Spenden erhalten können. Aber leider sollen nur jene Kunst- und Kultureinrichtungen, wie beispielsweise Theater und Festspielorganisationen, gefördert werden, die ohnedies bereits staatlich anerkannt eine öffentliche Bundes- oder Landesförderung erhalten. Vor allem kleinere, lokale Kulturvereine sind damit weiterhin vom Empfang steuerlich abzugsfähiger Spenden ausgeschlossen. Große Vereine werden so gegenüber kleinen Organisationen in der Praxis begünstigt. Das ist gerade unter dem Gesichtspunkt einer breiten Förderung von Kunst und Kultur zu bedauern.



Klaus Wiedermann, Director, Private Clients



„Mit dem Gemeinnützigkeitsgesetz versucht Österreich im Gemeinnützigkeitsrecht wieder international konkurrenzfähig zu werden. Aber ein Wermutstropfen bleibt: Große Vereine werden gegenüber kleinen Organisationen in der Praxis begünstigt.“



Fundraising Verband Austria: Spendenbericht 2015
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Positive Effekte für die Wirtschaft Einen positiven Effekt wird das Gemeinnützigkeitsgesetz voraussichtlich auch auf den österreichischen Arbeitsmarkt haben. Laut einer Studie von EcoAustria (im Auftrag des Fundraising Verband Austria) ist damit zu rechnen, dass Österreich durch verbesserte steuerliche und rechtliche Rahmenbedingungen für Stiftungen über die nächsten fünf Jahre mit einem jährlichen Wachstum von ca. 600 Arbeitsplätzen im Bereich Wissenschaft und Forschung, Bildung und Soziales rechnen kann.1 In Österreich spielt der Nonproﬁt-Sektor mit einem Anteil von 5,2% aller Beschäftigten und einer Bruttowertschöpfung von knapp EUR 6 Mrd. auch für die Wirtschaftsleistung eine wichtige Rolle. Besonders interessant ist, dass sowohl die Beschäftigungszahlen als auch die Wertschöpfung seit 2010 stärker anstiegen als in der Gesamtwirtschaft.2 Das heißt, dass Social Businesses, neben der Wertschöpfung im nicht unmittelbar monetarisierbaren Bereich (gesellschaftlicher Nutzen aufgrund ihres Kerngeschäfts), auch für die Wirtschaftsleistung des Landes eine beachtliche Rolle spielen.



Claudia Fritscher, Partnerin und Chairwoman, Deloitte Österreich



„Viele Österreicher stellen seit Jahren ihre Weltoffenheit und ihr hohes soziales Engagement unter Beweis. Das hat auch einen positiven Effekt auf die Attraktivität des Standortes.“



Patrick A. Schöggl , Director, Life Sciences & Health Care



„Es gibt große Potenziale für neue Entwicklungen im österreichischen Gesundheitssystem, die auch eine Hebelwirkung für weite Teile der Wirtschaft entfalten können.“ 56 | Deloitte Radar 2016



Gesundheitswesen Österreich nimmt bei der Zufriedenheit der Bevölkerung mit dem Gesundheitswesen europaweit eine Spitzenposition ein. Dies hat auch einen positiven Effekt auf den Wirtschaftsstandort Österreich. Kostendämpfungsmaßnahmen zum Erhalt der Finanzierbarkeit, Modernisierung der Versorgungsstrukturen und wirksame Steuerung der Patientenströme sind in den kommenden Jahren die größten Herausforderungen in diesem Bereich.



Österreich ist Spitzenreiter in der Zufriedenheit Neben objektiven Qualitätskriterien zeigen seit Jahren viele Umfragen und Vergleiche: Die Österreicher sind mit dem Gesundheitssystem und der gebotenen Qualität sehr zufrieden. Laut Eurobarometer 411 (Juni 2014) liegt Österreich bei einem EU-28-Schnitt von 71% mit 96% nach Belgien auf dem zweiten Platz.3 Darauf kann Österreich durchaus stolz sein. Dennoch darf man sich nicht auf diesen Lorbeeren ausruhen, sondern muss weiter intensiv an Optimierungen des Systems arbeiten.



Efﬁzienz – ein Potenzial auch in Österreich In ganz Europa sind die Gesundheitsausgaben seit Mitte des 20. Jahrhunderts stärker gestiegen als das BIP. Allerdings zeigt sich europaweit seit 2009, ausgelöst durch die weltweite Wirtschaftskrise, ein Rückgang der Steigerungsraten. In Österreich zeigt sich von 1990 bis 2013 ein stetiger Anstieg der Gesamtausgaben von rund EUR 11 Mrd. auf rund EUR 35 Mrd. Der Anteil am BIP ist von 8,4% auf 10,8% gewachsen. Rund 75% der Gesundheitsausgaben entfallen auf den öffentlichen Bereich, der Rest wird privat ﬁnanziert.4 Fraglich ist, ob der verstärkte Einsatz ﬁnanzieller Mittel auch unmittelbar zu einem besseren Gesundheitssystem führt. Die Lebenserwartung bei Geburt ist in Österreich von 1990 bis 2013 bei Männern von 72,2 auf 78,5 Jahre und bei Frauen von 78,9 auf 83,6 Jahre gestiegen.5 Insofern hat die Verdreifachung der Gesamtausgaben offensichtlich die Lage nicht verschlechtert. Die Frage ist allerdings, ob der Gesamtnutzen aus den Mehrausgaben größer sein könnte, nicht nur hinsichtlich der Sterblichkeit. Dies wird von vielen Experten mit einem klaren Ja beantwortet.



1 2 3



4 5



Fundraising Verband Austria: Spendenbericht 2015 WU Wien: Nonproﬁt Organisation in Österreich 2012 European Commission: Special Eurobarometer 411 „Patient Safety and Quality of Care“ 2015 Statistik Austria: Gesundheitsausgaben 1990-2013Quality of Care“ 2015 Statistik Austria: Bevölkerung



Gesundheitswesen – die Rettung für die Wirtschaft? Der Gesundheitsmarkt gehört zu den größten Branchen der Welt, der jährlich viele Milliarden Euro umsetzt. Die Gesundheitsbranche ist in vielen Ländern der größte Branchen-Arbeitgeber und schafft somit dringend benötigte Arbeitsplätze. Auch der Wirtschaftsstandort Österreich nutzt in den vergangenen Jahren zunehmend diese Potenziale. Ob in Form organisierter Cluster oder in Form vielfältiger Einzelinitiativen von Unternehmen, entdecken bislang branchenfremde Unternehmen zunehmend ihre Chancen im Gesundheitswesen. Die angesichts der Landesgröße hohe Dichte an medizinischen Universitäten und Fachhochschulen schafft weitere Möglichkeiten, mit Innovationen auch am Weltmarkt reüssieren zu können. Österreich besitzt alle Voraussetzungen, um ein internationales „Kompetenzzentrum“ für medizinische Lösungen zu werden.



Österreich altert – eine Herausforderung für das Gesundheitswesen Die Bevölkerung altert und damit wird die Alterspyramide zunehmend kopﬂastig. Eine der wesentlichen Herausforderungen ist der Bereich der chronischen Erkrankungen, und dort gibt es auch gleichzeitig großes Optimierungspotenzial. Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes, Krebs und chronische Lungenerkrankungen gehören europaweit zu den häuﬁgsten Todesursachen. Zur adäquaten und kostenefﬁzienten Versorgung dieser ständig größer werdenden Bevölkerungsgruppe bedarf es strukturierter Programme unter enger Kooperation aller Sektoren und Einbeziehung der betroffenen Patienten. Trotz kontinuierlich steigender Lebenserwartung liegt die Anzahl an gesunden Lebensjahren in Österreich unter dem EU-Schnitt. Bei einer Lebenserwartung von rund 80 Jahren verbringen wir statistisch gesehen nur 60 Jahre bei bester Gesundheit. Eine Steigerung der gesunden Lebenszeit würde nicht nur den betroffenen Menschen zugutekommen, sondern hätte auch eine positive monetäre Auswirkung.



Der beste Behandlungsort Ansätze zur Verbesserung der Efﬁzienz und der Effektivität gibt es ausreichend. Viele der gut geplanten und wissenschaftlich fundierten Aktivitäten und Projekte scheitern aber an mächtigen Mauern im System. Die sektoral getrennte Finanzierung oder Partikularinteressen von Berufsverbänden sind oftmals ein Hemmnis für die Neugestaltung der Versorgung.



Österreich verfügt über ein dichtes Versorgungsnetz. Gerade in und rund um Ballungszentren besteht eine Überversorgung in allen Sektoren. Dennoch gibt es auch viele vor allem ländliche Regionen mit einer Unterversorgung. Historisch gewachsen verfügt Österreich über eine vergleichsweise hohe Anzahl an Akutspitälern und Spitalsbetten. Seit vielen Jahren hält der Trend an, stationäre Behandlungen zu reduzieren und in den tagesklinischen und ambulanten Bereich zu verlagern. Damit verbunden kam es bereits zu einer laufenden Reduktion von Akutspitalsbetten. Der eingeschlagene Weg muss konsequent weiterverfolgt werden, um notwendige Kostendämpfungsziele zu erreichen.



Verfügbarkeit der Behandlungsdaten Das Gesundheitswesen ist weltweit im Wandel – so auch in Österreich. Vor nicht allzu langer Zeit hatten viele Menschen einen lebensbegleitenden Hausarzt. Dieser wusste über (fast) alles Bescheid und war Tag und Nacht im Dienst. Vor Änderung der Ärztedienstzeiten war es in Spitälern normal, dass die behandelnden Ärzte rund um die Uhr da waren. Heute sind die Patienten hingegen oft selbst bei wenig komplexen Erkrankungen mit einer Vielzahl an Behandlungsstellen und Behandlern konfrontiert. Das schafft eine Menge an Informationsschnittstellen. Umso wichtiger ist es, dass bestehende Technologien genutzt werden und die notwendigen Behandlungsdaten allen Beteiligten rasch zur Verfügung stehen. In Österreich wird dieses Ziel mit der Einführung einer elektronischen Gesundheitsakte ELGA verfolgt. Die technologischen Möglichkeiten werden angesichts der Entwicklungen in anderen Branchen und Lebensbereichen weiter wachsen. Auch in diesem Bereich liegen Potenziale für den Wirtschaftsstandort Österreich, die gehoben werden müssen.



Große Potenziale für die Zukunft Zusammenfassend gibt es große Potenziale für neue Entwicklungen im österreichischen Gesundheitssystem, die auch eine Hebelwirkung für weite Teile der Wirtschaft entfalten können. Werden die in den letzten Jahren begonnenen Schritte einer sektorenübergreifenden Planung und Steuerung konsequent weitergegangen, besteht berechtigte Hoffnung, dass das österreichische Gesundheitssystem auch zukünftig zu den weltweit besten gehören wird.
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Tourismusbranche



Negative Entwicklung erwartet



Der Tourismus trägt in Österreich maßgeblich zum Bruttoinlandsprodukt des Landes bei (5,1% im Jahr 2014).1 Generell erfreut sich Österreich sowohl im Sommer- als auch im Wintertourismus bei inländischen und internationalen Gästen großer Beliebtheit. Dennoch gerät die Branche aber zunehmend unter Druck, einerseits durch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, die auch an den Touristikern nicht spurlos vorübergeht, andererseits durch regulatorische und strukturelle Hürden, die die Arbeit der Unternehmer erschweren und eine positive Weiterentwicklung behindern.



Deloitte Tourismusbarometer Die vielfältigen Herausforderungen im österreichischen Tourismus nahm Deloitte Tirol zum Anlass, die aktuelle Stimmung unter den Touristikern im Rahmen einer Studie zu erheben. Das Deloitte Tourismusbarometer 2015 gibt Aufschluss darüber, wie es aus Sicht der Tourismusunternehmen um die heimische Tourismusbranche steht. Für die Studie wurden von Mai bis Juni 2015 knapp 50 Betriebe mit einem regionalen Schwerpunkt auf Tirol befragt. Gerade das Bundesland Tirol, das bei den Ankünften und Nächtigungen mit Abstand die Spitzenposition in Österreich einnimmt, sieht sich laut diesem Stimmungsbarometer mit einem Negativtrend konfrontiert. Frage: Wie schätzen Sie die wirtschaftliche Lage des Tourismus in Ihrem Bundesland in den nächsten 12 Monaten bzw. in den nächsten fünf Jahren ein? 18%



Wird sich wesentlich verschlechtern



Die Stimmung unter den Tourismusbetrieben ist 2015 grundsätzlich von Pessimismus geprägt. 61% der Befragten erwarten eine Verschlechterung ihrer Lage in den nächsten fünf Jahren, 46% sogar schon in den nächsten zwölf Monaten. Früher war in der Tourismusbranche noch ein grundsätzlicher Optimismus feststellbar, davon ist aber vor allem in Tirol derzeit nichts mehr zu bemerken.



Steigende Kosten- und Abgabenbelastung Die Touristiker sehen sich mit einer Reihe von Mehrbelastungen, vor allem in Form von steigenden Kosten und Abgaben, konfrontiert. Dies hat einen deutlich negativen Einﬂuss auf die geschäftliche Entwicklung. Für 84% der Befragten sind steigende Kosten und für 80% steigende Abgaben negative Einﬂussfaktoren für ihre Betriebsentwicklung. 43% wiederum sehen ihre Geschäftsentwicklung zudem durch Personalmangel im regionalen Umfeld gebremst. Eine drohende Abnahme der Gästezahlen und nationale sowie internationale Mitbewerber werden wiederum nur als geringes Risiko wahrgenommen.



Frage: Welche Bereiche beeinﬂussen die Entwicklung Ihres Betriebes negativ?



Steigende Kosten



13% 43%



Wird sich etwas verschlechtern



84%



Steigende Abgaben



80%



33% Personalmangel



9%



Keine Veränderung



33% 25%



Wird sich etwas verbessern Wird sich wesentlich verbessern in den nächsten 12 Monaten



1
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43%



Sinkende Gästezahl



34%



Mitbewerber national



32%



19% 5% 2% in den nächsten 5 Jahren



WKO: Tourismus & Freizeitwirtschaft in Zahlen 2015, Ausgabe 51



Mitbewerber international



20%



Zunehmender Fachkräftemangel



Abwartendes Investitionsklima



Der Mangel an qualiﬁzierten Fachkräften stellt die Tourismusbranche vor immer größere Herausforderungen. So stimmen 65% der befragten Touristiker der Aussage zu, dass die Verfügbarkeit von Fachkräften ein größeres Problem als noch vor zehn Jahren darstellt. Dieses deutliche Fehlen von Fachkräften ist kein alleiniges Phänomen der Tourismusbranche, denn weite Teile der österreichischen Wirtschaft sehen sich hier mit einem zunehmenden Engpass konfrontiert.



Ein Ergebnis dieser Stagnation und der pessimistischen Grundstimmung in der Branche ist auch das abwartende Investitionsverhalten. 68% der befragten Unternehmer wollen nicht mehr Geld für Investitionen ausgeben als in den letzten Jahren. Es werden zwar die unbedingt notwendigen Investitionen laufend getätigt, aber Großinvestitionen werden aufgeschoben und die Unternehmer wollen zunehmend kein Risiko eingehen. Diese Stagnation bei den Investitionen verhindert ein substantielles Wachstum im Tourismus.



Frage: Wie wirken sich zinsgünstige Kredite oder Negativzinsen auf Bankguthaben auf Ihre Investitionsentscheidung aus?



Regulierung als Schwachpunkt



2% 2% 11% 30%



55% Starker Rückgang der Investitionen Rückgang der Investitionen Keine Auswirkung



Die Touristiker sind sich auf der einen Seite bewusst, dass es eine Reihe von Erfolgsfaktoren gibt, die Österreich als Tourismusland stark gemacht haben und auch heute noch maßgeblich sind. Diese positiven Faktoren sind vor allem die Natur, die Qualität und Freundlichkeit des Personals sowie die Vielfalt der möglichen Aktivitäten. Auf der anderen Seite sehen die Unternehmer vor allem die zunehmende Regulierung als eindeutige Schwäche für die österreichische Tourismusbranche. Diese regulativen Eingriffe führen zu einem Verlust an Flexibilität, stark erhöhtem Verwaltungsaufwand sowie steigenden Kosten. Das bedeutet letztlich ein zunehmendes Risiko für die Entwicklung der gesamten Branche – einer Branche, die für den Wirtschaftsstandort Österreich ein international bekanntes Markenzeichen darstellt und damit von unheimlich großer Bedeutung ist.



Anstieg der Investitionen Starker Anstieg der Investitionen



Andreas Kapferer, Partner, Deloitte Tirol



„Die Rahmenbedingungen für den Tourismus müssen verbessert und vereinfacht werden. Das würde der Branche einen Schub verpassen und den Tourismusunternehmern die Freude am unternehmerischen Dasein zurückgeben.“
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Methodik Deloitte betrachtet im Deloitte.Radar die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich – die Bewertungen und Vorschläge beruhen auf internationalen Indizes, fachspeziﬁschen Studien und der eigenen Expertise aus der Beratungspraxis. Unternehmer und Manager bewerten Unternehmensstandorte anhand quantitativer und qualitativer Faktoren. Das sind in erster Linie volkswirtschaftliche Kennzahlen, rechtliche und sonstige Rahmenbedingungen, Verfügbarkeit von Ressourcen, aber auch Einschätzungen und Erwartungen hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung. Für den Deloitte.Radar werden seit 2014 vielfältige Quellen analysiert, verglichen und zu einem Gesamtbild verdichtet. Dies erfolgt mit folgenden Methoden: - Metastudie zu umfangreichen und mehrjährigen Standortvergleichen renommierter, internationaler Organisationen (WEF, IMD, INSEAD, Transparency International, OECD) - Berücksichtigung quantitativer Daten anerkannter Institutionen (EUROSTAT, OECD, Statistik Austria, WKO) - Durchführung und Berücksichtigung eigener Studien zu ausgewählten Themen - Recherche und Befragung von Unternehmern, Führungskräften, Interessenvertretungen sowie den facheinschlägigen Ministerien - Bewertungen und Empfehlungen durch die internen Experten sowie den Expertenrat Durch die Verknüpfung internationaler Analysen mit eigenen Studien und Expertenmeinungen berücksichtigt der Deloitte.Radar auch die Speziﬁka Österreichs mit seiner stark KMU-dominierten Wirtschaft und einem sozialpartnerschaftlich geprägten Unternehmensumfeld.
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Berücksichtigte Deloitte Studien



Deloitte Services Welche konkrete Dienstleistung auch gefragt ist: Wir prüfen und beraten ganzheitlich. Auf jede Ihrer unternehmerischen Fragestellungen gibt es eine Antwort – wir sind da, um sie zu finden und einen Mehrwert für Ihr Unternehmen zu schaffen. Dabei richten wir unsere Strukturen nach Ihren Bedürfnissen aus. Wir beraten Einzelpersonen und KMU ebenso kompetent wie Multinationals.
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Digitalisierung der Energiewirtschaft - Deloitte 

Zwei Drittel der Ã¶sterreichischen. Energieunternehmen erwirtschaften weniger als 5% durch. E-Commerce. 90% der Rechnungen werden immer noch per Post.
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Deloitte Tax News 

15.11.2012 - Gesetzeslage. GemÃ¤ÃŸ Â§ 98 Abs 1 Z 5 lit b EStG unterlie- gen Zinszahlungen in das Ausland bei unmittelbarer oder mittelbarer Besicherung mit inlÃ¤ndischem GrundvermÃ¶gen bzw vergleichbaren Rechten (zB Baurecht) nach innerstaat- lichem 
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Tourismusbarometer 2017 - Deloitte 

Ã–sterreichschnitt hingegen als relativ unproblematisch fÃ¼r die eigene Betriebs- ..... Begleitung durch einen externen Berater. â€¢ Weiterarbeit des Ãœbergebers im ...
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EPoC 2016 - Deloitte 

02.06.2017 - This publication includes an analysis of the current macroeconomic situation and expectations for coming years in the European construction industry. The industry, which is emerging from recession, has returned to a moderate level of gro
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The Next Evolution - Deloitte 

with ride-sharing startups to monitor real-time data on traffic backups while also supplying information on road closure
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Deloitte - Sumando Valor 

Compuesto por ocho socios activos elegidos por la Asamblea de Socios, es el principal ...... de baja emisividad de compu
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Ã¶sterreich - bmvit 

Der Themenbereich â€žVerkehrâ€œ ist umfangreich und hat groÃŸen. Einfluss auf unser Leben. Unser aller Alltag, egal ob PendlerIn oder VerkehrsexpertIn, ist untrennbar mit Verkehrsfragen verbunden. Wir sind auf ein gut funktionierendes Verkehrssystem 
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Ã–sterreich-Graz: Bauaufsicht 

Diese werden Ihnen Ã¼ber Mail Boxes ETC per Nachnahme zugestellt. Hinweis: Nachnahmekosten AT 17,51 EUR bzw. EU 25,00 EUR. IV.3.4). Schlusstermin fÃ¼r ...
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